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Verordnung 
über die Finanzierung von Ersatzschulen 
(Ersatzschulfinanzierungsverordnung - FESchVO)
Vom 18. März 2005 
(SGV. NRW. 223) 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 20. März 2023 
(GV. NRW. 2023 S. 203)[footnoteRef:2] [2: 	Die Änderungen durch diese Verordnung treten zum 01.08.2022 in Kraft. Die Anpassungen der Verwaltungsvorschriften treten entsprechend ebenso zum 01.08.2022 in Kraft.] 

mit[footnoteRef:3] [3: 	Der Text der Rechtsverordnung ist halbfett gedruckt. Hinter den Paragraphen der RechtsVO sind jeweils unmittelbar die entsprechenden Verwaltungsvorschriften (in Normalschrift) abgedruckt. Die Verwaltungsvorschriften beziehen sich entweder auf den gesamten Paragraphen oder auf einzelne Absätze. Die Absätze sind in der RechtsVO durch Einklammern einer Zahl, z.B. (1), gekennzeichnet.] 

11-03 Nr. 7.2
Verwaltungsvorschriften 
zur Ausführung 
der Ersatzschulfinanzierungsverordnung 
(VVzFESchVO)
Runderlass des Ministeriums für Schule und Weiterbildung
Vom 7. Januar 2008 (ABl. NRW. S. 86)[footnoteRef:4] [4: 	Bereinigt. Eingearbeitet: 
RdErl. v. 10.02.2014 (ABl. NRW. S. 126); RdErl. v. 28.10.2008 (ABl. NRW. S. 622)] 

Aufgrund des § 115 Abs. 1 und 2 sowie des § 133 Abs. 2 des Schulgesetzes (SchulG) vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102)[footnoteRef:5] wird im Einvernehmen mit dem Innenministerium und dem Finanzministerium sowie mit Zustimmung der für Schulen und für Haushalt und Finanzen zuständigen Landtagsausschüsse verordnet: [5: 	s. BASS 1-1] 
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[bookmark: 11-03nr7.1p1]§ 1 (zu § 105 SchulG) 
Grundsätze
(1) Voraussetzung für einen Anspruch auf Landeszuschüsse ist die Genehmigung nach § 101 SchulG.
(2) Gemeinnützigkeit im Sinne des § 105 Abs. 5 SchulG liegt vor, wenn der Schulträger mit dem Betrieb der Schule ausschließlich und unmittelbar die Ausbildung und Erziehung von Schülern erstrebt und keine Gewinnerzielung beabsichtigt ist. Die Absicht, Gewinne zu erzielen, besteht nicht, wenn die Einnahmen der Schule einschließlich öffentlicher oder privater Zuschüsse die zur Erfüllung des Schulzwecks erforderlichen Aufwendungen nicht übersteigen.
(3) Übersteigen die Finanzhilfe des Landes, die anzurechnenden Zuschüsse Dritter sowie die sonstigen Einnahmen der Ersatzschule (Gesamteinnahmen) die zur Aufrechterhaltung des Unterrichtsbetriebs dieser Ersatzschule notwendigen fortdauernden Ausgaben, ist die Finanzhilfe um den überschießenden Betrag zu kürzen; § 10 Abs. 2 bleibt unberührt.
(4) Auf freiwilliger Basis erbrachte Elternbeiträge zur Aufbringung der Eigenleistung gelten auch bei Schulen in Elternträgerschaft als Zuwendungen Dritter gemäß § 105 Abs. 6 Satz 2 SchulG.
(5) Der Anspruch auf Zuschüsse des Landes zu den refinanzierungsfähigen Ausgaben im Sinne des § 105 Absatz 2 des Schulgesetzes NRW bestimmt sich nach den Rechten und Pflichten der einzelnen Ersatzschule (Schulprinzip). Ausnahmen im Sinne eines Schulträgerprinzips werden innerhalb des Bezirks einer oberen Schulaufsichtsbehörde auch schulformübergreifend zugelassen
1. für die Bewirtschaftung des Grundstellenbedarfs (§ 107 Absatz 1 des Schulgesetzes NRW) von Schulen im Aufbau und der im Gegenzug hierzu auslaufend aufzulösenden Schulen desselben Trägers,
2. für die Bewirtschaftung der Beförderungsstellen und
3. für die Bewirtschaftung der Personalbedarfspauschale und der Personalnebenkostenpauschale (§ 107 Absatz 3 Nummer 1 und Nummer 2 des Schulgesetzes NRW).
Satz 2 gilt mit der Maßgabe, dass nach Entscheidung des Schulträgers der für eine bestimmte Schule zusätzlich benötigte, aber nicht mehr verfügbare Stellen- beziehungsweise Mittelbedarf betragsmäßig zu Lasten einer anderen Schule desselben Schulträgers in der Jahresrechnung als Ausgabe verbucht und die Inanspruchnahme listenmäßig nachgewiesen wird. Eine besoldungsgruppenübergreifende Bewirtschaftung der Grund- und Beförderungsstellen wird nicht zugelassen.
1.1 (zu § 1 Abs. 1)
[bookmark: 11-03nr7.2nr1.1.1]1.1.1 Der Anspruch auf Zuschüsse des Landes zu den refinanzierungsfähigen Ausgaben i.S.d. § 105 Abs. 2 SchulG (BASS 1-1) bestimmt sich nach dem Schulprinzip, d. h. Rechte und Pflichten beziehen sich auf die jeweilige einzelne Ersatzschule. Ausnahmen im Sinne eines Schulträgerprinzips werden innerhalb des Bezirks einer oberen Schulaufsichtsbehörde auch schulformübergreifend zugelassen 
a) für die Bewirtschaftung der Beförderungsstellen
b) für die Bewirtschaftung der Personalbedarfspauschale und der Personalnebenkostenpauschale (§ 107 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 SchulG)
mit der Maßgabe, dass nach Entscheidung des Schulträgers der für eine bestimmte Schule zusätzlich benötigte, aber nicht mehr verfügbare Stellen-/Mittelbedarf betragsmäßig zu Lasten einer anderen Schule desselben Schulträgers in der Jahresrechnung als Ausgabe verbucht und die Inanspruchnahme listenmäßig nachgewiesen wird.
Eine besoldungsgruppenübergreifende Bewirtschaftung der Beförderungsstellen wird nicht zugelassen.
1.1.2 Träger von Ersatzschulen erhalten nach Maßgabe des Haushalts sonstige Zuwendungen außerhalb der Ersatzschulfinanzierung nach den §§ 105 ff. SchulG grundsätzlich für die gleichen Zwecke und in gleicher Höhe wie öffentliche Schulen.
[bookmark: 11-03nr7.2nr1.1.3]1.1.3 Die Landeszuschüsse dienen gemäß § 105 Abs.1 und 2 SchulG der Sicherung der wirtschaftlichen Stellung der Lehrerinnen und Lehrer und der unterrichtlichen Leistungsfähigkeit der Ersatzschule, die hinter vergleichbaren öffentlichen Schulen nicht zurückstehen darf (Art. 7 Abs. 4 GG - BASS 0-1). Refinanzierbar sind daher nur solche Kosten, die im Rahmen der unterrichtlichen Leistungsgewährung der Schule oder der internen Schulverwaltung zur Aufrechterhaltung des Unterrichtsbetriebs geleistet werden. Alle anderen Ausgaben sind als trägerbezogener Aufwand nicht refinanzierbar (Unternehmerrisiko).
Dies gilt insbesondere für Aufwendungen, die allein der Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen des Ersatzschulträgers dienen (z.B. gem. 113 Abs. 3 SchulG und § 6 Abs. 2 FESchVO - BASS 11-03 Nr. 7.1).
1.2 (zu § 1 Abs. 2)
1.2.1 Landeszuschüsse werden nur gewährt, wenn ein Zuschussbedarf besteht. Folglich scheidet eine Bezuschussung nach dem Defizitdeckungsprinzip (§ 106 Abs. 1 SchulG) aus, wenn die Erzielung von Gewinnen beabsichtigt ist.
Der Schulträger ist grundsätzlich verpflichtet, die Gemeinnützigkeit nach § 1 Abs. 2 in geeigneter Weise nachzuweisen. Ist der Ersatzschulträger eine juristische Person, kann der Nachweis der Gemeinnützigkeit des Schulträgers auch durch Bescheinigung des zuständigen Finanzamtes geführt werden. Gemeinnützig sind ohne Nachweispflicht kirchliche Rechtsträger sowie Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind.
1.2.2 In der Finanzhilfe des Landes ist der Ersatz des den Ersatzschulen entstehenden Ausfalls an Schulgeld (Art. 9 Abs. 2 Satz 3 LV - BASS 0-2) enthalten.
1.3 (zu § 1 Abs. 3)
[bookmark: 11-03nr7.2nr1.3.1]1.3.1 Für die Bewilligung, Auszahlung, Abrechnung und Prüfung gelten die einschlägigen haushaltsrechtlichen Bestimmungen, soweit die §§ 105 ff. SchulG keine hiervon abweichenden Bestimmungen treffen. Bei Bündelschulen im Sinne des § 105 Abs. 4 SchulG ist zu differenzieren zwischen Schulen verschiedener Schulformen/Bildungsgängen, die nach Entscheidung des Schulträgers als organisatorische oder wirtschaftliche Einheit i.S.d. § 1 Abs. 2 ESchVO geführt werden und solchen Schulen, die sich in der Gesamtschau als wirtschaftliche Einheit am selben Schulstandort darstellen. Soweit Schulen faktisch - ganz oder teilweise - als wirtschaftliche Einheit i.S.d. § 105 Abs. 4 SchulG anzusehen sind, werden die jeweiligen Kostenpauschalen auch nur einmal gewährt. Bei Vorlage getrennter Jahresrechnungen erfolgt insoweit eine bedarfsgerechte Quotelung nach Schülerzahl bzw. Fläche.
1.3.2 Einnahmen des Schulträgers sind die nach der Schulgenehmigung mit dem Betrieb der Ersatzschule in einem rechtlichen oder wirtschaftlichen Zusammenhang stehenden Einnahmen, die dem Schulträger im Haushaltsjahr zu den laufenden Schulkosten außer den Landeszuschüssen zufließen.
Wird Schulgeld i.S. der Nr. 3 des Runderlasses „Schulaufsicht über Ersatzschulen“ (BASS 10-32 Nr. 54) erhoben, ist dieses als Einnahme zu behandeln und bei der Bemessung der Höhe des Landeszuschusses gemäß § 106 Abs. 1 SchulG zu berücksichtigen.
Zweckgebundene Zuwendungen Dritter zur Aufbringung der Eigenleistung sind in die Jahresrechnung als Einnahmen einzustellen und auf die vom Schulträger zu erbringende Eigenleistung anzurechnen. In Abgrenzung zum Schulgeld zählen hierzu nach § 1 Abs. 4 auch die auf freiwilliger Basis erbrachten Zuwendungen der eine Schule tragenden Eltern, z.B. über einen Träger- oder Förderverein, oder der Lehrerinnen und Lehrer als Mitglieder des Schulträgers, die durch freiwillige Gehaltsverzichte einen Beitrag zur Aufbringung der Eigenleistung ermöglichen (BVerfGE 90, 107 ff.).
Zweckgebundene Zuwendungen Dritter, die auf freiwilliger Basis weder zu den berücksichtigungsfähigen laufenden Schulkosten noch zur Aufbringung der Eigenleistung gewährt werden, sind im Haushalt nicht nachzuweisen.
1.3.3 Werden Schulräume und Schuleinrichtungen für üblicherweise entgeltpflichtige außerschulische Veranstaltungen zur Verfügung gestellt, so dürfen die dadurch verursachten Mehraufwendungen im Haushalt der Ersatzschule nur veranschlagt werden, wenn ein diese zusätzlichen Ausgaben übersteigender Erlös zur Hälfte als Einnahme in den Haushaltsplan der Schule eingesetzt wird.
1.3.4 Den Ersatzschulträgern wird empfohlen, für Lieferungen und Leistungen oder Projekte, die überwiegend aus Landesmitteln bezahlt werden, die für öffentliche Auftraggeber vorgeschriebenen Vergabeverfahren nach den Vergabevorschriften (GwB, VGV, UVgO, VOB) durchzuführen. Die Ausgaben dürfen im Haushalt der Ersatzschule nur in der Höhe des wirtschaftlichsten Angebots veranschlagt werden.
[bookmark: 11-03nr7.1p2]§ 2 (zu § 106 SchulG) 
Landeszuschuss und Eigenleistung
(1) Eingesparte Mittel der einzelnen Kostenpauschalen können für das laufende Haushaltsjahr andere Kostenpauschalen verstärken.
[bookmark: 11-03nr7.1p2(2)sa2](2) Soweit Zuschüsse in Form von Kostenpauschalen gewährt werden, besteht kein Wahlrecht, die tatsächlichen Aufwendungen abzurechnen. Der Schulträger hat nur im Verfahren der Erstgenehmigung als Ersatzschule oder bei einem Schulträgerwechsel das Wahlrecht, ob er für die Bereitstellung von Schulgebäuden und -räumen Aufwendungen für Miete oder Pacht geltend machen will.
[bookmark: 11-03nr7p2(3)](3) Wählt der Schulträger bei der Schülerfahrkostenerstattung das in der Rechtsverordnung zu § 97 Abs. 4 SchulG - Schülerfahrkostenverordnung - angebotene Umlagemodell, hat er den dort vorgesehenen Eigenanteil als Einnahme in den Ersatzschulhaushalt einzustellen.
[bookmark: 11-03nr7.1p2(4)](4) Anträge auf Herabsetzung der Eigenleistung sind an die obere Schulaufsichtsbehörde zu richten. Der Schulträger muss grundsätzlich mit dem Antrag seine gesamten Vermögensverhältnisse ohne Begrenzung auf das der Ersatzschule gewidmete Vermögen offen legen. Eine Herabsetzung bis auf 2 vom Hundert ist nur bei Anrechnung der Bereitstellung von Schulgebäuden und -räumen gemäß § 106 Abs. 5 Satz 2 SchulG und der Schuleinrichtung nach § 106 Abs. 5 Satz 3 SchulG möglich. Werden statt dessen für Schulgebäude und -räume Miete oder Pacht veranschlagt, kann die Eigenleistung höchstens bis auf 9 vom Hundert herabgesetzt werden.
(5) Die gemäß § 106 Abs. 10 SchulG als besonderes pädagogisches oder besonderes öffentliches Interesse geltend gemachten Ausgaben für weitere Personal- und/oder Sachbedarfe (Zusatzbeihilfen) sind in Form von zusätzlichen Stellen (-anteilen) oder Mitteln grundsätzlich nur befristet bis zu fünf Jahren zu bewilligen. Erneute Bewilligungen sind zulässig.
Die Bewilligung hat sich an den Sonderbedarfen vergleichbarer öffentlicher Schulen auszurichten. Durch Kostenpauschalen abgedeckte Bedarfe sind hiervon grundsätzlich ausgenommen. Für Mietausgaben trifft § 109 SchulG eine abschließende Regelung.
2.1 (zu § 2 Abs. 1)
Nicht unter die Pauschalierung fallen gem. § 106 Abs. 2 Nr. 2 b SchulG solche Sachkosten des Titels 526 01, die durch Gerichtsverfahren verursacht werden, die der Ersatzschulträger im Interesse des Landes führt sowie die Kosten der durch Gesetz oder aufgrund Gesetzes vorgeschriebenen ärztlichen Untersuchungen der Schülerinnen und Schüler.
Nicht in Anspruch genommene Mittel der Kostenpauschalen können einerseits zur Aufstockung der Personalkostenpauschalen (§ 107 Abs. 3 und 4 SchulG) oder andererseits zur Verstärkung der Sachkostenpauschalen (§ 108 Abs. 1 bis 3 SchulG) genutzt werden. In der Jahresrechnung (§ 113 Abs. 2 SchulG, § 10 Abs. 1 FESchVO) sind die Mittelzuflüsse oder Mittelabflüsse nachzuweisen.
2.2 (zu § 2 Abs. 2)
Die Pauschalierung dient der Verwaltungsvereinfachung; ein Wahlrecht im Sinne einer Spitzabrechnung besteht nicht.
2.3 (zu § 2 Abs. 3)
Die Voraussetzungen für die Erstattung von Schülerfahrkosten beim Besuch einer Ersatzschule sind gemäß § 97 Abs. 4 Nr. 5 SchulG in § 17 SchfkVO (11-04 Nr. 3.1) geregelt.
Danach werden bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen i.d.R. die vom Ersatzschulträger übernommenen Schülerfahrkosten bis zu der Höhe refinanziert, die beim Besuch der nächstgelegenen (öffentlichen) Schule derselben Schulform anfallen würde. Ausgenommen hiervon sind Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die eine private Förderschule besuchen; hier bleiben entsprechende öffentliche Förderschulen außer Betracht (§ 17 Abs. 1 Satz 2 SchfkVO).
Abweichend hiervon gilt jedoch die tatsächlich besuchte Ersatzschule dann als nächstgelegene Schule, wenn der Ersatzschulträger von allen insoweit dem Grunde nach anspruchsberechtigten Fahrschülerinnen und Fahrschülern, für die kein Schülerspezialverkehr eingerichtet ist, einen pauschalierten Eigenanteil in Höhe des Höchstbetrags für den Eigenanteil beim Schülerticket gemäß § 2 Abs. 3 SchfkVO erhebt (Umlagemodell). Der Ersatzschulträger kann vom Umlagemodell nur dann Gebrauch machen, wenn für den Schulweg keine Schülerzeitkarte gemäß § 2 Abs. 3 SchfkVO gegen Entrichtung des dort vorgesehenen Eigenanteils zur Verfügung gestellt werden kann.
Die Einnahmen aus dem Umlagemodell sind im Musterhaushalt (Anlage 1 zur FESchVO) bei Titel 282 30 nachzuweisen (siehe zur Handhabung des Umlagemodells nach § 17 Abs. 2 SchfkVO n.v. RdErl. vom 13.09.2005 - 226.2.02.06.04.01-32227/05 -).
2.4 (zu § 2 Abs.4)
Die Entscheidung nach § 2 Abs. 4 FESchVO richtet sich nach dem RdErl. über die Ermäßigung der Eigenleistung vom 14.09.2005 in der jeweils geltenden Fassung (BASS 11-03 Nr. 4).
2.5 (zu § 2 Abs. 5)
[bookmark: 11-03nr7.2nr2.5.1]2.5.1 Eine über § 106 Abs. 2 und Abs. 3 SchulG hinausgehende Bezuschussung des Personal- und Sachaufwands ist grundsätzlich ausgeschlossen. Die Anerkennung eines besonderen pädagogischen oder eines besonderen öffentlichen Interesses setzt daher ein begründetes Interesse der Allgemeinheit an besonderen Unterrichtsangeboten der Ersatzschule und eine Ermessensentscheidung der oberen Schulaufsichtsbehörde voraus.
Besonders gelagerte Fälle i.S. des § 106 Abs. 10 SchulG kommen in Betracht, wenn aufgrund besonderer Umstände des Einzelfalls zusätzliche Personal- und/oder Sachbedarfe an einer Ersatzschule entstehen, die als herausgehobene Sondertatbestände bei vergleichbaren öffentlichen Schulen ebenfalls anerkannt und finanziert werden. Entsprechend gilt dies für die Anerkennung größeren Schulraumbedarfs einschließlich der damit verbundenen Folgekosten sowie bei Vorliegen sonstiger außergewöhnlicher baulicher Erfordernisse. Hierzu können ferner Mehrbedarfe für besondere Unterrichts- und Förderangebote (z.B. bilinguale Schulen), Schul- und Modellversuche sowie spezielle Entwicklungsvorhaben zählen.
Über die Personalbedarfspauschale des § 107 Abs. 3 Nr. 1 SchulG hinaus können hiernach auch zusätzliche Mittel für Vertretungsaufgaben bei Schulen mit massivem Unterrichtsausfall und für besondere Förderaufgaben vergleichbar den für öffentliche Schulen in Kapitel 05 300 - Schulen allgemein - zu Titel 422 01 getroffenen Bewirtschaftungsvorgaben bewilligt werden. Näheres regelt der jährliche Bewirtschaftungserlass.
Überschreitet die zusätzliche Schülerzahl nach dem Stichtag der amtlichen Schulstatistik (Nr. 3.1.1) im Laufe des Schuljahres den Umfang einer weiteren Klasse, kann dies für diese Monate als Zusatzbedarf nach § 106 Abs. 10 SchulG berücksichtigt werden.
Die Ermessensentscheidung der oberen Schulaufsichtsbehörde setzt voraus, dass Zusatzbeihilfen vor dem Hintergrund der (Teil-) Pauschalierung als Steuerungselement zur Herstellung der Einzelfallgerechtigkeit erforderlich sind. Dies hat der Schulträger zu belegen. Die Ermessensentscheidung hat sich dem Grunde und der Höhe nach an der Anerkennungspraxis für Sonderbedarfe vergleichbarer öffentlicher Schulen zu orientieren.
2.5.2 Eine unbefristete Anerkennung ist in den in § 106 Abs. 10 SchulG genannten Fällen zulässig u.a. bei Anmietung von speziellen Maschinen und Geräten, die für den Unterrichtseinsatz auf Dauer zwingend geboten sind.
2.5.3 Beim Einsatz von Lehrerinnen und Lehrern aus Ersatzschulen auf freien und besetzbaren Stellen an öffentlichen Schulen und Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung, insbesondere im Rahmen der Lehreraus- und -fortbildung, entfällt gemäß § 106 Abs. 10 Satz 2 SchulG die Eigenleistung zu den auf diesen Einsatz entfallenden anteiligen Personalkosten.
[bookmark: 11-03nr7.1p3]§ 3 (zu § 107 Abs. 1 bis 3 SchulG) 
Personalkosten für Lehrpersonal
(1) Auf der Grundlage der geltenden Schüler-Lehrer-Relationen werden den Berechnungen nach § 107 Abs. 1 SchulG für das laufende Haushaltsjahr folgende Schülerzahlen zugrunde gelegt:
1. für die ersten 7 Monate die Zahl der Schülerinnen und Schüler, die am Stichtag der amtlichen Schulstatistik des Vorjahres die Schule besucht haben,
2. für die restlichen 5 Monate die Zahl der Schülerinnen und Schüler, die am Stichtag der amtlichen Schulstatistik des laufenden Jahres die Schule besuchen.
Der Ausgleich von im Schuljahresverlauf auftretenden Stellenunterhängen oder Stellenüberhängen erfolgt zum Schuljahresende im laufenden Haushaltsjahr.
Bei der Berechnung des stellenmäßigen Bedarfs der Schule werden die Ganztagszuschläge nur berücksichtigt, wenn eine Refinanzierung des Ganztagsbetriebs zugesagt worden ist. Keine Anwendung finden die Regelungen zur Anrechnung des eigenverantwortlichen Unterrichts von Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärtern und die Vorschriften des § 7 Abs. 3 der VO zu § 93 Abs. 2 SchulG zur Rundung der berechneten Stellenzahl.
(2) Die Berechnung der Beförderungsstellen je Schule richtet sich nach den Mustern der Anlage 8. Bei der Veranschlagung von Beförderungsstellen gilt, dass Stellenzugänge erst ab dem vierten Jahr bei der Ermittlung der Zahl der Beförderungsstellen berücksichtigt werden (Phasenverschiebung). Zur Ermittlung der Anzahl schlüsselfähiger Stellen je Schule wird daher der Stellenzahl auf der Basis der Stellen zum 15. Oktober des dem laufenden Haushaltsjahr vorausgegangenen Haushaltsjahrs die Stellenzahl zum 15. Oktober des dritten dem laufenden Haushaltsjahr vorausgegangen Haushaltsjahres gegenübergestellt. Die geringere Stellenzahl wird der Beförderungsstellenberechnung für das laufende Haushaltsjahr zugrunde gelegt. Bei Schulen im Aufbau (Schulen, die noch nicht alle Jahrgangsstufen eingerichtet haben) wird abweichend hiervon der Beförderungsstellenberechnung im Startjahr die Schülerzahl nur zum Stichtag der amtlichen Schulstatistik des laufenden Haushaltsjahres, in den folgenden Haushaltsjahren die Schülerzahl zum Stichtag der amtlichen Schulstatistik des Vorjahres zugrunde gelegt. Die Phasenverschiebung setzt im vierten Jahr nach dem Endausbau der Schule (Einrichtung aller Jahrgangsstufen) ein. Bis dahin wird der Schülerzahl zum 15. Oktober des dem laufenden Haushaltsjahr vorausgegangenen Haushaltsjahres abweichend von Satz 2 die Schülerzahl zu dem auf das Schuljahr des Endausbaus entfallenden 15. Oktober gegenübergestellt. Bei der Schulform Gesamtschule dürfen höchstens 47 Prozent der insgesamt in den Sekundarstufen I und II zu besetzenden Stellen in Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt ausgewiesen sein. Bei der Schulform Sekundarschule dürfen höchstens 16,5 Prozent der Stellen in Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt vorgesehen sein.
[bookmark: 11-03nr7.1p3(3)][bookmark: 6043.fm%25253A1-1p102p1](3) Die für die Schule nach § 106 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 10 SchulG zu veranschlagenden Stellen können bis zur Höhe der tatsächlichen Ausgaben nur in dem durch §§ 102 Abs. 3, 107 Abs. 2 SchulG gesetzten Rahmen vergleichbar öffentlichen Schulen bezuschusst werden. Die Bezuschussung setzt voraus, dass die Ausgaben für eine nach § 102 Absatz 1 Satz 1 SchulG genehmigte oder nach § 102 Absatz 1 Satz 3 angezeigte Tätigkeit geleistet wurden. Neben dem gesetzlichen Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung dürfen für Lehrerinnen und Lehrer im Tarifbeschäftigungsverhältnis oder sonstiges unterrichtliches Personal gemäß § 58 SchulG Arbeitgeberanteile für eine zusätzliche Altersversorgung bis zur Höhe der Umlagen veranschlagt werden, die für das im öffentlichen Schuldienst stehende Lehrpersonal an die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) zu leisten wären.
(4) Die obere Schulaufsichtsbehörde kann in besonderen Fällen, wenn eine vergleichbare öffentliche Schule nicht vorhanden ist oder auf Antrag des Schulträgers bei Vorliegen besonderer pädagogischer Erfordernisse abweichende Schulformzuordnungen und -festlegungen treffen.
Soweit die Ausbildung nicht dem Bildungsgang einer Förderschule oder eines Berufskollegs zuzuordnen ist, gilt bei der Ermittlung der Personalkosten für Freie Waldorfschulen als Ersatzschulen eigener Art (§ 100 Abs. 6 SchulG) in den Klassen 1 bis 4 die Schulform Grundschule und in den Sekundarstufen I und II die Schulform Gesamtschule als vergleichbare Schulform. Der Sekundarstufe I der Gesamtschule werden dabei fiktiv alle Klassen der Waldorfschule zugeordnet, die bis einschließlich der Jahrgangsstufe zu durchlaufen sind, an deren Ende der Mittlere Schulabschluss gemäß § 12 SchulG steht. Die Zuordnung zur Schulform Gesamtschule gilt mit der Maßgabe, dass höchstens 33 Prozent der Stellen, die auf die hiernach zur Sekundarstufe I zählenden Klassen entfallen, im höheren Dienst ausgewiesen werden dürfen, in den Jahrgangsstufen der Sekundarstufe II bis zu 100 Prozent. Zu dem nach den tatsächlichen Aufwendungen zu bezuschussenden Stellenbedarf an Waldorfschulen rechnet auch der Stellenzuschlag von 10 Prozent auf den Grundstellenbedarf in der Primarstufe und in der bis zum Erlangen des Mittleren Schulabschlusses reichenden Sekundarstufe I sowie von 5 Prozent auf den Grundstellenbedarf der hiernach verbleibenden Jahrgänge der Sekundarstufe II. Bei Gewährung des Ganztagsstellenzuschlags entfällt dieser Stellenzuschlag mit Ausnahme der anerkannten Altfälle.
[bookmark: 11-03nr7.1p3(5)](5) Der jährliche Pauschalbetrag für die Personalbedarfspauschale und die Personalnebenkostenpauschale bemisst sich auf der Grundlage der zum 1. Januar des jeweiligen Haushaltsjahres geltenden Tarifverträge für den öffentlichen Dienst der Länder
1. nach dem 12-fachen monatlichen Grundentgelt
a) für eine Stelle an Gymnasien, Weiterbildungskollegs und Berufskollegs nach der Entgeltgruppe 13, Stufe 1, zuzüglich 40 vom Hundert dieses monatlichen Grundentgelts (Jahressonderzuwendung),
b) für eine Stelle an allen anderen Schulformen nach der Entgeltgruppe 11, Stufe 1, zuzüglich 55 vom Hundert dieses monatlichen Grundentgelts (Jahressonderzuwendung)
2. zuzüglich 30 vom Hundert (pauschalierter Sozialversicherungszuschlag).
Waldorfschulen werden gemäß Absatz 4 den einzelnen Schulformen zugeordnet.
(6) Die nach § 106 Absatz 10 des Schulgesetzes NRW im Einzelfall zuerkannten weiteren Stellen beziehungsweise Stellenanteile bleiben sowohl bei der Berechnung der Personalbedarfs- und Personalnebenkostenpauschale (§ 107 Absatz 3 des Schulgesetzes NRW) als auch bei der Berechnung prozentualer Stellenzuschläge auf den Grundstellenbedarf unberücksichtigt.
(7) Der Antrag auf einen Zuschuss zu den Versorgungsbezügen ist vor Eintritt des Versorgungsfalles der oberen Schulaufsichtsbehörde zwecks Prüfung der Versorgungsfestsetzung durch das Landesamt für Besoldung und Versorgung (§ 114 Abs. 2 SchulG) vorzulegen.
(8) Vor der Übernahme von Lehrkräften mit Anspruch auf Versorgung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen aus anderen Ländern ist der Ersatzschulträger verpflichtet, der oberen Schulaufsichtsbehörde zwecks Prüfung durch das Landesamt für Besoldung und Versorgung (§ 114 Absatz 2 des Schulgesetzes NRW) eine Vereinbarung über eine Abfindung zur Abgeltung der anteiligen Versorgungslasten vorzulegen. Entspricht die vereinbarte Abfindung dem, was in entsprechender Anwendung des Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrages vom 9. Februar 2010 (GV. NRW. S. 137) vereinbart würde, sagt die obere Schulaufsichtsbehörde dem Grunde nach die Refinanzierung der Versorgungsbezüge nach den bei Eintritt des Versorgungsfalls hierfür geltenden versorgungsrechtlichen Vorschriften unter der Bedingung zu, dass der Ersatzschulträger die erhaltende Abfindung abzüglich des seiner Eigenleistung entsprechenden Betrages als Einnahme in der Jahresrechnung seiner Ersatzschule veranschlagt. Legt der Ersatzschulträger keine Abfindungsvereinbarung vor oder bleibt diese hinter dem in Satz 2 genannten Maßstab zurück, sagt die obere Schulaufsichtsbehörde die Refinanzierung der Versorgungsbezüge mit der Maßgabe zu, dass lediglich die tatsächlich als Planstelleninhaber im Dienst an einer Ersatzschule im Lande verbrachte Zeit mit dem jährlichen Steigerungssatz pro Dienstjahr für das Ruhegehalt berücksichtigt wird, der entsprechend den bei Eintritt des Versorgungsfalles jeweils geltenden versorgungsrechtlichen Vorschriften maßgeblich ist. Darüber hinausgehende Versorgungsansprüche gehen zu Lasten des Ersatzschulträgers. Beim Wechsel von Planstelleninhaberinnen und Planstelleninhabern aus dem Ersatzschuldienst im Land Nordrhein-Westfalen in eine ebenfalls sozialversicherungsfreie Beschäftigung in anderen Bundesländern gilt Satz 1 entsprechend. Entspricht die vom abgebenden Ersatzschulträger vereinbarte Abfindung dem, was in entsprechender Anwendung des Versorgungslasten-Staatsvertrages vereinbart würde, sagt die obere Schulaufsichtsbehörde die Refinanzierung dieser Abfindung zu.
(9) Für die Übernahme von Bewerberinnen oder Bewerbern, die die nach § 14 Absatz 3 bis 10 des Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) in der jeweils geltenden Fassung geltende Altersgrenze überschritten haben, in das Planstelleninhaberverhältnis kann die obere Schulaufsichtsbehörde eine Ausnahme mit der Maßgabe erteilen, dass die Versorgungsbezüge lediglich für die tatsächlich als Planstelleninhaber im Dienst an einer Ersatzschule im Lande verbrachte Zeit mit dem jährlichen Steigerungssatz pro Dienstjahr refinanziert werden, der entsprechend den bei Eintritt des Versorgungsfalles jeweils geltenden versorgungsrechtlichen Vorschriften maßgeblich ist. Darüber hinausgehende Versorgungsansprüche gehen zu Lasten des Ersatzschulträgers. Im Rahmen ihres Ermessens hat die obere Schulaufsichtsbehörde die absehbare Finanzkraft des Schulträgers hinsichtlich der Kostenübernahme der weitergehenden Versorgungsansprüche mit abzuwägen.
3.1 (zu § 3 Abs. 1)
[bookmark: 11-03nr7.2nr3.1.1]3.1.1 Es gilt die Stichtagsregelung gemäß § 7 Abs. 2 der VO zu § 93 Abs. 2 SchulG (BASS 11-11 Nr. 1).
Kommen für eine Schule verschiedene Relationen „Schülerinnen und Schüler je Stelle“ in Betracht, so ist bei den Berechnungen zur Ermittlung der Grundstellenzahl bzw. der Stellenzuschläge das jeweilige Einzelergebnis nach zwei Dezimalstellen abzubrechen (s. Nr. 7.1.1 Satz 1 AVO-RL - BASS 11-11 Nr. 1.1). Die so ermittelten Einzelwerte sind zu addieren und die sich hieraus ergebende Lehrerstellenzahl entsprechend § 7 Abs. 1 Satz 2 der VO zu § 93 Abs. 2 SchulG auf eine Dezimalstelle auf- oder abzurunden. Ein Rundungsverfahren nach § 7 Abs. 3 der VO zu § 93 Abs. 2 SchulG findet gemäß § 3 Abs. 1 Satz 4 FESchVO nicht statt.
3.1.2 Der Grundstellenbedarf nach § 107 Abs. 1 SchulG folgt den Festlegungen zum Stellenbedarf der in den öffentlichen Schulkapiteln etatisierten Grundstellen einschließlich der dort ausgewiesenen Zuschläge zur Grundstellenzahl.
Die nach Maßgabe des Haushalts bei Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen generell - ohne Ermessensausübung der oberen Schulaufsicht - zuerkannten Unterrichtsmehr- und Ausgleichsbedarfe des § 107 Abs. 1 SchulG, sind dem Grundstellenbedarf zuzurechnen und unterfallen daher nicht der Regelung des § 107 Abs. 3 Nr. 1 SchulG. Sie werden mit jährlichem Bewirtschaftungserlass festgelegt.
Zum Stellenbedarf nach § 107 Abs. 1 SchulG zählen auch der Mehrbedarf für Gemeinsamen Unterricht und der für Integrative Lerngruppen in der Sekundarstufe I sowie die Stellen für Personal- und Schwerbehindertenvertretungen.
Die nach § 106 Abs. 10 SchulG im Einzelfall zuerkannten weiteren Stellen (-anteile) bleiben sowohl bei der Berechnung der Personalbedarfs- und -nebenkostenpauschale (§ 107 Abs. 3 SchulG) als auch bei der Berechnung prozentualer Stellenzuschläge auf den Grundstellenbedarf unberücksichtigt.
3.1.3 Mehrarbeitsvergütungen und personeller Mehrbedarf u.a. für Vertretungsunterricht und bei Wiederbesetzung von - um die Altersermäßigung reduzierten - Stellen in der Freistellungsphase der Altersteilzeit sind vorrangig zulasten freier und besetzbarer Stellen zu buchen, zulasten der Personalbedarfspauschale (§ 107 Abs. 3 Nr. 1 SchulG) nur bei ausgeschöpftem Stellensoll.
3.1.4 Bei Schulen, deren Unterrichtsabschnitte vom Schuljahresturnus abweichen, gelten die von der obersten Schulaufsichtsbehörde festgelegten anderen Stichtage (z.B. Weiterbildungskollegs 1.2. und 1.8.) oder Berechnungsgrundlagen (z.B. bei der Ermittlung der Schülerzahlen der Klinikschule: Rd.Erl. v. 27.01.2015 - BASS 11-11 Nr. 4).
3.3 (zu § 3 Abs. 3)
Soweit die Summe der fortdauernden Personalausgaben einschließlich der Zusatzversorgung je Lehrerin oder Lehrer die vom Landesamt für Besoldung und Versorgung NRW für vergleichbare öffentliche Schulen angewandte Berechnung der Bruttobezüge nicht überschreitet, ist eine Refinanzierung grundsätzlich bis zur Höhe der tatsächlichen Ausgaben zulässig (wirtschaftliche Gesamtbetrachtung je Personalfall).
Die besoldungsmäßige Einstufung oder tarifliche Eingruppierung und die Berechnung der Bezüge sind vom Schulträger aktenkundig zu machen (siehe Nr. 4 des Runderlasses „Schulaufsicht über Ersatzschulen“ - BASS 10-32 Nr. 54).
Sind Schulträger nach den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VI verpflichtet, Lehrerinnen und Lehrer bei ihrem Ausscheiden aus dem Planstelleninhaberverhältnis nachzuversichern, so erstattet ihnen das Land auf Antrag die erforderlichen Beiträge nach den rechtlichen Bestimmungen zum Zeitpunkt des Ausscheidens abzüglich der Eigenleistung des Schulträgers.
Nachversicherungsbeiträge zu einer Zusatzversorgungseinrichtung aufgrund des § 18 Abs. 6 des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (BetrAVG) vom 19. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3610) werden vom Land nicht erstattet, da sie bei einer entsprechenden Tätigkeit im Beamtenverhältnis nicht anfallen würden.
3.4 (zu § 3 Abs. 4)
3.4.1 Zu dem nach den tatsächlichen Aufwendungen zu bezuschussenden Stellenbedarf rechnet auch der Waldorfstellenzuschlag von 10 v.H. auf den Grundstellenbedarf in der Primarstufe und in der bis zum Erlangen des Mittleren Schulabschlusses (Fachoberschulreife) reichenden Sekundarstufe I sowie von 5 v.H. auf den Grundstellenbedarf der hiernach verbleibenden Jahrgänge der Sekundarstufe II (§ 3 Abs. 4 FESchVO). Bei Gewährung des Ganztagsstellenzuschlags entfällt der Waldorfstellenzuschlag mit Ausnahme der anerkannten Altfälle.
3.4.2 Für die Refinanzierung von Stellen in der Sekundarstufe I und II der Gesamtschule gilt, dass höchstens 47 v.H. der insgesamt zu besetzenden Stellen im höheren Dienst ausgewiesen sein dürfen. Eine alternative Berechnung der sich isoliert für die Sekundarstufe I und die Sekundarstufe II nach der Schüler-Lehrer-Relation errechnenden Stellen (Sek. II: 100 v.H. höherer Dienst/Sek. I: 33 v.H. höherer Dienst) wird zugelassen. Für Waldorfschulen siehe § 3 Abs. 4 Satz 4 FESchVO.
3.5 (zu § 3 Abs. 5)
3.5.1 Bei der Festsetzung der Höhe der Personalbedarfspauschale ist die Nichtanrechnung des eigenverantwortlichen Unterrichts der Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter berücksichtigt.
Mit der Personalnebenkostenpauschale sind alle unter Beachtung der landesrechtlichen Vorschriften zu leistenden weiteren Personalnebenkosten abgegolten. Hierunter fallen Unterstützungen, Fürsorgeleistungen wie ärztliche Untersuchungen, Schutzimpfungen, Trennungsentschädigungen und Umzugskostenvergütungen sowie sonstige auf Gesetz oder Tarifvertrag beruhende Zulagen und der betriebsärztliche und sicherheitstechnische Dienst im Rahmen von Arbeitsschutzmaßnahmen und ähnliche Aufwendungen.
Dies gilt nicht für Leistungen für Beihilfe sowie die Unfallfürsorge für Lehrerinnen und Lehrer im Planstelleninhaberverhältnis (§§ 30 ff. LBeamtVG NRW), für gesetzlich vorgesehene Umlagen und Ausgleichsabgaben des Schulträgers (§ 106 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a SchulG), insbesondere Beiträge zur Berufsgenossenschaft für alle Tarifbeschäftigten, und Umlagen zur Insolvenzsicherung sowie Umlagen (U1- und U2-Verfahren) nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz - AAG. Die nach Maßgabe des Gesetzes über Rabatte für Arzneimittel von den Beihilfestellen zu vereinnahmenden Rabatte für verschreibungspflichtige Arzneimittel sowie Erstattungen nach dem Gesetz über den Ausgleich von Arbeitgeberaufwendungen für Entgeltfortzahlung (AAG) sind als Einnahmen in die Jahresrechnung einzustellen.
Abweichend von § 93 Abs. 1 SchulG sind die Aufwendungen zur Durchführung von Fortbildungsmaßnahmen der Lehrerinnen und Lehrer den Sachkosten (§ 108 SchulG) zugeordnet; hierfür werden gesonderte Schulbudgets für Lehrerfortbildung (§ 108 Abs. 5 SchulG) bereitgestellt.
3.5.2 Für Waldorfschulen in den Sekundarstufen I und II gilt die fiktive Zuordnung zur Schulform Gesamtschule des § 3 Abs. 4 Sätze 2 und 3 FESchVO.
3.5.3 Für Bündelschulen im Sinne des § 105 Abs. 4 SchulG bestimmt sich der anzuwendende Pauschalbetrag nach der Schulform mit der größten Klassenzahl.
3.5.4 Die Personalkostenpauschalen beziehen sich auf die jeweilige einzelne Schule (zur schulträgerbezogenen Bewirtschaftung siehe Nr. 1.1.1).
3.5.5 Die ermittelten Pauschalbeträge sind auf volle 10,00 Euro-Beträge kaufmännisch auf- oder abzurunden.
3.7 (zu § 3 Abs. 7)
[bookmark: 11-03nr7.2nr3.5.1]3.7.1 Ob ein Versorgungsfall vorliegt, richtet sich nach den jeweils geltenden beamtenrechtlichen Vorschriften. Für die Ermittlung des Ruhegehaltes ist der Ruhegehaltssatz zugrunde zu legen, der sich aufgrund der ruhegehaltfähigen Dienstzeiten nach den für Lehrerinnen und Lehrer an öffentlichen Schulen geltenden Bestimmungen (LBeamtVG NRW) ergibt. Landesrechtliche Vorschriften über die Anwendung von Ruhensvorschriften bei Ersatzschulen gelten nach § 105 Nr. 5 BBeamtVG fort.
Bei Neuzugängen hat der Ersatzschulträger die Refinanzierungszusage unter Beifügen der Übergabemitteilung nach Anlage 1 und - erforderlichenfalls - der von ihm geführten Personalakte/Auszug aus der Personalakte 3 Monate vor Eintritt des Versorgungsfalles bei der oberen Schulaufsichtsbehörde zu beantragen.
Die obere Schulaufsichtsbehörde legt den Antrag (Neuzugang) sowie die bei ihr geführte personenbezogene Sachakte dem Landesamt für Besoldung und Versorgung NRW nach § 3 Abs. 7 FESchVO i.V.m. § 11 Abs. 2 Nr. 2 FESchVO vor. Bei unvollständigen Antragsunterlagen ist nach Nr. 10.1.2 Satz 4 und 5 zu verfahren.
Das Ergebnis der geprüften Erstfestsetzung teilt das Landesamt für Besoldung und Versorgung NRW der zuständigen oberen Schulaufsichtsbehörde mit. Weicht das Prüfergebnis vom Antrag (Erstfestsetzung) ab, informiert das Landesamt für Besoldung und Versorgung Nordrhein-Westfalen die obere Schulaufsichtsbehörde über die hierfür maßgeblichen Gründe. Diese erteilt dem Ersatzschulträger eine dem Prüfergebnis des Landesamtes für Besoldung und Versorgung Nordrhein-Westfalen entsprechende Refinanzierungszusage und hat die evtl. Änderungen der Erstfestsetzung diesem gegenüber zu vertreten.
Zum Prüfverfahren bei laufenden Versorgungsfällen siehe Nr. 11.2 und beim „Einkaufsmodell“ Nr. 11.3.
3.7.2 Leistet ein Schulträger oder eine von ihm beauftragte Unterstützungskasse laufende Zahlungen an ehemalige Lehrkräfte oder an Hinterbliebene von Lehrkräften, die der angemessenen Altersversorgung dienen (Direktversorgungsleistung), so werden diese Leistungen auf Antrag des Schulträgers gemäß Nr. 3.7.1 unter Abzug der Eigenleistung bezuschusst.
3.7.3 Für die Übernahme überalterter Bewerberinnen oder Bewerber in das Planstelleninhaberverhältnis ist die obere Schulaufsichtsbehörde gemäß § 84 LVO ermächtigt, eine Ausnahme mit der Maßgabe zu erteilen, dass das Land lediglich für die tatsächlich als Planstelleninhaber im Dienst an einer Ersatzschule im Lande verbrachte Zeit mit dem nach dem LBeamtVG NRW geltenden jährlichen Steigerungssatz pro Dienstjahr für das Ruhegehalt belastet wird. Darüber hinausgehende Versorgungsansprüche gehen zu Lasten des Trägers der Ersatzschule und sind nicht refinanzierungsfähig. Die Altersausnahme bleibt eine Ermessensentscheidung; die obere Schulaufsichtsbehörde hat daher die absehbare Finanzkraft des Schulträgers bzgl. der Kostenübernahme der weitergehenden Versorgungsansprüche mit abzuwägen.
Beim Wechsel von Planstelleninhaberinnen und Planstelleninhabern aus dem Ersatzschuldienst im Land Nordrhein-Westfalen in eine ebenfalls sozialversicherungsfreie Beschäftigung in anderen Bundesländern und umgekehrt ist auf eine Vereinbarung zwischen beiden Schulträgern in analoger Anwendung des Versorgungslastenverteilungs-Staatsvertrags (GV. NRW. 2010 S. 538, 550 und 602) hinzuwirken.
[bookmark: 11-03nr7.1p3a]§ 3a 
Stellenbudget für Lern- und Entwicklungsstörungen
(1) Ab dem Schuljahr 2015/2016 wird für Grundschulen, deren Genehmigung (§ 101 des Schulgesetzes NRW) sich auf Angebote Gemeinsamen Lernens (§ 20 Absatz 3 des Schulgesetzes NRW) in den Förderschwerpunkten Lernen, Emotionale und soziale Entwicklung oder Sprache (§ 19 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 des Schulgesetzes NRW) erstreckt,
1. der Grundstellenbedarf auf der Grundlage der für Grundschulen in der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz NRW festgelegten Relation „Schülerinnen und Schüler je Stelle“ und
2. der Unterrichtsmehrbedarf für die sonderpädagogische Förderung im Bereich der Lern- und Entwicklungsstörungen in Form eines Stellenbudgets je Schule
berechnet.
Das Stellenbudget beträgt 0,5 Stelle je Zug. Die Anzahl der Züge wird fiktiv ermittelt, indem die Anzahl der Schülerinnen und Schüler zum Stichtag der amtlichen Schulstatistik des Vorjahres durch einen Klassenfrequenzrichtwert von 25 geteilt wird; das Ergebnis wird auf ganze Zahlen kaufmännisch auf- oder abgerundet. Dabei gelten jeweils vier der so ermittelten fiktiven Klassen als ein Zug. Die Gewährung des Stellenbudgets setzt voraus, dass der Ersatzschulträger nachweist, dass an der Schule mindestens im Umfang des beantragten Stellenbudgets Lehrerinnen oder Lehrer beschäftigt sind, deren Unterrichtstätigkeit im Bereich sonderpädagogischer Förderung nach § 102 des Schulgesetzes NRW angezeigt oder unbefristet genehmigt worden ist.
(2) Ab dem Schuljahr 2015/2016 bis zum Schuljahr 2019/2020 werden für die Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe I an Schulen, deren Genehmigung (§ 101 des Schulgesetzes NRW) sich auf Angebote Gemeinsamen Lernens (§ 20 Absatz 3 des Schulgesetzes NRW) in den Förderschwerpunkten Lernen, Emotionale und soziale Entwicklung oder Sprache (§ 19 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 des Schulgesetzes NRW) erstreckt,
1. der Grundstellenbedarf auf der Grundlage der für vergleichbare öffentliche Schulen in der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz festgelegten Relationen „Schülerinnen und Schüler je Stelle“ und
2. der Unterrichtsmehrbedarf für die sonderpädagogische Förderung im Bereich der Lern- und Entwicklungsstörungen in der Sekundarstufe I in Form eines Stellenbudgets je Schule
berechnet.
Das Stellenbudget beträgt 1 Stelle je Zug. Die Anzahl der Züge wird fiktiv ermittelt, indem die Anzahl der Schülerinnen und Schüler in der Sekundarstufe I zum Stichtag der amtlichen Schulstatistik des Vorjahres durch den für vergleichbare öffentliche Schulen in der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz bestimmten Klassenfrequenzrichtwert geteilt wird; das Ergebnis wird auf ganze Zahlen kaufmännisch auf- oder abgerundet. Dabei gelten jeweils sechs, bei Gymnasien fünf der so ermittelten fiktiven Klassen als ein Zug. Die Gewährung des Stellenbudgets setzt voraus, dass der Ersatzschulträger nachweist, dass an der Schule
1. mindestens im Umfang des beantragten Stellenbudgets Lehrerinnen oder Lehrer beschäftigt sind, deren Unterrichtstätigkeit im Bereich sonderpädagogischer Förderung nach § 102 des Schulgesetzes NRW angezeigt oder unbefristet genehmigt worden ist,
2. mindestens zwei Schülerinnen und Schüler je fiktiv errechneter Klasse beschult werden, bei denen nach der Ausbildungsordnung sonderpädagogische Förderung vom 29. April 2005 (GV. NRW. S. 538, ber. S. 625), die zuletzt durch Verordnung vom 29. September 2014 (GV. NRW. S. 608) geändert worden ist, ein sonderpädagogischer Förderbedarf in den Förderschwerpunkten Lernen, Emotionale und soziale Entwicklung oder Sprache nach Maßgabe der Ausbildungsordnung sonderpädagogische Förderung festgestellt worden ist; maßgebend ist die Ausbildungsordnung sonderpädagogische Förderung in ihrer jeweils jüngsten im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen veröffentlichten Fassung.
(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 3 ist für Ersatzschulen mit einem Angebot Gemeinsamen Lernens in den Förderschwerpunkten Lernen, Emotionale und soziale Entwicklung oder Sprache, die neu errichtet und genehmigt worden sind, sowie für bestehende Ersatzschulen, die erstmals ein Angebot Gemeinsamens Lernens in diesen Förderschwerpunkten eingerichtet und genehmigt bekommen haben, im Startjahr die Schülerzahl zum Stichtag der amtlichen Schulstatistik des laufenden Haushaltsjahres zugrunde zu legen.
(4) Errechnet sich für Schulen im Sinne des Absatzes 3 nach Maßgabe der vorstehenden Absätze nicht mindestens ein Zug, wird das Stellenbudget anteilig entsprechend dem Verhältnis der sich je Schule fiktiv errechnenden Klassen zu der Mindestklassenzahl je Zug gewährt; bei Schulen im Bereich der Sekundarstufe I, die nicht die in Absatz 2 Satz 5 Nummer 2 vorausgesetzte Anzahl von Schülerinnen und Schülern nachweisen können, vermindert sich das Stellenbudget zudem anteilig im Verhältnis der Anzahl der nachgewiesenen Schülerinnen und Schüler mit einem nach der Ausbildungsordnung sonderpädagogische Förderung festgestellten sonderpädagogischen Förderbedarf in den Förderschwerpunkten Lernen, Emotionale und soziale Entwicklung oder Sprache zu der nach Absatz 2 Satz 5 Nummer 2 vorausgesetzten Anzahl von Schülerinnen und Schülern. Satz 1 gilt für das Haushaltsjahr, in das der Betriebsbeginn des Angebots Gemeinsamen Lernens fällt, sowie die zwei folgenden Haushaltsjahre.
(5) Für Freie Waldorfschulen als Ersatzschulen eigener Art folgt die Zuordnung zu den Schulformen und Schulstufen aus § 3 Absatz 4 Satz 2 und 3. Für die Klassen 1 bis 8 einer Freien Waldorfschule kann der Nachweis des für das Stellenbudget erforderlichen Lehrpersonals auch durch den Einsatz von Klassenlehrerinnen oder Klassenlehrern geführt werden, die gemäß § 6 der Verordnung über die Ersatzschulen vom 5. März 2007 (GV. NRW. S. 130) in der jeweils geltenden Fassung über eine unbefristete Unterrichtsgenehmigung für den Unterricht an einer Waldorfförderschule verfügen.
(6) Der Ersatzschulträger ist verpflichtet, spätestens bis zu dem dem Schuljahresbeginn vorangehenden 1. März bei der oberen Schulaufsichtsbehörde eine Zusage der Refinanzierung des Stellenbudgets zu beantragen und im Umfang des beantragten Stellenbudgets geeignetes Lehrpersonal nachzuweisen. Für Schulen der Sekundarstufe I oder mit Sekundarstufe I ist darüber hinaus die Anzahl der Schülerinnen und Schüler nach Absatz 2 Satz 5 Nummer 2 nachzuweisen. Die obere Schulaufsichtsbehörde entscheidet über die beantragte Refinanzierungszusage bis zum 1. Mai. In den Fällen des Absatzes 3 hat der Ersatzschulträger die Refinanzierung im Startjahr spätestens einen Monat nach Bekanntgabe des Genehmigungsbescheides oder der Mitteilung gemäß § 2 Absatz 4 Satz 4 der Verordnung über die Ersatzschulen zu beantragen.
(7) Der Grundstellenbedarf von Förderschulen mit den Förderschwerpunkten Lernen, Emotionale und soziale Entwicklung oder Sprache bemisst sich nach der für diese Förderschwerpunkte in der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz festgelegten Relation „Schülerinnen und Schüler je Stelle“.
(8) Die in der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz für vergleichbare öffentliche Schulen vorgesehenen Unterrichtsmehrbedarfe und Ausgleichsbedarfe bleiben unberührt.
[bookmark: 11-03nr7.1p3b]§ 3b 
Unterrichtsbedarf im Gemeinsamen Lernen 
in der Sekundarstufe I[footnoteRef:6] [6: 	 § 3b ist nach Artikel 2 Absatz 2 der Achten Verordnung zur Änderung der Ersatzschulfinanzierungsverordnung vom 16. Juni 2021 (GV. NRW. 51/21 S. 866/ABl. NRW. 07/21) mit Wirkung zum 01.08.2020 in Kraft getreten. ] 

Für Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe I an Schulen, deren Genehmigung sich auf Angebote des Gemeinsamen Lernens gemäß § 20 Absatz 3 Schulgesetz NRW erstreckt, werden
1. der Grundstellenbedarf auf der Grundlage der für vergleichbare öffentliche Schulen in der Verordnung zur Ausführung des § 93 Absatz 2 Schulgesetz NRW festgelegten Relation „Schülerinnen und Schüler je Stelle“ und
2. der Unterrichtsmehrbedarf für die sonderpädagogische Förderung nach Satz 2 gewährt.
Als Unterrichtsmehrbedarf erhalten diese Schulen für jede Schülerin und jeden Schüler mit Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung 1/6 Stelle zur Unterstützung des Gemeinsamen Lernens. Darüber hinaus erhalten Realschulen, Gesamtschulen und Gymnasien einen weiteren Unterrichtsmehrbedarf in Höhe von 0,125 Stellen je angefangene drei Schülerinnen und Schüler mit Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung. Die Gewährung des Unterrichtsmehrbedarfs nach Satz 1 Nr. 2 setzt voraus, dass der Ersatzschulträger rechtzeitig vor Schuljahresbeginn nachweist, dass an der Schule Lehrerinnen oder Lehrer beschäftigt sind, deren Unterrichtstätigkeit im Bereich sonderpädagogischer Förderung nach § 102 des Schulgesetzes NRW angezeigt oder unbefristet genehmigt worden ist. Möglichst ein Drittel der Stellen nach Satz 1 Nr. 2 soll mit solchen Lehrerinnen und Lehrern besetzt sein.
[bookmark: 11-03nr7.1p4]§ 4 (zu § 107 Abs. 4 bis 6 SchulG) 
Personalkosten für Verwaltungs- und 
Hauspersonal
(1) Die Personal- und Personalnebenkosten für Verwaltungskräfte werden im Rahmen der nach Schulformen/Bildungsgängen und Schülerzahlen festgesetzten Stellen/-anteile - unabhängig von Zahl und Art der tatsächlich beschäftigten Verwaltungskräfte - mit einem Durchschnittsbetrag pauschal bezuschusst. Der für die Berechnung der Schülerzahlen maßgebliche Stichtag ist der 15. Oktober des jeweiligen Haushaltsjahres.
Die Stellenzahl richtet sich nach Anlage 3. Der Pauschalbetrag bemisst sich auf der Grundlage der zum 1. Januar des jeweiligen Haushaltsjahres geltenden Tarifverträge für den öffentlichen Dienst der Länder wie folgt:
1. Grundvergütung gemäß betragsmäßiger Eingruppierung nach Entgeltgruppe 6 Stufe 6,
2. zuzüglich des Betrages einer jährlichen Sonderzahlung, die sich nach dem tariflichen Bemessungssatz in der Entgeltgruppe 6 bestimmt,
3. insgesamt zuzüglich 30 Prozent der Beträge zu 1. bis 2. (pauschalierter Sozialversicherungszuschlag).
(2) Die als notwendig anzuerkennende Stellenausstattung mit Schulhausmeisterinnen und Schulhausmeistern sowie etwaigem zusätzlichen Hauspersonal bemisst sich in Form einer Pauschalabgeltung nach Quadratmetern anerkannter schulisch genutzter Nettogrundfläche (§ 5 Abs. 5 und 6). Die Zahl der ohne Hinzutreten schulischer Besonderheiten bezuschussungsfähigen Stellen ergibt sich aus Anlage 4. Diese werden mit dem sich nach Absatz 1 errechnenden Pauschalbetrag multipliziert.
4.1 (zu § 4 Abs. 1) 
4.1.1 Der durch die Bearbeitung der Schülerfahrkostenanträge und der Durchführung der Lernmittelfreiheit entstehende Verwaltungsaufwand ist in dieser Pauschale mit berücksichtigt.
Von der Pauschalierung nicht erfasst sind die in § 106 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a) SchulG genannten Umlagen und Ausgleichsabgaben.
4.1.2 Da es sich zur Verwaltungsvereinfachung um eine pauschale Abgeltung der Verwaltungsarbeiten an bzw. für Schulen handelt, ist allein die Mittelverwendung für schulische Verwaltungsarbeit nachzuweisen, gleich ob diese in der Schule selbst oder zentral beim Ersatzschulträger für die Schule geleistet wird. Ausgaben können nur dann nicht anerkannt werden, wenn die Tätigkeit eindeutig als schulträgerbezogen zu qualifizieren ist (z.B. bei Fachberater-, Steuerberater- und Wirtschaftsprüfungskosten - siehe hierzu Nr. 1.1.3). Bei Wahrnehmung sowohl unmittelbar schulträgerbezogener Tätigkeiten als auch von Verwaltungstätigkeiten für die Schule durch eine Person (z.B. Geschäftsführer bzw. Ausübung herausgehobener Funktionen in der Schulverwaltung des Ersatzschulträgers) ist ggf. nach Anteilen zu quoteln.
Beauftragt der Schulträger dritte Stellen mit der Erledigung ihm obliegender, im Rahmen des internen Schulbetriebs anfallender Verwaltungsarbeiten und macht er die Kosten im Rahmen der Verwaltungskräftepauschale geltend, spricht die - bei Vorliegen hinreichender Anhaltspunkte widerlegbare - Vermutung für eine zweckgemäße Verwendung (z.B. Verwaltungskosten einer Beihilfebearbeitung bzw. bei Einkaufsmodellen zur Beihilfe- bzw. Versorgungsbearbeitung).
4.1.3 Bei der Ermittlung der Kosten der Verwaltungskräftepauschale sind bei Bündelschulen i.S.d. § 105 Abs. 4 SchulG die Schülerzahlen der einzelnen Schulformen und Bildungsgänge zu einer Gesamtzahl zusammenzufassen und die Zahl der pauschal refinanzierungsfähigen Stellen(-anteile) für Verwaltungskräfte nach der Schulform zu ermitteln, die die größte Schülerzahl aufweist (siehe hierzu Nr. 1.3.1). Der für die Berechnung der Schülerzahlen im Rahmen der Verwaltungskräftepauschale maßgebliche einheitliche Stichtag ist allein der 15. Oktober des jeweiligen Haushaltsjahres (Nr. 3.1.1).
Bei Schulen im Aufbau (Schulen, die noch nicht alle Jahrgangsstufen eingerichtet haben) setzt die obere Schulaufsichtsbehörde die Finanzhilfe jeweils anteilig nach der tatsächlichen Schülerzahl und der für die Schulform geltenden Pauschalbeträge fest.
4.1.4 Die Pauschalbeträge des Verwaltungs- und Hauspersonals bemessen sich nach den in den Tarifverträgen für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) getroffenen Regelungen (§ 4 Abs. 1 Sätze 3 bis 5 FESchVO). Es gelten die zum 1. Januar des jeweiligen Haushaltsjahres gültigen Bemessungssätze. Änderungen (z.B. bei den Sonderzahlungen) im Laufe des Haushaltsjahres sind demgemäß betragsmäßig erst im folgenden Jahr refinanzierungsrechtlich zu berücksichtigen.
Ermittelte Pauschalbeträge sind auf volle 10,00 Euro-Beträge kaufmännisch zu runden.
4.2 (zu § 4 Abs. 2)
[bookmark: 11-03nr7.2nr4.2.1]4.2.1 Die Stellenausstattung für Hauspersonal bemisst sich bei Bündelschulen im Sinne des § 105 Abs. 4 SchulG nach Nr. 1.3.1. Werden nur einzelne Gebäudeteile (z.B. Turnhalle von Schulen unterschiedlicher Schulformen an einem Standort gemeinsam genutzt, sind diese Flächen der Schule zuzurechnen, die insoweit die Hausverwaltung tatsächlich wahrnimmt. Die oberen Schulaufsichtsbehörden werden bei nicht vergleichbaren baulichen Gegebenheiten oder Vorliegen von Sondertatbeständen gemäß § 106 Abs. 10 SchulG ermächtigt, auf der Grundlage dieser Bemessungskriterien - soweit erforderlich - Stellen/-anteile für zusätzliches Hauspersonal bis zu einer vollen Stelle zu bewilligen. Das Vorliegen dieser Sondertatbestände (u.U. refinanzierungsrechtlich anerkannte Ganztagsschulen, Förderschulen mit den Förderschwerpunkten „Geistige Entwicklung“ und „Körperliche und motorische Entwicklung“, Schwimmbäder, übergroße Bündelschulen ab 18.000 m² anerkannter schulisch genutzter Fläche) ist aktenkundig zu machen. Gemäß § 105 Abs. 1 Satz 2 SchulG können aber immer nur Ausgaben in Höhe des Personalaufwandes vergleichbarer öffentlicher Schulen geltend gemacht werden. Hausarbeiterstellen(-anteile) zur Pflege der Außenanlagen unterfallen allein der Refinanzierung aus der Sonderpauschale gemäß § 108 Abs. 3 SchulG.
Bei Schulen im Aufbau (Schulen, die noch nicht alle Jahrgangsstufen eingerichtet haben) setzt die obere Schulaufsichtsbehörde die Finanzhilfe jeweils anteilig nach der im Einzelfall anerkannten schulisch genutzten Fläche und der für die Schulform geltenden Pauschalbeträge fest.
Mit der Pauschale werden alle Personal- und Personalnebenkosten für das Hauspersonal abgegolten (§ 107 Abs. 4 SchulG).
4.2.2 Der Betrag ist auf volle 10,00 EUR-Beträge kaufmännisch zu runden.
[bookmark: 11-03nr7.1p5]§ 5 (zu § 108 SchulG) 
Sachkosten
(1) Sachkosten im Sinne des § 108 Abs. 1 SchulG sind insbesondere die fortdauernden Aufwendungen des Trägers für Geschäftsbedarf, Lehr- und sonstige Unterrichtsmittel, Lehrer- und Schülerbücherei, für Unterhalt und Erhalt der Einrichtung, für die Ausstattung der Schulen mit neuen Medien und diesbezügliche Wartungskosten, für Schulveranstaltungen, Kosten der Schülervertretung sowie Reisekosten.
(2) Die Grundpauschale gemäß § 108 Abs. 1 SchulG erhalten Schulen, wenn sie die vom Ministerium festgesetzte Mindestzahl an Klassen nach Klassenrichtzahl aufweisen. Der für die Berechnung der Klassenrichtzahlen maßgebliche Stichtag ist der 15. Oktober des jeweiligen Haushaltsjahres. In der Schulform Grundschule wird die Anzahl der Klassen nach Klassenrichtzahl auf der Grundlage eines Klassenfrequenzrichtwerts von 25 errechnet. Für die Fachoberschule gelten zwei Klassen der Jahrgangsstufe 11 als eine Vollklasse; eine Klasse der Ausbildungsvorbereitung in Vollzeitform zählt als drei Berufsschulklassen.
Für die in der Grundpauschale zusammengefassten sächlichen Ausgaben gelten die in der Anlage 5 aufgeführten Pauschalbeträge, deren Höhe sich an dem Kostenaufwand vergleichbarer öffentlicher Schulen im Lande orientiert.
(3) Übersteigt oder unterschreitet die ermittelte Klassenzahl die für die Grundpauschale festgesetzte Zahl an Klassen, so erhöht oder verringert sich der Grundpauschalbetrag um einen Zuschlags- bzw. Abschlagsbetrag je Klasse. Ist der Grundpauschalbetrag aufgrund der Klassenzahl zu verringern, so dürfen die vom Ministerium festgelegten Mindestpauschalbeträge nicht unterschritten werden.
(4) Bei Bündelschulen im Sinne des § 105 Abs. 4 SchulG ist die Grundpauschale nur einmal zu gewähren. Bei Zusammenfassung von Schulformen mit unterschiedlichen Pauschalbeträgen bemisst sich die Grundpauschale nach der Schulform mit der größten Klassenzahl. Die auf die anderen vertretenen Schulformen/Bildungsgänge entfallenden Schülerzahlen werden entsprechend den jeweiligen Klassenfrequenzrichtwerten als weitere (Teil-)Klassen bewertet. Sie erhöhen als Mehrklassen mit dem für diese Schulform/diesen Bildungsgang ausgewiesenen Zuschlagsbetrag je (Teil-)Klasse den Grundpauschalbetrag.
Bei Waldorfschulen bemisst sich die Grundpauschale mittels einer Addition der einzelnen ermittelten Pauschalbeträge der jeweils in der Schule vertretenen Schulformen.
(5) Für die Bewirtschaftungspauschale des § 108 Abs. 2 SchulG ist anzuerkennende Fläche die schulisch genutzte Fläche der allseitig umschlossenen und überdeckten Räume nach der jeweils im Einzelfall nach § 110 Abs. 6 SchulG genehmigten oder für Altbauten anerkannten Raumprogrammfläche der Ersatzschule gemäß DIN 277 - Grundflächen und Rauminhalte für Hochbauten -. Dabei gelten als Richtwerte für die Nutzfläche (ohne Sonstige Nutzflächen nach Nummer 7) mindestens 65 vom Hundert und für die Verkehrsfläche bis zu 25 vom Hundert der Nettogrundfläche gemäß Tabelle 1 DIN 277-2.
(6) Sonstige Nutzflächen nach Nummer 7 und Technische Funktionsflächen nach Nummer 8 der Tabelle 1 DIN 277-2 sind unter Beachtung des Richtwertes von bis zu 10 vom Hundert der anzuerkennenden schulisch genutzten Nettogrundfläche im Rahmen der Bewirtschaftungspauschale bezuschussungsfähig.
(7) Soweit für den Schulträger als Eigentümer des Schulgebäudes für Schulbaumaßnahmen im Sinne des § 110 Abs. 2 SchulG noch Gewährleistungsansprüche nach VOB oder BGB bestehen, kann die Sonderpauschale für Bauunterhaltung frühestens nach Ablauf von 3 Jahren nach Bauübernahme (Erstveranschlagung in der Jahresrechnung) geltend gemacht werden. Bei Anmietungen kann der Pauschalbetrag in Höhe von 1,8 vom Hundert des Neubauwerts 1970 nach § 108 Abs. 3 SchulG nur jeweils zu einem Viertel jährlich für Schönheitsreparaturen und Instandhaltungen in der Jahresrechnung geltend gemacht werden.
(8) Die Grundpauschale des Absatzes 1 ist um die pauschalierten Mittel für Lehrerfortbildung (Fortbildungsbudget) aufzustocken.
5.1 (zu § 5 Abs. 1)
Durch die Grundpauschale gemäß § 108 Abs. 1 SchulG i.V.m. § 5 Abs. 1 FESchVO werden an Sachkosten die fortdauernden Ausgaben bezuschusst, die nicht der Beschaffung, dem Erhalt oder Ersatz von Anlagevermögen, sondern der Beschaffung kurzlebiger, zum Verbrauch bestimmter oder geringwertiger Wirtschaftsgüter dienen. Die Zuordnung von beweglichen Sachen zu Investitionsgütern ist dabei u.a. abhängig von der Nutzungsdauer und einer Wertgrenze für den Beschaffungsfall. Für den Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenständen gilt im Einzelfall eine Wertgrenze von bis zu 5.000 EUR, sofern es sich nicht um Erstausstattungen handelt (siehe im Einzelnen VV-HS-RdErl. d. FM vom 25.07.2014 - SMBl. NRW. 631). Übersteigen die Ausgaben für den einzelnen Gegenstand diese Wertgrenze nicht, so ist auf den Gesamtbetrag abzustellen, wenn es sich um die Beschaffung von technisch oder wirtschaftlich miteinander verbundenen Wirtschaftsgütern handelt, die nur in dieser Verbindung genutzt werden.
Sofern Ausgaben danach als investiv anzusehen sind, werden sie bezogen auf die Ausgaben für Schuleinrichtung ausnahmslos durch Anrechnung von 2 vom Hundert der Eigenleistung gemäß § 106 Abs. 5 Satz 3 SchulG bezuschusst. In Abgrenzung zu den über die Anrechnung von 7 Prozent der Eigenleistung refinanzierten Aufwendungen für Schulgebäude sind dies:
-	Ausgaben für Zubehör nach § 97 BGB (= bewegliche Sachen, die - ohne Bestandteile der Hauptsache zu sein - dem wirtschaftlichen Zweck der Hauptsache zu dienen bestimmt sind und zu ihr in einem dieser Bestimmung entsprechenden räumlichen Verhältnis stehen),
-	Ausgaben für mit dem Bauwerk nur leicht verbundene Objekte oder Geräte, die mit dem Bau in keiner Weise verbunden sind (im Sinne der DIN 276, Kostengruppe 600), soweit diese üblicherweise nach der Verkehrsanschauung der Ausstattung und nicht der Herstellung des Gebäudes dienen,
-	Ausgaben für die Schulausstattung im engeren Sinne (Mobiliar, Maschinen, Anlagen und Geräte für speziellen Unterricht, soweit es sich nicht um Lehrmittel und Mittel der „e-nitiative.nrw“ handelt).
Bei der Abgrenzung der 2 v.H. Pauschalanrechnung für die Inventargestellung von der Sachkostenpauschale ist im Übrigen im Rahmen der Plausibilitätskontrolle eines vereinfachten Verwendungsnachweises (§ 113 Abs. 2 SchulG) immer auf die zweckentsprechende Verwendung abzustellen.
5.2 (zu § 5 Abs. 2)
5.2.1 Der für die Berechnung der Klassenrichtzahlen maßgebliche Stichtag ist der 15. Oktober des jeweiligen Haushaltsjahres.
Bei Klinikschulen (§ 21 SchulG), in denen keine Klassen gebildet werden, ist von der Schülerzahl für den geordneten Schulbetrieb auszugehen (§ 82 Abs. 10 SchulG sowie hierzu ergangene Rechtsverordnung). Bei Schulen im Aufbau (Schulen, die noch nicht alle Jahrgangsstufen eingerichtet haben) setzt die obere Schulaufsichtsbehörde die Finanzhilfe jeweils anteilig nach den tatsächlich eingerichteten Klassen unter Berücksichtigung der Klassenrichtzahl in der Jahrgangsstufe und der für die Schulform geltenden Pauschalbeträge fest.
Die obere Schulaufsicht kann im Einzelfall bei Vorliegen besonderer pädagogischer Sachverhalte eine abweichende Regelung auf Antrag des Schulträgers vornehmen; dies gilt auch für die Zuordnung zu einer bestimmten Schulform. § 3 Abs. 4 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.
5.2.2 Bei Errichtung von Ersatzschulen zum Schuljahresbeginn bzw. Auflösung von Ersatzschulen zum Schuljahresende (1. August) können 5/12 bzw. 7/12 der vorgesehenen Grundpauschale eingesetzt werden.
5.2.3 Die Einbeziehung der anteiligen Mittel für die „e-nitiative.nrw“ in die Grundpauschale in Höhe von 5.160 EUR erfolgt solange und soweit entsprechende Aufwendungen im Rahmen der Schulpauschale für öffentliche Schulen zur Verfügung gestellt werden.
5.2.4 Unter den von der Grundpauschale erfassten Titel 546 01 fallen auch die Kosten für vorgeschriebene (amts-)ärztliche Untersuchungen von Schülerinnen und Schülern vor der Teilnahme an Betriebs- und/oder Berufspraktika.
5.4 (zu § 5 Abs. 4)
5.4.1 Bei der Ermittlung der fiktiven Klassenzahlen wird das jeweilige rechnerische Ergebnis nach zwei Dezimalstellen abgebrochen und jeweils mit dem Zuschlagsbetrag der Schulform/des Bildungsgangs multipliziert. Eine Auf- oder Abrundung auf volle Klassen erfolgt insoweit nicht.
Die anzuwendende Grundpauschale und folglich auch die Mindestpauschale bestimmen sich bei der Zusammenfassung mehrerer Schulformen/Bildungsgänge gemäß § 5 Abs. 4 Satz 2 FESchVO nach der Schulform/dem Bildungsgang mit der größten Klassenzahl. Erreichen zwei Schulformen/Bildungsgänge dabei gleich große Klassenzahlen, bestimmen sich Grund- und Mindestpauschale nach der Schulform mit den höheren Pauschalbeträgen.
Die in Anlage 5 zur FESchVO ausgewiesenen Zu- und Abschlagsbeträge der Mehr- oder Minderklassen von der Grundpauschale nach Satz 3 - Schulform/Bildungsgang mit der größten Klassenzahl - bemessen sich dabei nach den für die vertretenen Schulformen/Bildungsgänge jeweils ausgewiesenen Beträgen. Gemäß § 5 Abs. 3 Satz 3 FESchVO ist die Mindestpauschale der größten Schulform in jedem Falle zu gewähren, wenn das betragsmäßige Ergebnis diese noch unterschreitet.
Bei der Festsetzung der Pauschalen ist auf volle 10,00 EUR-Beträge kaufmännisch auf- oder abzurunden.
5.4.2 Bei Waldorfschulen wird für die Ermittlung der Pauschalbeträge der in ihr vertretenen Schulformen folgende Zuordnung für die Berechnung nach § 3 Abs. 4 i.V.m. § 5 Abs. 4 Satz 5 getroffen:
-	Allgemein bildende Schulen Klassen 1 - 4: wie Grundschule,
-	Allgemein bildende Schulen der Sekundarstufe I und der Sekundarstufe II: wie Gymnasium. 
Bei Zusammentreffen mehrerer Förderschwerpunkte der Förderschule bzw. von Bildungsgängen des Berufskollegs ist auf die jeweilige Grundpauschale des Förderschwerpunktes/Bildungsgangs mit der größten (fiktiven) Klassenzahl abzustellen und nach § 5 Abs. 4 Satz 1 bis 4 zu verfahren.
[bookmark: 11-03nr7.2nr5.5]5.5 (zu § 5 Abs. 5)
5.5.1 Die Bewirtschaftungspauschale ist für den Zeitpunkt des Inkrafttretens des SchulG auf jährlich 33 EUR je Quadratmeter festgesetzt worden (§ 115 Abs. 2 SchulG). Die Bewirtschaftungspauschale ist gem. § 108 Abs. 2 i.V.m. § 115 Abs. 2 Satz 1 SchulG mit Wirkung vom 1. Januar 2011 auf 35 EUR je Quadratmeter anerkannter schulisch genutzter Fläche und Jahr festgesetzt worden. Bei der Festsetzung des nach § 108 Abs. 4 SchulG zu ermittelnden Pauschalbetrags je Quadratmeter anerkannter schulisch genutzter Fläche und Jahr ist auf volle 1,00 Euro-Beträge kaufmännisch auf- oder abzurunden.
5.5.2 Bei Ersatzschulen, deren Bewirtschaftungskosten ganz oder teilweise von anderen Trägern getragen werden (z.B. bei Krankenhausschulen), sind diese Beträge von der Bewirtschaftungspauschale abzusetzen.
Bei zum genehmigten Raumprogramm gehörenden Schwimmbädern ist zusätzlich zur Bewirtschaftungspauschale für die notwendigen Mehrkosten ein diese erhöhender Sondertatbestand i.S. des § 106 Abs. 10 SchulG anzuerkennen (siehe auch Nr. 2.5.1 Satz 3 bis 5). Dies gilt für die notwendigen Mehrkosten infolge des umfangreicheren Raumbedarfs und die hieraus resultierenden Folgekosten eines refinanzierten Ganztagsbetriebs (§ 105 Abs. 7 Satz 2 SchulG) entsprechend. Die Notwendigkeit der Mehrkosten ist vom Antragsteller nachzuweisen.
5.5.3 Die obere Schulaufsicht hat die vom Schulträger auf seine Kosten ermittelte schulisch genutzte Fläche nach Überprüfung der Angemessenheit anzuerkennen, die als Bemessungsgrundlage der Bewirtschaftungspauschale zugrunde zu legen ist. Bei der Prüfung der Angemessenheit ist von dem Raumbedarf auszugehen, der zur Schaffung des erforderlichen Schulraums einer vergleichbaren öffentlichen Schule notwendig ist. Es gelten die für den Schulbau zu Nr. 7.1.2 getroffenen Regelungen entsprechend, soweit in Nr. 5.5.2 bis 5.6 nichts anderes bestimmt ist.
Für die Feststellung der Flächenmaße ist der Raumbedarf zum Stichtag 15.10. des laufenden Haushaltsjahres maßgebend. Für Schulen im Aufbau (Schulen, die noch nicht alle Jahrgangsstufen eingerichtet haben) sind Sonderregelungen bezüglich der Flächenmaße zu treffen.
Änderungen der schulisch genutzten Fläche erfolgen nur auf Antrag des Schulträgers zu diesem Stichtag oder auf Veranlassung der oberen Schulaufsichtsbehörde bei Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Nr. 5.5.3.
5.5.4 Die anzuerkennende schulisch genutzte Fläche nach Quadratmetern vermindert sich im Rahmen der Festsetzungen des Schulraumprogramms anteilig um die für die Funktion als Schule nicht oder nicht mehr erforderlichen Räume. Hat sich die Schülerzahl so wesentlich verändert, dass dies nicht nur vorübergehend, sondern kontinuierlich zu einer Verringerung der Parallelklassen je Jahrgang nach Klassenrichtzahl oder gar zu einem Unterschreiten der Mindestzügigkeit einer vergleichbaren öffentlichen Schule gemäß § 82 SchulG führt, ist der konkret erforderliche Raumbedarf zu überprüfen. Bei einem solch erheblichen Schülerrückgang sind die im Durchschnitt der letzten drei Schuljahre nicht mehr benötigten Klassen- und Funktionsräume vom anzuerkennenden Raumbedarf abzusetzen; die fortbestehende schulische Nutzung der Räume für Arbeitsgemeinschaften, freiwillige Schulangebote usw. reicht nicht aus. Dies gilt für zusätzlichen Raumbedarf infolge Schülerzahlsteigerung entsprechend. Maßgeblich hierfür ist die Schülerzahl des laufenden Schuljahrs sowie die Prognose für die beiden folgenden Schuljahre.
5.5.5 Grundlage der Refinanzierung ist das jeweils im Einzelfall genehmigte Raumprogramm. Die von der oberen Schulaufsicht in der Vergangenheit genehmigten Schulraumprogramme mit höherem Flächenbedarf bleiben unberührt. Gleiches gilt bei Altbauten, für die nach den seinerzeit gültigen Flächenhöchstmaßen ein höherer Flächenbedarf anerkannt und bezuschusst worden ist (siehe hierzu aber § 5 Abs. 6 FESchVO i.V.m. Nr. 5.6).
Für Um- und Erweiterungsvorhaben bei Altbauten siehe Nr. 7.1.2.
5.6 (zu § 5 Abs. 6)
Bei den nur mittelbar schulischen Zwecken dienenden Flächen (Sonstige Nutzflächen i.S. von Nr. 7 oder Technische Funktionsflächen i.S. von Nr. 8 DIN 277-2 wie z.B. Abstell-, Lager- und Archivräumen, Dachgeschoss und Keller, Fahrradkeller, Heiz- und Technikräumen, Öllager u.ä.) fallen in der Regel geringere Bewirtschaftungskosten (längere Reinigungsintervalle, geringere Heizkosten) an; diese sind daher i.d.R. nur im Rahmen der 10 v.H.-Sollvorgabe bei den pauschalierten Bewirtschaftungskosten berücksichtigungsfähig.
Dieser Richtwert gilt grundsätzlich auch für Altbauten (unter Zugrundelegung der über das aktuelle Raumprogramm hinausgehenden größeren Nettogrundfläche). Hier sind erforderlichenfalls Einzelfallentscheidungen zu treffen. Vom Bestandsschutz nach § 5 Abs. 5 FESchVO i.V.m. Nr. 5.5.4 werden jedoch solche Flächen nicht erfasst, die bisher in der Jahresrechnung nicht als schulisch genutzt geltend gemacht und anerkannt wurden. Von der Refinanzierung der Bewirtschaftungsausgaben sind insbesondere auch ausgenommen nicht ausgebaute Keller- und Dachgeschosse, die sich gebäudebedingt ergeben und nicht als Sonstige Nutzflächen oder Technische Funktionsflächen erforderlich sind. 
5.7 (zu § 5 Abs. 7)
5.7.1 Grundlage für die Ermittlung der hier pauschal zu veranschlagenden Ausgaben bilden die Neubauwerte der Schulanlagen, die nach den Baupreisverhältnissen des Jahres 1970 zu errechnen sind (analog § 85 Bewertungsgesetz). Die Flächenmaße der Schulanlage bestimmen sich nach den zur Bewirtschaftungspauschale (Nr. 5.5.2) getroffenen Feststellungen zum schulischen Raumbedarf.
Bei Vorhandensein von Außen- und/oder Außensportanlagen ist als Sonderpauschale 0,3 v. H. des Neubauwertes 1970 zu gewähren (siehe auch Nr. 4.2.1 Absatz 1 Satz 6). Außenanlagen sind alle dem Schulgebäude zuzurechnenden nicht bebauten Grundstücksflächen (insbesondere Wege, Höfe, Grünanlagen).
Bei Schulbaumaßnahmen i.S.d. § 110 Abs. 2 SchulG ist für die Geltendmachung der 1,8 v. H. Sonderpauschale die Frist des § 5 Abs. 7 Satz 1 FESchVO zu beachten. Der ermittelte Betrag der Sonderpauschale ist auf volle 1,00 Euro-Beträge kaufmännisch auf- oder abzurunden.
5.7.2 Der anmietende Schulträger kann für Schönheitsreparaturen und Instandhaltungen je Haushaltsjahr nur jeweils ein Viertel des Pauschalbetrags i.H.v. 1,8 v.H. Neubauwert 1970 in den Haushaltsplan einsetzen. Der Pauschalbetrag für die Pflege vorhandener Außenanlagen und Außensportanlagen i.H.v. 0,3 v.H. Neubauwert 1970 bleibt unberührt.
5.8 (zu § 5 Abs. 8)
5.8.1 Zusätzlich zur Grundpauschale wird der Ersatzschule - ohne Abzug einer Eigenleistung - ein zweckgebundenes Fortbildungsbudget gewährt. Die Mittelbereitstellung erfolgt durch jährlichen Haushaltserlass vergleichbar den für öffentliche Schulen je Lehrperson bemessenen Fortbildungsbudgets. Die Gewährung des Fortbildungsbudgets setzt den Nachweis eigener Fortbildungsaktivitäten zwingend voraus.
5.8.2 Die Mittel des Fortbildungsbudgets sind ebenso wie die Mittel der „e-nitiative.nrw“ (Nr. 5.2.3) untrennbarer Bestandteil der Grundpauschale i.S. gegenseitiger Deckungsfähigkeit bei zweckentsprechender Verwendung.
[bookmark: 11-03nr7.1p6]§ 6 (zu § 109 SchulG) 
Aufwendungen für Miete oder Pacht
(1) Die ortsübliche gewerbliche Nettokaltmiete gemäß § 109 Abs. 2 SchulG ist angemessen, wenn sie der Nettokaltmiete bei Büronutzung mit mittlerem Nutzungswert für die Gemeinde des Schulstandortes entspricht, die in dem zum Zeitpunkt des Beginns oder der Änderung des Mietverhältnisses aktuellen Immobilienpreisspiegel Gewerbeimmobilien - Büromieten - des Immobilienverbandes Deutschland (IVD) angegeben ist.
(2) Ist der Schulträger mit der nach Absatz 1 erfolgten Feststellung nicht einverstanden, kann er auf eigene Kosten eine neutrale Mietwertermittlung der angemessenen ortsüblichen Nettokaltmiete nach der Gutachterausschussverordnung NRW vom 23. März 2004 (GV. NRW. S. 146) in der jeweils geltenden Fassung für die Mietfestsetzung der oberen Schulaufsichtsbehörde veranlassen. Hat der Gutachterausschuss die Erstattung eines Gutachtens abgelehnt, kann der Schulträger auf eigene Kosten ersatzweise auch das Einzelgutachten eines von der Industrie- und Handelskammer vereidigten Sachverständigen einholen.
(3) Für die Anerkennung der schulisch genutzten Fläche gelten § 7 Absatz 1 und § 12 entsprechend.
(4) Im Rahmen lehrplanmäßiger Unterrichtsveranstaltungen anfallende Ausgaben für die Anmietung von Schwimmbädern oder sonstigen Sportanlagen werden gesondert in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen bezuschusst.
6.1 (zu § 6 Abs. 1)
6.1.1 Die Miet- oder Pachtverträge sind bei erstmaliger Anmietung von Schulräumen der oberen Schulaufsichtsbehörde mit dem Haushaltsplan vorzulegen. Hinsichtlich der anzuerkennenden schulisch genutzten Fläche sind die zu Nr. 5.5.2 bis 5.5.4 getroffenen Regelungen entsprechend anzuwenden. Eine Änderung bzw. Ergänzung bestehender Verträge ist der oberen Schulaufsichtsbehörde umgehend mitzuteilen.
6.1.2 Üblicherweise vertraglich überwälzte Schönheits- und Kleinreparaturen sowie die Pflege der Außenanlagen und Außensportanlagen sind bei der Refinanzierung der ortsüblich angemessenen Miete oder Pacht nicht gesondert bezuschussungsfähig; eine Abgeltung erfolgt mit der Sonderpauschale (§ 108 Abs. 3 SchulG i.V.m. § 5 Abs. 7). Ebenfalls nicht berücksichtigungsfähig sind Kostenmieten und Mietverträge mit Preisgleit- oder Wertsicherungsklauseln. Die mietvertragliche Übernahme sonstiger Lasten, die nach § 535 Abs. 1 Satz 3 BGB der Vermieter zu tragen hat, kann nur im Rahmen der Bewirtschaftungspauschale (§ 108 Abs. 2 SchulG i.V.m. § 5 Abs. 5) berücksichtigt werden.
6.1.3 Sind von der oberen Schulaufsichtsbehörde bei erstmaligem Vertragsabschluss oder bei Vertragsänderung der ortsüblichen Angemessenheit i.S. des § 109 Abs. 2 SchulG entsprechende Aufwendungen für Miete oder Pacht für Schulgebäude als refinanzierungsfähig anerkannt worden, ist diese Festsetzung im Rahmen der bei Gewerbemieten marktüblichen Laufzeiten von 5 bis allenfalls 10 Jahren - ohne automatische Verlängerung - im Rahmen eines Bestandsschutzes verbindlich. Dies gilt allerdings nur dann, wenn der Vermieter seinerseits für eine entsprechende Dauer eine Erhöhung des Miet-/Pachtzinses vertraglich verbindlich ausgeschlossen hat.
Für Widerruf oder Rücknahme der Refinanzierungszusage gilt § 38 Abs. 3 VwVfG NRW entsprechend.
Ist die Mietfestsetzung nach Überprüfung anhand der längerfristigen Mietpreisentwicklung abzusenken, kann die obere Schulaufsichtsbehörde bei der Neufestsetzung auch eine stufenweise reduzierte Refinanzierung des Miet-/Pachtzinses auf das ortsüblich angemessene Niveau vorsehen.
6.2 (zu § 6 Abs. 2)
6.2.1 Die Festlegung einer ortsüblichen gewerblichen Nettokaltmiete bei Büronutzung mit „mittlerem Nutzungswert“ gemäß § 109 Abs. 2 Satz 2 SchulG i.V.m. § 6 Abs. 1 FESchVO als grundsätzlich angemessen stellt eine Pauschalierung im Rahmen des Ausgabenbegrenzungsgebots dar. Bei der Festsetzung der Miethöhe hat die obere Schulaufsichtsbehörde im Rahmen ihres Ermessens mit in den Blick zu nehmen, ob hiermit nach den örtlichen Verhältnissen die Anmietung einer für Schulzwecke geeigneten Immobilie realisierbar ist.
6.2.2 Für Neubauten oder neuwertige Erweiterungs- oder Umbauten kann die obere Schulaufsichtsbehörde befristet für die ersten 5 bis längstens 10 Jahre je nach der Laufzeit des Miet-/Pachtvertrages im Rahmen ihres Ermessens die Mietzinshöhe auch maximal bis zur Betragshöhe des „guten Nutzungswerts“ gemäß aktuellem IVD-Mietspiegel festsetzen. Nr. 6.1.3 Satz 4 findet keine Anwendung.
6.2.3 Gibt der IVD-Mietspiegel für die Gemeinde des Schulstandorts keinen Wert vor, ist hilfsweise auf Werte entsprechender Mietspiegel vergleichbarer benachbarter Gemeinden abzustellen. Erforderlichenfalls kann auch eine Auskunft des Bau- und Liegenschaftsbetriebes Nordrhein-Westfalen eingeholt werden.
6.2.4 Die vorübergehende Anmietung von Behelfsbauten zur Schaffung von Schulraum rechtfertigt keine höhere als die ortsübliche Miete für Büroräume gemäß § 109 Abs. 2 SchulG.
6.3 (zu § 6 Abs. 3)
Die geltend gemachten Ausgaben für die Anmietung von Schwimmbädern oder sonstigen Sportanlagen dürfen die von anderen privaten Nutzern geforderten Entgelte nicht übersteigen. Ausgaben für die Anmietung sonstiger Außenanlagen sind nicht refinanzierungsfähig.
[bookmark: 11-03nr7.1p7]§ 7 (zu § 110 SchulG) 
Förderfähige Schulbaumaßnahmen
(1) Schulträger, die einen Zuschuss nach § 110 des Schulgesetzes NRW beantragen, haben vor Baubeginn das Raumprogramm beziehungsweise das Sanierungsvorhaben mit den Kostenermittlungen zur baufachlichen Prüfung der oberen Schulaufsicht vorzulegen. Das Gebot der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit ist zu beachten. Bei der Prüfung der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit einer Baumaßnahme gelten je nach Anzahl der Parallelklassen je Jahrgang in der Regel höchstens die in der Anlage 6 festgelegten Flächenmaße als angemessen. Die dort festgelegten Flächenmaße orientieren sich am Raumbedarf, der zur Schaffung des erforderlichen Schulraumes einer vergleichbaren öffentlichen Schule notwendig ist (§ 110 Absatz 6 Satz 1 des Schulgesetzes NRW). 
(2) Für die Feststellung der Flächenmaße sind die Verhältnisse am 15. Oktober des laufenden Haushaltsjahres maßgeblich. Unterschreitet die tatsächliche, auf volle Schülerzahlen aufgerundete Klassenfrequenz der Schule im Durchschnitt aller Klassen und Jahrgangsstufen den für Schulstufe, Schulform und Bildungsgang vergleichbarer öffentlicher Schulen in § 6 der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz generell festgelegten Klassenfrequenzhöchstwert oder oberen Bandbreitenwert um nicht mehr als drei Schülerinnen und Schüler, wird die maximal berücksichtigungsfähige Anzahl der Parallelklassen je Jahrgang auf der Grundlage des Klassenfrequenzhöchstwertes oder des oberen Bandbreitenwertes ermittelt (Toleranz). Wird die Toleranzgrenze unterschritten, ist der nach der tatsächlichen Klassenbildung errechneten schulisch genutzten Fläche als Höchstgrenze die schulisch genutzte Fläche gegenüberzustellen, die maximal die Anzahl der Parallelklassen je Jahrgang berücksichtigt, die sich auf der Grundlage des für Schulstufe, Schulform und Bildungsgang in § 6 der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz generell festgelegten Klassenfrequenzhöchstwertes oder der oberen Bandbreiten errechnet. Für die Schulform Grundschule wird im Rahmen der Berechnungen nach den Sätzen 2 und 3 die Anzahl der Parallelklassen je Jahrgang auf der Grundlage eines Klassenfrequenzrichtwertes von 25 errechnet. Bei der Berechnung der Anzahl der Klassen wird das Ergebnis auf volle Klassen aufgerundet. 
(3) Erreicht die nach Maßgabe des Absatzes 2 errechnete Anzahl fiktiver Klassen die Anzahl von Klassen oder Jahrgangsstufen, die im Ersten Abschnitt des Zweiten Teils des Schulgesetzes NRW für die jeweiligen Schulformen, Schulstufen und Bildungsgänge vorgesehen sind, gilt dies als ein Zug. Die Anzahl der Züge wird auf volle Züge kaufmännisch auf- oder abgerundet. Errechnet sich nach Maßgabe des Absatzes 2 und der Sätze 1 und 2 eine fiktive Anzahl von weniger als zwei Zügen, werden die in der Anlage 6 vorgesehenen Flächen der Hauptgruppe 2 in der Höhe anerkannt, wie sie in Anlage 6 für einen Zug der Schulstufe, der Schulform oder des Bildungsgangs ausgewiesen sind. Sind Angaben zu einem Zug dort nicht ausgewiesen, werden die für zwei Züge der Schulstufe, der Schulform oder des Bildungsgangs vorgesehenen Flächen der Hauptgruppe 2 reduziert um den Betrag, der für die jeweilige Raumgruppe bei drei Zügen zusätzlich vorgesehen ist, anerkannt. Über die anzuerkennende Raumzahl der Hauptgruppe 1 bei einzügigen Schulen in der Sekundarstufe I, für die Angaben zu einem Zug in der Anlage 6 nicht ausgewiesen sind, ist eine individuelle Entscheidung unter Berücksichtigung der pädagogischen Anforderungen der jeweiligen Ausbildungs- und Prüfungsordnungen (zu erteilende Pflichtstunden in den diese Räume betreffenden Fächern) zu treffen.
(4) Der auf der Grundlage der Toleranz nach Absatz 2 Satz 2 ermittelten schulisch genutzten Fläche oder der geringeren der beiden nach Absatz 2 Satz 3 alternativ zu berechnenden schulisch genutzten Flächen ist die nach DIN 277 Teil 2, Ausgabe Februar 2005, Beuth Verlag GmbH Berlin, festgestellte tatsächliche Fläche gegenüberzustellen. Die geringere Nettogrundfläche wird für die Refinanzierung der schulisch genutzten Fläche als angemessen anerkannt.
(5) Der Raumbedarf für Förderschulen (außer Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen) und Berufskollegs ist orientierend an den Rahmenvorgaben der Anlage 6 nach den pädagogischen Erfordernissen im Einzelfall zu ermitteln. Für Berufskollegs ist dabei der gesamte Raumbedarf individuell entsprechend der tatsächlichen Zusammensetzung der Schülerschaft (Vollzeit-/Teilzeitschülerinnen/-schüler) und dem tatsächlichen Angebot von Bildungsgängen festzulegen.
(6) Bei wesentlichen und kontinuierlichen Schülerzahlveränderungen gilt § 12 Absatz 2 und 3.
(7) Förderungsfähig sind die für eine Baumaßnahme entstehenden Kosten nach den vom Schulträger erstellten Kostenschätzungen gemäß DIN 276 - Kosten im Hochbau -, soweit sie auf die als förderungsfähig anzuerkennenden Kostengruppen entfallen.
Förderungsfähige Kostengruppen nach DIN 276 sind:
300 Bauwerk-Baukonstruktionen
400 Bauwerk-Technische Anlagen
500 Außenanlagen
622 Künstlerisch gestaltete Bauteile des Bauwerks
730 Architekten- und Ingenieurleistungen
740 Gutachten und Beratung
750 Kunst
(8) Zur Pauschalierung der zuschussfähigen Baukosten werden beim Neu-, Um- und Erweiterungsbau die maximal als förderungsfähig anzuerkennenden Baukosten durch Multiplikation der Nutzflächen nachstehender Unterrichtsbereiche
-	Allgemeiner Unterrichtsbereich,
-	Fachunterrichtsbereiche (z.B. naturwissenschaftlicher, technischer und musischer Bereich),
-	Schüleraufenthaltsraum in der Sekundarstufe II,
-	Bibliothek und Mediothek,
-	Forum
mit Kostenrichtsätzen ermittelt. Die Kostenrichtsätze[footnoteRef:7] betragen: [7: 	Nach Artikel 2 Absatz 3 der Achten Verordnung zur Änderung der Ersatzschulfinanzierungsverordnung vom 16. Juni 2021 (GV. NRW. 51/21 S. 866/ABl. NRW. 07/21) sind diese Kostenrichtsätze ab 01.01.2021 gültig.] 

für allgemein bildende Schulen
a) für normal ausgestattete Räume 2 650 Euro/Quadratmeter
b) für installationsintensive Räume 3 400 Euro/Quadratmeter
für Förderschulen und Berufskollegs
a) für normal ausgestattete Räume 2 860 Euro/Quadratmeter
b) installationsintensive Räume 3 650 Euro/Quadratmeter
für jede nach Anlage 6 erforderliche Übungseinheit (Sporthalle)
15 x 27 m 1 276 130,- Euro
21 x 45 m 2 595 760,- Euro
27 x 45 m 3 480 360,- Euro.
Für Schulen, deren Genehmigung sich auf Angebote des Gemeinsamen Lernens erstreckt, gelten die Kostenrichtsätze für Förderschulen und Berufskollegs.
Zu den installationsintensiven Räumen zählen grundsätzlich alle Räume der naturwissenschaftlichen und hauswirtschaftlichen Raumgruppen, die Küchenbereiche bei Ganztagsschulen und Übungsräume in Berufskollegs mit entsprechendem Installationsaufwand. (§ 7 Absatz 8 Satz 2 tritt zum 01.01.2021 in Kraft)
(9) Eine nachträgliche Erhöhung der Baukosten gegenüber dem anerkannten zuschussfähigen Bauaufwand kann nicht gefördert werden.
(10) Erübrigt sich durch das Vorhandensein einer Ersatzschule die Errichtung oder Erweiterung einer entsprechenden öffentlichen Schule, ist ein Baukostenbeitrag der Gemeinde (GV), die durch den Betrieb der Schule ihrerseits entlastet wird, nicht auf den Landeszuschuss anzurechnen; er dient der Aufbringung der Eigenleistung des Schulträgers.
(11) Ist die Baumaßnahme bereits vor Erteilung des Bewilligungsbescheides abgeschlossen, entfällt eine Bezuschussung. Der Bewilligungsbescheid für eine Schulbaumaßnahme, welche ein Jahr nach Erteilung des Bewilligungsbescheids noch nicht begonnen worden ist, wird unwirksam.
(12) Die Bewilligung der Zinszuschüsse kann widerrufen werden, wenn die Mittel nicht mehr für den bestimmten Zweck verwendet oder damit verbundene Auflagen nicht erfüllt werden. Der Rückforderungsanspruch erlischt 20 Jahre nach Fertigstellung. Er vermindert sich für jedes volle Kalenderjahr der schulischen Nutzung auf der Grundlage der Zweckbindungsfrist der Bewilligung um 5 Prozent.
7.1 (zu § 7 Abs. 1)
7.1.1 Der Schulträger muss bei Antragstellung Eigentümer oder zumindest wirtschaftlicher Eigentümer (z.B. bei Erbpacht) des für die Durchführung der Schulbaumaßnahme erforderlichen Grundstücks sein. Bei Vorliegen besonderer Umstände (insbesondere Mietfreistellung durch den Eigentümer) sind Ausnahmen möglich.
Die obere Schulaufsichtsbehörde kann eine Ausnahme vom Verbot des vorzeitigen Maßnahmebeginns zulassen (entsprechend Nr. 1.3.2 VV zu § 44 LHO). Ein antragsgemäßer Anspruch auf einen späteren Zuschuss dem Grunde und der Höhe nach wird damit nicht begründet.
[bookmark: 11-03nr7.2nr7.1.2]7.1.2 Die anzuerkennende schulisch genutzte Fläche ist nach den Rahmenvorgaben des § 5 Abs. 5 und 6 FESchVO i.V.m. Anlage 6 zur FESchVO zu ermitteln. Der Raumbedarf für Förderschulen (außer Schulen mit dem Förderschwerpunkt „Lernen“) und Berufskollegs ist nach diesen Festlegungen im Einzelfall zu ermitteln.
Für den Raumbedarf an einzügigen Waldorfschulen gelten folgende Klassenfrequenzrichtwerte:
Klasse 1 bis 10: 38 Schülerinnen und Schüler je Klasse
Klasse 11 bis 12: 35 Schülerinnen und Schüler je Klasse
Klasse 13: 20 Schülerinnen und Schüler je Klasse.
Bei erheblicher Unterschreitung dieser für Waldorfschulen geltenden oder der in Anlage 6 und der VO zu § 93 Absatz 2 SchulG für sonstige Schulen vorgesehenen Schülerzahlen/Klassenfrequenzen sind davon abweichende Festsetzungen zu treffen.
Das tatsächliche Raumangebot der Ersatzschule kann innerhalb der Richtwerte zwischen den Nutzflächen sowie den Verkehrsflächen, den Technischen Funktionsflächen und den Sonstigen Nutzflächen so variieren, dass ein Überschreiten des Richtwertes in einem Flächenbereich durch ein Unterschreiten im anderen Bereich flächenmäßig aufgefangen wird. Hierbei ist sicherzustellen, dass dieses Raumangebot nach Funktion und Umfang den Genehmigungsvoraussetzungen einer inneren und äußeren Gleichwertigkeit der Ersatzschule mit einer vergleichbaren öffentlichen Schule entspricht.
Bei der Bestimmung der tatsächlich schulisch genutzten Nettogrundfläche (§ 110 Abs. 6 Satz 1 SchulG i.V.m. § 5 Abs. 5 Satz 1 FESchVO) bleiben offene Pausenhallen, Schulhöfe und andere Freiflächen wie Schulgärten sowie die gesamten Außenanlagen und Außensportanlagen außer Betracht.
Die Anerkennung der in Anlage 6 zur FESchVO für den Sportbereich vorgesehenen Flächenanteile (Schulsporthalle, Gymnastik- und Geräteräumen als Nutzfläche, Umkleide- sowie Duschräume und WCs als Sonstige Nutzflächen und Technische Funktionsfläche) erfolgt, wenn und soweit für extern durchgeführten Sportunterricht keine Kosten bei Titel 518 10 zur Refinanzierung geltend gemacht werden.
Bei Um- und Erweiterungsvorhaben von Altbauten, insbesondere bei Neuerstellung des Raumprogramms, gelten die Richtwerte des § 5 Abs. 5 und 6 FESchVO für den Gesamtbau als Orientierungsrahmen, von dem im Einzelfall abgewichen werden kann. Für neu errichtete Schulgebäude hat sich dagegen die Bezuschussung an den vorgegebenen Werten zu orientieren, es sei denn, dass ein besonderes pädagogisches oder ein besonderes öffentliches Interesse an einem höheren Raumbedarf im Einzelfall gemäß § 106 Abs. 10 SchulG anerkannt worden ist.
Der als angemessen ermittelten Nettogrundfläche ist die gemäß DIN 277 festgestellte tatsächliche Nettogrundfläche gegenüberzustellen und hiernach über die Refinanzierung der schulisch genutzten Fläche zu entscheiden.
7.1.3 Der Schulträger hat für die bauliche Instandsetzung gemäß § 110 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 5 SchulG die tatsächlichen Ausgaben nach Abschluss der Baumaßnahme nachzuweisen. Werden hiernach die veranschlagten Gesamtausgaben unterschritten, hat eine Neufestsetzung der anerkannten Baukosten zu erfolgen (keine Festbetragsfinanzierung).
7.1.4 Für eine Bezuschussung der Darlehenszinsen müssen die zu vereinbarenden Darlehenskonditionen bei Anlegen eines strengen Maßstabes der aktuellen Marktlage entsprechen; der Ersatzschulträger hat diese unmittelbar nach Abschluss der konkreten Darlehensvereinbarung der zuständigen oberen Schulaufsichtsbehörde mitzuteilen.
7.2 (zu § 7 Abs. 2)
Gemäß § 110 Abs. 3 Nr. 2 und Abs. 6 SchulG erfolgt die Festlegung der Kostenrichtsätze ohne Erstausstattungskosten.
7.7 (zu § 7 Abs. 7)
Die Bezuschussung von Darlehenszinsen kann nach § 110 Abs. 8 SchulG widerrufen werden, wenn die vorgesehene schulische Nutzung durch Umwidmung entfällt.
Die Rückforderungsrichtlinien - Gem. RdErl. d. IM, FM und des MSJK vom 15.07.2003 (MBl. NRW. 2003 S. 792) gelten entsprechend. Für die Bemessung des Wertausgleichs gelten die §§ 49, 49a VwVfG NRW.
Als zweckentsprechende Nutzung gilt auch die Mietfreistellung des Schulträgers für einen bestimmten Zeitraum. Die Zinszuschüsse sind daher mit der Auflage zu gewähren, dass der Schulträger innerhalb dieser Zweckbindungsfrist keine Mietzinsen für die geförderten Schulbauten in dem Haushaltsplan der Ersatzschule veranschlagt.
[bookmark: 11-03nr7.1p7a]§ 7a 
Förderung der schulischen Inklusion[footnoteRef:8] [8: 	Die Änderungen in § 7a aufgrund der Achten Verordnung zur Änderung der Ersatzschulfinanzierungsverordnung vom 16. Juni 2021 (GV. NRW. 51/21 S. 866/ABl. NRW. 07/21) sind mit Wirkung vom 01.01.2021 in Kraft getreten.] 

(1) Für allgemeine Schulen, deren Genehmigung nach § 101 des Schulgesetzes NRW sich auf Angebote Gemeinsamen Lernens nach § 20 Absatz 3 des Schulgesetzes NRW erstreckt, erhält der Schulträger eine jährliche Sachkostenpauschale Inklusion in Höhe 
a) 9,03 Euro je Schülerin und Schüler der Primarstufe und der Sekundarstufe I,
b) 0,64 Euro je Schülerin und Schüler eines Berufskollegs
auf der Basis der insoweit maßgeblichen am Stichtag der amtlichen Schulstatistik des jeweils vorletzten Haushaltsjahres festgestellten Schülerzahl.
Diese Sachkostenpauschale Inklusion dient insbesondere der Bezuschussung eines inklusionsbedingten Mehraufwandes bei den Sachkosten der Schulträger im Sinne von § 94 Absatz 1 des Schulgesetzes NRW. 
(2) Für allgemeine Schulen der Primarstufe, der oder mit Sekundarstufe I sowie der oder mit Sekundarstufe II, deren Genehmigung sich auf Angebote des Gemeinsamen Lernens erstreckt, erhält der Schulträger eine jährliche Personalkostenpauschale Inklusion in Höhe von 18,46 Euro je Schülerin und Schüler auf der Basis der insoweit maßgeblichen am Stichtag der amtlichen Schulstatistik des jeweils vorletzten Haushaltsjahres festgestellten Schülerzahl. Die Personalkostenpauschale Inklusion dient der systemischen Unterstützung der Schulen Gemeinsamen Lernens durch nicht-lehrendes Personal.
(3) Die für genehmigte Ersatzschulen maßgebliche Gesamtsumme der Pauschalbeträge nach den Absätzen 1 und 2 errechnet sich durch Multiplikation der nach den Absätzen 1 und 2 maßgeblichen Schülerzahl zum Stichtag des 15. Oktober des jeweils vorletzten Haushaltsjahres mit den Beträgen je Schülerin und Schüler, die auf der Grundlage der Pauschalbeträge nach § 1 Absatz 3 sowie § 2 Absatz 3 des Gesetzes zur Förderung kommunaler Aufwendungen für die schulische Inklusion vom 9. Juli 2014 (GV. NRW. S. 404) in der jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit auf der Grundlage des vorgenannten Gesetzes ergangenen Rechtsverordnungen ermittelt werden. Das auf diese Weise berechnete Budget entspricht dem prozentualen Anteil dieser Schülerzahl an der Gesamtsumme der Schülerinnen und Schülern dieser Ersatzschulen und vergleichbarer öffentlicher Schulen zum jeweiligen Stichtag. Für die Sachkostenpauschale Inklusion nach Absatz 1 wird der für vergleichbare öffentliche Schulen ermittelte Pauschalbetrag je Schülerin und Schüler um 31 Prozent gekürzt. Die Beträge je Schülerin und Schüler werden spätestens nach drei Jahren, also mit Wirkung vom 1. Januar 2024, auf der Grundlage des Quotienten aus den für öffentliche Schulen bereitgestellten Mitteln geteilt durch die Schülerzahl der vergleichbaren öffentlichen Schulen zum Stichtag der amtlichen Schulstatistik des vorletzten Haushaltsjahres angepasst.
(4) Die Pauschalen nach den Absätzen 1 und 2 gelten mit der schriftlichen Bestätigung des Schulträgers nach § 10 Absatz 1 Satz 4 als zweckentsprechend verausgabt. § 106 Absatz 4 Satz 1 und § 113 Absatz 4 des Schulgesetzes NRW finden keine Anwendung.
[bookmark: 11-03nr7.1p8]§ 8 (zu § 111 SchulG) 
Folgelasten aufgelöster Schulen
(1) Bei Auflösung einer Ersatzschule gemäß § 111 des Schulgesetzes NRW und Übernahme der Planstelleninhaberinnen und Planstelleninhaber in den öffentlichen Schuldienst findet § 103 Absatz 1 und 2 des Schulgesetzes NRW nach Maßgabe der geltenden dienst- und versorgungsrechtlichen Bestimmungen Anwendung.
(2) Die Versorgungslasten für bereits vorhandene und gegebenenfalls noch hinzukommende Versorgungsempfänger und Hinterbliebene teilaufgelöster Ersatzschulen werden bis zur vollständigen Auflösung dieser Ersatzschule in deren Jahresrechnung veranschlagt. Für die in den einstweiligen Ruhestand versetzten Planstelleninhaberinnen und Planstelleninhaber teilaufgelöster Ersatzschulen gilt § 111 Absatz 2 Satz 2 des Schulgesetzes NRW.
[bookmark: 11-03nr7.2nr8]8 (zu § 8)
8.1 Eine dem bisherigen Status angemessen Rechnung tragende zumutbare Unterbringung ist nicht einer rechtsgleichen Beschäftigung im öffentlichen Schuldienst gleichzusetzen. Planstelleninhaberinnen und Planstelleninhaber sind nach Möglichkeit im Rahmen freier Stellen in der gleichen Besoldungsgruppe ihrer Laufbahn einzustellen; § 26 Abs. 2 i.V.m. § 25 LBG ist entsprechend anzuwenden.
8.2 Bei Übernahme in das Beamtenverhältnis ist regelmäßig eine verkürzte - mindestens dreimonatige - Probezeit abzuleisten. Der einstweilige Ruhestand aus dem Ersatzschulverhältnis besteht auch nach Übernahme in das Beamtenverhältnis so lange fort, bis nach Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit und nach Erfüllung der Wartezeitvoraussetzung des § 4 Abs. 1 LBeamtVG NRW im öffentlichen Dienst versorgungsrechtlich eine rechtsgleiche Position wiedererlangt ist; dies schließt die Einweisung in eine Planstelle der gleichen Besoldungsgruppe unter Beachtung der Frist des § 5 Abs. 3 LBeamtVG NRW ein.
8.3 Die Versorgungsfälle aufgelöster Ersatzschulen bearbeitet gemäß § 111 Abs. 2 Satz 2 SchulG das Landesamt für Besoldung und Versorgung Nordrhein-Westfalen. Die Personalakten/personenbezogenen Sachakten des Lehrpersonals der aufgelösten Ersatzschule verbleiben bei der oberen Schulaufsichtsbehörde für evtl. Nachfragen des Landesamtes für Besoldung und Versorgung Nordrhein-Westfalen.
In zukünftigen Auflösungsfällen hat ein Ersatzschulträger mit Abgabe der Versorgungsbearbeitung dem Landesamt für Besoldung und Versorgung Nordrhein-Westfalen über die obere Schulaufsichtsbehörde für jeden neuen (nach Anlage 1) und für jeden vorhandenen Versorgungsempfänger (nach Anlage 2a) eine Übergabemitteilung für laufende Versorgungsfälle einschließlich der für die Zahlbarmachung erforderlichen Daten sowie die diesbezüglich getroffenen Versorgungsfestsetzungen vorzulegen.
Das Landesamt für Besoldung und Versorgung NRW stellt im Zusammenwirken mit dem Versorgungsempfänger, dessen Rechtsnachfolger sowie den Rentenversicherungsträgern auch die umgehende Korrektur bei Wegfall/Änderung des Versorgungsanspruchs sicher.
Wird die Beschulung der Schülerinnen und Schüler der aufgelösten Ersatzschule an öffentlichen Schulen fortgesetzt oder erfolgt ein Betriebsübergang auf einen anderen privaten oder öffentlichen Schulträger, sind die Schülerakten von diesen Schulträgern zu übernehmen.
Im Übrigen ist bei Fortbestand des Trägers der aufgelösten Ersatzschule als Institution dieser weiterhin aus dem Schulverhältnis im Wege der Nachsorge zur Aufbewahrung der Altakten/Schülerakten einschließlich der Abschlusszeugnisse sowie diesbezüglicher Auskunftserteilung verpflichtet. Nur in den Fällen des ersatzlosen Wegfalls des Schulträgers hat die obere Schulaufsichtsbehörde ggf. in Absprache mit benachbarten Ersatzschulträgern bzw. den kommunalen Schulträgern die Einlagerung der relevanten Aktenbestände unter Beachtung der Aufbewahrungsfristen sicherzustellen.
Bei außergewöhnlicher Belastung eines archivierenden Ersatzschulträgers bleibt in den Fällen des Satzes 7 eine Einzelfallentscheidung nach § 106 Abs. 10 SchulG unberührt.
8.4 In den Fällen des § 111 Abs. 2 SchulG erhält die oder der in den einstweiligen Ruhestand versetzte Planstelleninhaberin oder Planstelleninhaber entsprechend § 4 Abs. 1 LBesG NRW für den Monat, in dem ihr oder ihm die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand mitgeteilt worden ist, und für die folgenden drei Monate die Bezüge weiter, die ihr oder ihm am Tag vor der Versetzung zustanden. Die Fortzahlung der Dienstbezüge erfolgt auf Veranlassung der oberen Schulaufsichtsbehörde durch das Landesamt für Besoldung und Versorgung Nordrhein-Westfalen, das auch die Zahlung der sich anschließenden Versorgungsbezüge i.S. des § 57 Abs. 6 LBeamtVG NRW übernimmt.
[bookmark: 11-03nr7.1p9]§ 9 (zu § 112 SchulG) 
Haushaltsplan, Beantragung 
und Festsetzung der Zuschüsse
(1) Der Haushaltsplan ist nach dem Muster der Anlage 1 aufzustellen. Die Zweckbestimmungen für die einzelnen Titel und Kostenpauschalen sind bindend. Der Stellenplan und die Besoldungsübersicht sind nach dem Muster der Anlage 2 zu erstellen. Soweit der Ersatzschulträger Lehrerinnen und Lehrer im Planstelleninhaberverhältnis gemäß § 102 Absatz 3 Satz 2 des Schulgesetzes NRW beschäftigt, sind diese - vorrangig vor Lehrerinnen und Lehrern im Tarifbeschäftigungsverhältnis - zur Bezuschussung in den Stellenplan einzustellen. Der Antrag auf Landeszuschüsse gemäß § 112 Absatz 1 Satz 5 des Schulgesetzes NRW ist auch elektronisch zu übermitteln.
(2) Wird nach den Regeln der kaufmännischen doppelten Buchführung gebucht, kann der Haushalts- oder Wirtschaftsplan dem jeweiligen Kontenplan entsprechen. Eine Überleitungsrechnung auf Einnahmen und Ausgaben ist beizufügen, soweit sie für die Bemessung der Landeszuschüsse erforderlich ist.
(3) Bei zu geringer Bemessung der Abschlagszahlungen gegenüber dem im Festsetzungsbescheid festgestellten Zuschussbedarf ist ein Zinsanspruch des Schulträgers ausgeschlossen. Ein Antrag auf Herabsetzung der Eigenleistung bleibt in der Regel ohne Einfluss auf die Höhe der Abschlagszahlungen.
9.1 (zu § 9 Abs. 1)
9.1.1 Mit Zustimmung der oberen Schulaufsichtsbehörde kann der Schulträger für den Haushaltsplan die Ansätze der Jahresrechnung des Vorjahres überrollen. In diesen Fällen ist die Vorlage der Anlage 2 entbehrlich. Die obere Schulaufsichtsbehörde kann im Einzelfall ihre Zustimmung hierzu insbesondere dann versagen, wenn im Vergleich zum Vorjahr überdurchschnittliche Abweichungen zu erwarten sind etwa bei Schulen im Aufbau, bei Schülerrückgang oder Auflösung von Schulen/Bildungsgängen.
9.1.2 Die vorrangige Refinanzierung von Planstelleninhaberverhältnissen dient der Sicherung der Altersversorgung i.S.d. § 105 Abs. 2 SchulG.
9.3 (zu § 9 Abs. 3)
Der Bescheid über die endgültige Festsetzung des Zuschusses ergeht nach Prüfung der Jahresrechnung; erforderlichenfalls nach Durchführung einer örtlichen Prüfung; § 60 Abs. 1 LHO findet entsprechende Anwendung.
Überhöhte Abschlagszahlungen begründen keinen Vertrauensschutz im Hinblick auf die Bewilligungen im späteren Festsetzungsbescheid.
Erkennt der Schulträger, dass er nicht nur geringfügig überhöhte Abschlagszahlungen erhält, hat er dies der oberen Schulaufsichtsbehörde unverzüglich mitzuteilen und diese bereits vor Zugang des Festsetzungsbescheides unverzüglich, spätestens bis zum 1. April des Folgejahres (§ 113 Abs. 1 SchulG) an die Landeskasse zurückzuzahlen; einer gesonderten Aufforderung der oberen Schulaufsicht bedarf es hierzu nicht.
[bookmark: 11-03nr7.1p10]§ 10 (zu § 113 SchulG) 
Jahresrechnung und Verwendungsnachweis
(1) Die Träger von Ersatzschulen haben jährlich für das abgelaufene Haushaltsjahr einen Nachweis über die Personal- und Sachkosten in Form einer Jahresrechnung vorzulegen (§ 113 Abs. 1 SchulG); die Jahresrechnung ist auch elektronisch zu übermitteln. Diese Jahresrechnung ist anhand der vom für Schule zuständigen Ministerium elektronisch bereitgestellten Formulare, die die Vorgaben des Musterhaushaltsplans und Stellenplans mit Besoldungsübersicht (Anlagen 1 und 2) widerspiegeln, zu erstellen, der eine zusammenfassende Übersicht der Einnahmen und Ausgaben einschließlich der Mittelzuflüsse bei den Kostenpauschalen im Rahmen der gegenseitigen Deckungsfähigkeit (§ 100 Absatz 4 Satz 1 des Schulgesetzes NRW, § 2 Absatz 1) beizufügen ist. Für das Stellenbudget für Lern- und Entwicklungsstörungen hat der Ersatzschulträger darüber hinaus einen Verwendungsnachweis nach dem Muster der Anlage 7 vorzulegen. Für die Sachkostenpauschale Inklusion und die Personalkostenpauschale Inklusion des § 7a hat der Ersatzschulträger schriftlich zu bestätigen, dass die Zweckbindung dieser Pauschalen beachtet wurde, dass die Ausgaben notwendig waren und dass wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist. Bündelschulen i.S. des § 105 Abs. 4 SchulG legen eine Übersicht vor.
(2) Überschüsse aus den Kostenpauschalen können nach § 113 Abs. 4 SchulG in der Jahresrechnung des nächsten Haushaltsjahres gesondert als fiktive Einnahme ausgewiesen und - nachrangig zu sonstigen Zuschüssen Dritter zur Aufbringung der Eigenleistung - auf die Eigenleistung für dieses Rechnungsjahr in dem verbleibenden Umfang angerechnet werden. Im Umfang der Anrechnung erhöht sich der Landeszuschuss. Ist dem Schulträger die Regeleigenleistung gemäß § 106 Abs. 7 oder 11 SchulG ermäßigt worden oder hat er gemäß § 106 Abs. 10 SchulG zusätzliche Personal- oder Sachkostenbedarfe anerkannt erhalten, sind die Überschüsse vorab mit dem nicht benötigten Mehrbetrag zu verrechnen.
10.1 (zu § 10 Abs. 1)
10.1.1 Eine gemeinsame Übersicht legen Bündelschulen i.S. des § 105 Abs. 4 SchulG vor, wenn sie insgesamt nach Nr. 1.3.1 als organisatorische und/oder wirtschaftliche Einheit geführt werden.
[bookmark: 11-03nr7.2nr10.1.2]10.1.2 Die Prüfung des einfachen Verwendungsnachweises gemäß § 113 Abs. 2 SchulG richtet sich nach Nummern 10.2, 11 VV zu § 44 LHO. Ergänzend ist die Nr. 6.6 i.V.m. Nr. 6.4 ANBest-P - VV zu § 44 LHO - heranzuziehen. Auch die summarische Darstellung beim vereinfachten Verwendungsnachweis muss die Prüfung einer zweckentsprechenden Verwendung der Kostenpauschalen ermöglichen; in Zweifelsfällen ist eine Belegprüfung statthaft.
Bei Vorlage unvollständiger Unterlagen setzt die obere Schulaufsichtsbehörde dem Schulträger eine angemessene Frist (§ 31 VwVfG NRW) zur Behebung der Mängel. Erfolgt die Behebung der Mängel nicht innerhalb dieser Frist, so sind die hiervon betroffenen Ausgaben bei der Bemessung des Zuschusses nicht mehr berücksichtigungsfähig.
10.1.3 Vorläufig erlaubte Ersatzschulen sind - auch während der Wartefrist - verpflichtet, der oberen Schulaufsichtsbehörde für jedes Haushaltsjahr die für genehmigte Ersatzschulen nach §§ 112 ff. SchulG i.V.m. § 10 Abs. 1 FESchVO zur Berechnung der Finanzhilfe geforderten Unterlagen vorzulegen.
[bookmark: 11-03nr7.2nr10.1.4]10.1.4 Die Refinanzierung von Beihilfen setzt voraus, dass der Ersatzschulträger bzw. die von ihm beauftragte Beihilfestelle für die Geltendmachung von Rabatten nach dem Gesetz über Rabatte für Arzneimitteln ein Institutionskennzeichen und eine Kooperationsvereinbarung mit der „Zentralen Stelle zur Abrechnung von Arzneimittelrabatten GmbH - ZESAR“ nachweist. Bei mehreren Ersatzschulen eines Trägers werden die entsprechenden Jahresbeträge im Hinblick auf die Rabatte nach der Zahl der Planstelleninhaberinnen und -inhaber je Schule gequotelt, soweit die Jahresrabattbeträge nicht ohnehin bereits einzelschulscharf gewährt werden. Dem Nachweis durch Prüftestat einer Rechnungsprüfungsstelle gemäß § 113 Abs. 3 SchulG stehen auf Antrag des Schulträgers Beihilfefestsetzungen durch dritte private oder öffentlich-rechtliche juristische Personen in kommunaler oder kirchlicher Trägerschaft (zz. Rheinische Versorgungskasse und Zusatzversorgungskasse für Gemeinden und Gemeindeverbände - RVK -, Westfälisch-Lippische Versorgungskasse für Gemeinden und Gemeindeverbände - WVK -, Gemeinsame Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte in Dortmund, Beihilfeberechnungszentrum der evangelischen Kirche Rheinland - bbz GmbH, Bad Dürkheim) unter folgenden Bedingungen gleich:
-	Verpflichtung zur Anwendung der beihilferechtlichen Vorschriften des Landes NRW in der jeweils geltenden Fassung,
-	rechtsverbindliche Garantieerklärung des kirchlichen Schulträgers für das Funktionieren der Beihilfeberechnungen in dem landesseitig vorausgesetzten qualitativen Umfang,
-	Vorhandensein einer - organisatorisch getrennten - Innenrevision, die alle Beihilfeberechnungen überprüft,
-	Bestätigung, dass das Rechnungsprüfungsamt der Kirche dieserhalb jederzeit berechtigt ist, die Verfahrensweisen der hiermit beauftragten Stellen insgesamt einer Revision zu unterziehen,
-	Bestätigung des Rechnungsprüfungsamtes über Art und Umfang seiner Prüfung zu den Beihilfefestsetzungen in Form eines zusammengefassten Prüfvermerks für die Jahresrechnung jeder einzelnen Ersatzschule und Erklärung, dass die Beihilfebestimmungen des Landes NRW eingehalten wurden,
-	Vorbehalt des Prüfungsrechts des Landesrechnungshofs bei den hiermit beauftragten Stellen bezüglich der Beihilfebearbeitung für das Personal der aus Haushaltsmitteln des Landes NRW bezuschussten Ersatzschulen.
Es gelten die allgemeinen Aufbewahrungsvorschriften (siehe Nr. 11.1.3 Satz 2).
Die Zulassung des vereinfachten Nachweises kann jederzeit widerrufen werden.
10.1.5 Der Nachweis gemäß § 113 Abs. 3 Satz 1 SchulG kann durch einen Wirtschaftsprüfer, eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder einen ehemals vereidigten Buchprüfer erbracht werden.
10.1.6 Aufgrund eines Energiespar-Contracting-Vertrages darf der Contractinggeber (Ersatzschulträger als Eigentümer) eingesparte Bewirtschaftungskosten in der Höhe der vom Contractor garantierten Einsparungen an diesen im vereinbarten Zeitraum leisten. Die Bewirtschaftungspauschale gilt insoweit als verausgabt. Damit wird es dem Contractinggeber ermöglicht, die Anlagenmodernisierung zu Lasten der Bewirtschaftungspauschale aus den Einsparungen der Betriebsausgaben an Energie zu finanzieren.
10.1.7 Gleichfalls dürfen im angemessenen Umfang im Rahmen von Energiesparprojekten an Ersatzschulen, bei denen den Schulen als Einsparanreiz ein Teil der weniger verausgabten Bewirtschaftungskosten - bis zu 50 vom Hundert - als Budget belassen wird (sogenannte „Fifty-Fifty-Projekte“), für die Dauer der Vereinbarung eingesparte Bewirtschaftungskosten als Ausgaben zu Lasten der Bewirtschaftungspauschale gebucht werden, sofern aufgrund dieser Maßnahmen die Bewirtschaftungskosten nachhaltig und auf Dauer gesenkt werden.
10.2 (zu § 10 Abs. 2)
10.2.1 Zuschüsse Dritter, die nach der Zweckbestimmung nicht der Aufbringung der Eigenleistung, sondern der Aufbringung sonstiger, für die Refinanzierung nicht anerkennungsfähiger Kosten dienen sollen, bleiben unberücksichtigt (siehe Nr. 1.3.2).
10.2.2 Gemäß § 113 Abs. 4 Satz 1 SchulG ist von den nicht ausgeschöpften Mitteln der Kostenpauschalen vorab der jeweilige Eigenanteil abzusetzen; d.h. der jeweilige - ggf. um Anrechnungs- und Ermäßigungstatbestände reduzierte - Eigenleistungssatz des laufenden Haushaltsjahres. Die Anrechnung der nachweislich nicht in Anspruch genommenen Mittel aus den Kostenpauschalen auf die Eigenleistung des Folgejahres setzt voraus, dass die obere Schulaufsichtsbehörde die endgültige Höhe der Landeszuschüsse für das vorherige Haushaltsjahr durch Festsetzungsbescheid festgestellt hat und ein Ausgleich der vorläufigen Abschlagszahlungen nach § 112 Abs. 4 und 5 SchulG erfolgt ist.
[bookmark: 11-03nr7.1p11]§ 11 (zu § 114 SchulG) 
Prüfungsrecht
[bookmark: 11-03nr7p11(1)](1) Schulträger und Schulleitung sind verpflichtet, die Unterlagen entsprechend der Gliederung des Musterhaushaltsplans und prüfbar bereit zu halten, jederzeit Einblick in den Betrieb und die Einrichtungen der Schule im Rahmen einer örtlichen Prüfung zu geben sowie die angeforderten Auskünfte zu erteilen und Nachweise zu erbringen, soweit dies für die Bemessung und Prüfung der Verwendung der Zuschüsse erforderlich ist.
(2) Bei Nutzung eines elektronischen Dokumenten-Management-Systems (Beleg-Archivierungssystem) durch den Ersatzschulträger kann die Bereithaltungspflicht aus Absatz 1 auch durch die Einrichtung einer Leseberechtigung für die obere Schulaufsichtsbehörde erfüllt werden. Das eingesetzte System muss die Einhaltung der einschlägigen steuer- und handelsrechtlichen Vorschriften der Abgabenordnung, des Handelsgesetzbuches sowie der Grundsätze zur ordnungsgemäßen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff sicherstellen.
[bookmark: 11-03nr7.1p11(2)](3) Die Nachprüfung der getroffenen Beihilfe- und Versorgungsfestsetzungen im Rahmen der Ersatzschulfinanzierung wird gemäß § 114 Abs. 2 Satz 1 SchulG als Bestandteil der Rechnungsprüfung übertragen
1. in Beihilfeangelegenheiten der zuständigen Bezirksregierung,
2. in Versorgungsangelegenheiten dem Landesamt für Besoldung und Versorgung.
(4) Gemäß § 114 Abs. 3 SchulG ist auf Antrag des Trägers der Ersatzschule die Bearbeitung folgender Verwaltungsangelegenheiten spezialisierten Landesbehörden gegen Entgelt zu übertragen:
1. die Beihilfenbearbeitung für Lehrerinnen und Lehrer an Ersatzschulen den zentralisierten Beihilfestellen der Bezirksregierungen (§ 13 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BVO),
2. ganz oder teilweise die Versorgungsbearbeitung, -festsetzung und -auszahlung einschließlich der Beihilfengewährung für Versorgungsempfänger dem Landesamt für Besoldung und Versorgung.
11.1 (zu § 11 Abs. 1)
11.1.1 Jede Schule ist im Rahmen der 2-Jahres-Frist gemäß § 112 Abs. 5 SchulG zu prüfen.
Die Prüfung der Kostenpauschalen erstreckt sich auf die bestimmungsgemäße Verwendung der Pauschalen (§ 113 Abs. 2 SchulG).
Der für eine örtliche Prüfung der Jahresrechnung bei der Ersatzschule vorgesehene Zeitpunkt ist dem Schulträger von der Schulaufsichtsbehörde rechtzeitig mitzuteilen. Aus besonderem Anlass können zusätzlich außerordentliche Prüfungen durchgeführt werden.
Dem Schulträger ist nach Maßgabe des § 28 VwVfG NRW Gelegenheit zu geben, zu den Prüfergebnissen bereits vor Erlass des Festsetzungsbescheides Stellung zu nehmen.
11.1.2 Die obere Schulaufsichtsbehörde kann - auch in den Fällen, in denen der Nachweis über die bestimmungsgemäße und wirtschaftliche Verwendung der Landeszuschüsse nach § 114 SchulG durch einen von einer Wirtschaftsprüfung oder von einer anderen nach § 113 Abs. 3 SchulG autorisierten Stelle testierten Jahresabschluss geführt wird, - den Festsetzungsbescheid nach Durchführung einer örtlichen Prüfung der Jahresrechnung erlassen.
Ob und inwieweit die obere Schulaufsichtsbehörde die Nachweise des § 113 Abs. 3 SchulG ohne weitere (stichprobenhafte) Prüfung in ihren Festsetzungsbescheid nach § 112 Abs. 5 SchulG übernimmt, obliegt ihrem pflichtgemäßen Ermessen.
[bookmark: 11-03nr7.2nr11.1.3]11.1.3 Die Einnahme- und Ausgabebelege sind vom Schulträger nach Titeln zu ordnen, 10 Jahre aufzubewahren und auf Verlangen der Schulaufsichtsbehörde oder des Landesrechnungshofs vorzulegen.
Für die Aufbewahrung von Unterlagen über Beihilfen, Heilfürsorge, Heilverfahren (u.a. Festsetzungsbescheide und Beihilfeanträge), Unterstützungen sowie Versorgungsakten ist § 91 Abs. 2 und 3 LBG entsprechend anwendbar (s. auch Gem. RdErl. d. IM und d. KM v. 20.02.1986 - SMBl. NRW. 203034 - betr. Aufbewahrung, Aussonderung, Archivierung und Vernichtung von Personalakten); die Beihilfeberechtigten sind auf die Aufbewahrungspflicht für Belege nach § 13 Abs. 7 BVO hinzuweisen.
[bookmark: 11-03nr7.2nr11.2]11.2 (zu § 11 Abs. 2)
11.2.1 Erstfestsetzungen der Versorgungsbezüge (Neuzugänge) sind dem Landesamt für Besoldung und Versorgung nach § 3 Abs. 7 FESchVO i.V.m. Nr. 3.7.1 zur Prüfung vorzulegen.
11.2.2 Zur Nachprüfung der getroffenen Versorgungsfestsetzungen in laufenden Zahlfällen (Altfälle) hat der Ersatzschulträger für die erste Nachweisprüfung alle in der Anlage 2a - LBV-Übergabemitteilung für laufende Versorgungsfälle - genannten und für die Festsetzung zahlungsrelevanten Daten zu dokumentieren und über die obere Schulaufsichtsbehörde dem Landesamt für Besoldung und Versorgung Nordrhein-Westfalen vorzulegen; die obere Schulaufsichtsbehörde prüft die Unterlagen auf Vollständigkeit und Plausibilität und fügt ihre personenbezogenen Sachakten bei.
Bei unvollständigen Unterlagen ist nach Nr. 10.1.2 Abs. 2 zu verfahren.
In laufenden Versorgungsfällen zeigt der Ersatzschulträger Änderungen der zahlungsrelevanten Daten des einzelnen Versorgungsempfängers über die obere Schulaufsichtsbehörde dem Landesamt für Besoldung und Versorgung NRW an (siehe Anlage 2b - LBV-Änderungsmitteilung für Prüffälle). Das Landesamt für Besoldung und Versorgung NRW informiert - ohne Gewähr - über die oberen Schulaufsichtsbehörden die im Prüfmodell verbleibenden Ersatzschulträger im Hinblick auf die von diesen zu treffenden Versorgungsfestsetzungen über wesentliche Rechts- und Verfahrensänderungen. Dieser Service stellt eine freiwillige Leistung ohne Rechtsverpflichtung dar.
11.2.3 Die Prüfungsergebnisse aufgrund von Versorgungsfestsetzungen der Ersatzschulträger in Altfällen werden der oberen Schulaufsichtsbehörde vom Landesamt für Besoldung und Versorgung NRW nach dem Muster der Anlage 3a in schriftlicher und elektronischer Form zum Ende des jeweiligen Haushaltsjahres übermittelt. Die obere Schulaufsichtsbehörde legt das betragsmäßig festgestellte Prüfungsergebnis ihrem Festsetzungsbescheid nach § 112 Abs. 5 SchulG zugrunde. Neben Erstfestsetzungen (Nr. 3.5.1) und der Prüfung bestehender Festsetzungen von Versorgungsbezügen für Lehrkräfte an Ersatzschulen unterfällt dem Prüfauftrag des Landesamtes für Besoldung und Versorgung Nordrhein-Westfalen auch die Prüfung aller damit in Zusammenhang stehenden Versorgungsangelegenheiten (u.a. Versorgungsausgleich, Nachversicherung, Witwen-, Waisengelder). Die Anlage 3a ist um einen entsprechenden Prüfvermerk zu ergänzen.
11.2.4 Für Beihilfeangelegenheiten sind die Prüfungsergebnisse der zentralen Beihilfestellen bei den Bezirksregierungen für den Festsetzungsbescheid der oberen Schulaufsichtsbehörde entsprechend verbindlich.
[bookmark: 11-03nr7.2nr11.3]11.3 (zu § 11 Abs. 3)
11.3.1 Bei der Übertragung der Beihilfen- und Versorgungsbearbeitung auf Spezialbehörden (zentrale Beihilfestellen - Bezirksregierungen -, Landesamt für Besoldung und Versorgung NRW) im Rahmen des „Einkaufsmodells“ haben die beauftragenden Schulträger diesen Behörden die für die Berechnung der Beihilfe bzw. Errechnung des Zuschusses zu den Versorgungsbezügen erforderlichen Angaben zu machen. Nr. 11.2 gilt entsprechend. Hierzu gehört auch die gem. § 122 Abs. 2 und 3 SchulG zulässige Übermittlung personenbezogener Daten, soweit dies für Bearbeitungs- oder Prüfungszwecke erforderlich ist.
Für Änderungsmitteilungen des Ersatzschulträgers im sog. Einkaufsmodell des Landesamtes für Besoldung und Versorgung Nordrhein-Westfalen ist das Muster der Anlage 4 zu verwenden.
Der Antrag ist in Beihilfeangelegenheiten an die zuständige zentrale Beihilfestelle nach § 114 Abs. 3 Nr. 1 SchulG (Bezirksregierung), in Versorgungsangelegenheiten - ggf. einschließlich der Beihilfeangelegenheiten der Versorgungsempfänger - nach § 114 Abs. 3 Nr. 2 SchulG über die obere Schulaufsichtsbehörde an das Landesamt für Besoldung und Versorgung zu richten.
11.3.2 Für die Festsetzungsbescheide in Beihilfeangelegenheiten nach § 114 Abs. 3 Nr. 1 SchulG einschließlich der Entscheidungen über Widersprüche ist je Beihilfefall ein dem Aufwand angemessenes Entgelt zu erheben. Die Beihilfebearbeitung der Bezirksregierungen kann im Rahmen des „Einkaufsmodells“ nach § 11 Abs. 3 Nr. 1 FESchVO bei entsprechender Vereinbarung der Vertragsparteien ebenso wie bei der Versorgungsbearbeitung durch das LBV nach Nr. 2 auch die Zahlbarmachung der festgesetzten Beträge umfassen.
Zur Nachweispflicht bei Übertragung der Beihilfenfestsetzungen auf dritte Stellen siehe Nr. 10.1.4.
11.3.3 Den Ersatzschulträgern wird bei Wahl des Einkaufsmodells empfohlen, aus Gründen der Verfahrensökonomie entsprechend § 13 Abs. 1 Nr. 7 BVO das Landesamt für Besoldung und Versorgung NRW auch mit der Beihilfenbearbeitung für ihre Versorgungsempfänger zu beauftragen. Die obere Schulaufsichtsbehörde wird vom Landesamt für Besoldung und Versorgung NRW nach dem Muster der Anlage 3b in schriftlicher und elektronischer Form über die Festsetzungen informiert.
11.3.4 In den Fällen des § 114 Abs. 3 SchulG i.V.m. § 11 Abs. 3 FESchVO hat der Ersatzschulträger die von ihm im Rahmen des sog. „Einkaufsmodells“ veranlassten Maßnahmen einschließlich der Festsetzungsbescheide der beauftragten Stellen mit der Vorlage der Jahresrechnung der oberen Schulaufsichtsbehörde nachzuweisen.
[bookmark: 11-03nr7.1p12]§ 12 
Sonderregelung für die Anerkennung 
der schulisch genutzten Fläche
(1) Bei Schulen im Aufbau (Schulen, die noch nicht alle Jahrgangsstufen eingerichtet haben) wird für die anzuerkennende schulisch genutzte Fläche die Anzahl der Klassen in dem bei Betriebsbeginn laufenden und den zwei folgenden Haushaltsjahren abweichend von § 7 Absatz 2 Satz 2 auf der Grundlage der vom Schulträger geplanten Schülerzahl je Klasse ermittelt, wenn diese Planung ebenso wie die tatsächlich erreichte auf volle Schülerzahlen aufgerundete Klassenfrequenz im Durchschnitt aller eingerichteten Klassen und Jahrgangsstufen den für Schulform, Schulstufe und Bildungsgang vergleichbarer öffentlicher Schulen in der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz generell vorgesehenen Klassenfrequenzmindestwert oder unteren Bandbreitenwert nicht unterschreiten (Toleranz). Bei einer Unterschreitung dieser Toleranzgrenze wird die Anzahl der Klassen abweichend von § 7 Absatz 2 Satz 3 auf der Grundlage des in der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz für vergleichbare öffentliche Schulen generell vorgesehenen Klassenfrequenzmindestwerts oder unteren Bandbreitenwerts ermittelt. Errechnet sich danach eine fiktive Anzahl von Klassen, die hinter der im Schulgesetz NRW vorgesehenen Anzahl von Klassen oder Jahrgangsstufen der Schulstufe, der Schulform und des Bildungsgangs zurückbleibt, werden die in Anlage 6 vorgesehenen Flächen der Hauptgruppe 2 in der Höhe anerkannt, wie sie dort für einen Zug der Schulstufe, der Schulform oder des Bildungsgangs ausgewiesen sind. Sind Angaben zu einem Zug nicht vorgesehen, gilt § 7 Absatz 3 Satz 4 und 5 entsprechend. In den beiden auf das Jahr des Betriebsbeginns folgenden Haushaltsjahren sind abweichend von § 7 Absatz 2 Satz 1 für die Feststellung der Flächenmaße die Verhältnisse zu den in § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 genannten Stichtagen maßgeblich. Wird der Endausbau (Einrichtung aller Jahrgangsstufen) vor Ablauf des zweiten, auf das Jahr des Betriebsbeginns folgende Haushaltsjahr erreicht, verkürzt sich der in Satz 1 genannte Zeitraum entsprechend.
(2) Hat sich die Schülerzahl einer nicht unter Absatz 1 fallenden Schule nach den Verhältnissen zum Stichtag 15. Oktober des jeweiligen Haushaltsjahres so wesentlich verändert, dass dies nicht nur vorübergehend, sondern kontinuierlich zu einer Verringerung der Parallelklassen je Jahrgang nach Klassenrichtzahl führt, ist der erforderliche Raumbedarf anhand der Berechnungsvorgaben des § 7 Absatz 1 bis 6 zu überprüfen. In der Schulform Grundschule wird die Anzahl der Parallelklassen je Jahrgang auf der Grundlage eines Klassenfrequenzrichtwerts von 25 errechnet. Bei einem solch erheblichen Schülerzahlrückgang sind die im Durchschnitt der letzten drei Schuljahre für die Funktion als Schule nicht oder nicht mehr benötigten oder erforderlichen Klassen- und Funktionsräume vom anzuerkennenden Raumbedarf abzusetzen; die fortbestehende schulische Nutzung der Räume zum Beispiel für Arbeitsgemeinschaften oder sonstige freiwillige Schulangebote reicht nicht aus. Hierzu ist die bisherige Anerkennung der schulisch genutzten Fläche regelmäßig nach § 49 Absatz 2 Nummer 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils geltenden Fassung zu widerrufen und mit Wirkung für die Zukunft über sie erneut zu entscheiden.
(3) Absatz 2 gilt für zusätzlichen Raumbedarf, der nicht unter Absatz 1 fallenden Schulen infolge Schülerzahlsteigerungen entsprechend. Abweichend von Absatz 2 Satz 3 sind hierfür die Schülerzahlen zum Stichtag 15. Oktober des laufenden und des vorangegangenen Schuljahres sowie die Prognose für die beiden folgenden Schuljahre maßgeblich.
(4) Für den Raumbedarf an Freien Waldorfschulen als Ersatzschulen eigener Art nach § 100 Absatz 6 Schulgesetz NRW gelten für die Berechnung der maximal anerkennungsfähigen schulisch genutzten Fläche abweichend von § 7 Absatz 2 Satz 2 folgende Klassenfrequenzrichtwerte:
Klasse 1 bis 10: 38 Schülerinnen und Schüler je Klasse, 
Klasse 11 bis 12: 35 Schülerinnen und Schüler je Klasse, 
Klasse 13: 20 Schülerinnen und Schüler je Klasse.
Bei Freien Waldorfschulen im Aufbau gilt Absatz 1 Satz 2 mit der Maßgabe entsprechend, dass
in den Klassen 1 bis 10: 19 Schülerinnen und Schüler je Klasse, 
in den Klassen 11 bis 12: 18 Schülerinnen und Schüler je Klasse, 
in der Klasse 13: 10 Schülerinnen und Schüler je Klasse
als Klassenfrequenzmindestwert gelten.
[bookmark: 11-03nr7.1p13]§ 13 (zu § 115 Absatz 3 SchulG) 
Übergangsvorschriften
(1) Für die Festsetzung der Zuschüsse aufgrund von Jahresrechnungen zurückliegender Haushaltsjahre finden die Vorschriften dieser Verordnung in der für das jeweilige Haushaltsjahr geltenden Fassung Anwendung.
(2) Zur Anpassung der Stellenbewirtschaftung und der Unterrichtsversorgung an das Stellenbudget für Lern- und Entwicklungsstörungen sowie an die auslaufende Fortführung Integrativer Lerngruppen gemäß Artikel 2 Absatz 3 des 9. Schulrechtsänderungsgesetzes vom 5. November 2013 (GV. NRW. S. 618) erhalten die betroffenen Schulen für die Primarstufe und die Sekundarstufe I nach folgender Maßgabe übergangsweise eine Zusatzbeihilfe:
Dem Stellenbedarf der Ersatzschule, wie er sich auf der Grundlage der für das Schuljahr 2014/15 maßgeblichen Schülerzahl in der Primarstufe oder in der Sekundarstufe I im Schuljahr 2015/16 nach den hierfür bis zum 31. Juli 2015 geltenden Vorschriften errechnet, wird fiktiv auf der Grundlage derselben Schülerzahlen der Stellenbedarf der Ersatzschule gegenübergestellt, wie er sich nach den ab dem 1. August 2015 geltenden Vorschriften errechnet. Der Unterrichtsmehrbedarf für Integrative Lerngruppen wird dabei je Schülerin und Schüler, die nicht nach den Vorgaben der allgemeinen Schule lernen, sowohl für das Schuljahr 2014/15 als auch für das Schuljahr 2015/16 durch einem Stellenzuschlag von maximal 0,05 Stelle berücksichtigt. Übersteigt der Stellenbedarf nach den bis zum 31. Juli 2015 geltenden Vorschriften den Stellenbedarf nach den ab dem 1. August 2015 geltenden Vorschriften wird die Differenz mit dem für das Haushaltsjahr 2015 maßgeblichen Pauschalbetrag nach § 3 Absatz 5 ausfinanziert und
a) für die Primarstufe 
im Schuljahr 2015/16 zu vier Vierteln, 
im Schuljahr 2016/17 zu drei Vierteln, 
im Schuljahr 2017/18 zu zwei Viertel und 
im Schuljahr 2018/19 zu einem Viertel
b) für die Sekundarstufe I des Gymnasiums 
im Schuljahr 2015/16 zu fünf Fünfteln, 
im Schuljahr 2016/17 zu vier Fünfteln, 
im Schuljahr 2017/18 zu drei Fünfteln, 
im Schuljahr 2018/19 zu zwei Fünfteln und 
im Schuljahr 2019/20 zu einem Fünftel
c) für die Sekundarstufe I der sonstigen Schulformen 
im Schuljahr 2015/16 zu sechs Sechsteln, 
im Schuljahr 2016/17 zu fünf Sechsteln, 
im Schuljahr 2017/18 zu vier Sechsteln, 
im Schuljahr 2018/19 zu drei Sechsteln, 
im Schuljahr 2019/20 zu zwei Sechsteln und 
im Schuljahr 2020/21 zu einem Sechstel
gewährt.
(3) § 3b ist für Schulen der Sekundarstufe I, deren Genehmigung sich auf Angebote des Gemeinsamen Lernens erstreckt,
im Schuljahr 2020/2021 auf die Klassen 5 und 6,
im Schuljahr 2021/2022 auf die Klassen 5 bis 7,
im Schuljahr 2022/2023 auf die Klassen 5 bis 8,
im Schuljahr 2023/2024 auf die Klassen 5 bis 9
und ab dem Schuljahr 2024/2025 auf alle Klassen anzuwenden.
Während der Zeit des Aufwachsens der neuen Stellensystematik zur Neuausrichtung der Inklusion nach § 3b gelten für die Jahrgangsstufen, für die § 3b im jeweiligen Schuljahr noch nicht anzuwenden ist, die Grundsätze zur Stellenzuweisung für den Mehrbedarf nach § 3a mit der Maßgabe fort, dass dieses Stellenbudget je Zug anteilig wie folgt gewährt wird:
	
Fiktive Klassen je Zug, auf die § 3a anzuwenden ist 
	Budgetanteil nach § 3a Abs. 2

	
	Gymnasium mit 
5 S I-Klassen je Zug
	andere Schulformen/Gymnasium mit 
6 S I-Klassen je Zug

	4
	-
	4/6

	3
	3/5
	3/6

	2
	2/5
	2/6

	1
	1/5
	1/6

	Tabelle 1: Mehrbedarf Stellenbudget je Zug


Sofern sich für das Schuljahr 2020/2021 aus § 3a Absatz 2 ein höherer Stellenmehrbedarf als bei Anwendung der Sätze 1 und 2 ergibt, findet dieser abweichend von Satz 1 im Schuljahr 2020/2021 Anwendung. Für Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung außerhalb der Lern- und Entwicklungsstörungen in Jahrgangsstufen, für die § 3b im jeweiligen Schuljahr noch nicht anzuwenden ist, wird der Mehrbedarf wie bisher nach der in § 8 Absatz 1 Nummer 8 der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz festgelegten Relation „Schülerinnen und Schüler je Stelle“ gewährt. (§ 13 Absatz 3 tritt zum 01.08.2020 in Kraft)
[bookmark: 11-03nr7.1p14]§ 14 
Festsetzung der Bewirtschaftungspauschale
Die Bewirtschaftungspauschale (§ 108 Absatz 2 i.V.m. § 115 Absatz 2 Satz 1 SchulG) wird auf 46 Euro[footnoteRef:9] je Quadratmeter anerkannter schulisch genutzter Fläche und Jahr festgesetzt. Die Anpassung des festgesetzten Pauschalbetrags nach § 108 Abs. 4 SchulG bleibt unberührt. [9: 	Die Bewirtschaftungspauschale von 46 Euro ist nach Artikel 1 Satz 1 der Neunten Verordnung zur Änderung der Ersatzschulfinanzierungsverordnung vom 20. März 2023 (GV. NRW. 2023 S. 203/ABl. NRW. 04/23) mit Wirkung vom 01.01.2023 in Kraft getreten.] 

[bookmark: 11-03nr7.1p15]§ 15 
Inkrafttreten[footnoteRef:10] [10: 	Artikel 2 der Verordnung vom 15. September 2008 (GV. NRW. S. 619) bestimmt unterschiedliche Inkrafttretens-Zeitpunkte:
„Artikel 2 
Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. Abweichend von Satz 1 treten Artikel 1 Nr. 7 (§ 13) und Nr. 16 (Anlage 5) mit Wirkung vom 1. Januar 2008, Artikel 1 Nr. 2 (§ 3 Abs. 4 Satz 1) und Nr. 14 (Anlage 2a) mit Wirkung vom 1. August 2008 sowie Artikel 1 Nr. 13 (Anlage 1 - Seite 7) am 1. Januar 2009 in Kraft; Artikel 1 Nr. 8 (§ 13) tritt für die am Erprobungsversuch Personalkostenpauschale (§ 115 Abs. 2 Schulgesetz NRW und § 12 Ersatzschulfinanzierungsverordnung) teilnehmenden Schulen mit Wirkung vom 1. Januar 2008, für die übrigen Schulen am 1. Januar 2009 in Kraft.“
	Auch der Artikel 2 der Verordnung vom 23. Mai 2013 (GV. NRW. S. 279/ABl. NRW. S. 343) bestimmt unterschiedliche Inkrafttretens-Zeitpunkte:
„Artikel 2
(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 1
1. Nummer 11 (Anlage 2a) und Nummer 12 (Anlage 2c) mit Wirkung vom 1. Januar 2011,
2. Nummer 4 (§ 7 Abs. 1) und Nummer 15 (Anlage 6) mit Wirkung vom 1. Januar 2012,
3. Nummer 13 (Anlage 3) und Nummer 14 (Anlage 5) mit Wirkung vom 1. August 2012 und
4. 10 (Anlage 1 - Seite 2) mit Wirkung vom 1. Januar 2013 in Kraft.“
	Ebenfalls der Artikel 2 der Verordnung vom 28. Januar 2015 (GV. NRW. S. 130/ABl. NRW. S. 130) bestimmt unterschiedliche Inkrafttretens-Zeitpunkte:
„Artikel 2
(1) Diese Verordnung tritt vorbehaltlich der Absätze 2, 3 und 4 am Tag nach der Verkündung in Kraft.
(2) Artikel 1 Nummer 15 und Nummer 20 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2014 in Kraft.
(3) Artikel 1 Nummer 9 und Nummer 17 Buchstabe f tritt mit Wirkung vom 1. August 2014 in Kraft.
(4) Artikel 1 Nummer 2, Nummer 6 Buchstabe b (§ 5 Absatz 2 Satz 4) und Nummer 21 (Anlage 7) tritt am 1. August 2015 in Kraft.“
	Auch der Artikel 2 der Verordnung vom 27. Februar 2018 (GV. NRW. S. 148/ABl. NRW. 04/18) bestimmt unterschiedliche Inkrafttretens-Zeitpunkte:
„Artikel 2 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
(1) Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe b tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2016 in Kraft.
(2) Artikel 1 Nummern 6, 9 Buchstabe b, 10 und 13 treten mit Wirkung vom 1. Januar 2017 in Kraft. Artikel 1 Nummer 6 tritt am 31. Dezember 2020 außer Kraft.
(3) Artikel 1 Nummer 5 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2018 in Kraft.
(4) Im Übrigen tritt diese Verordnung am Tag nach der Verkündung in Kraft.“
	Artikel 2 der Achten Verordnung zur Änderung der Ersatzschulfinanzierungsverordnung vom 16. Juni 2021 (GV. NRW. 51/21 S. 866/ABl. NRW. 07/21) bestimmt unterschiedliche Inkrafttretens-Zeitpunkte: 
„Artikel 2
(1) Artikel 1 Nummer 14 (§ 14) und Nummer 16 (Anlage 5) treten mit Wirkung vom 1. Januar 2020 in Kraft.
(2) Artikel 1 Nummer 5 (§ 3b) und Nummer 13 Buchstabe a (§ 13 Absatz 3) treten mit Wirkung vom 1. August 2020 in Kraft.
(3) Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa (§ 7 Absatz 8 Satz 2) und Nummer 8 (§ 7a) treten mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in Kraft.
(4) Im Übrigen tritt diese Verordnung am Tag nach der Verkündung in Kraft.“
	Die vorliegende Fassung ist mit Wirkung vom 13. Juli 2021 (GV. NRW. 51/21 S. 866) in Kraft.] 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2006 in Kraft.
15 (zu § 15)
Nr. 10.3 der VV zu § 10 EFG ist in den Fällen des§ 115 Abs. 4 SchulG weiterhin anzuwenden.
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Bozeichnung der Schule:

Anlage 1 - Seite 1 -

itz der Schule:

Schultriger:

Schulr:
Haushaltsplan fiir das Haushaltsjahr
bzw.
Jahresrechnung fiir das Haushaltsjahr
ja  nein
Ist die Schule mit einem Schiilerheim oder sonstigen Einrichtung verbunden? 0 0
ja  nein
Sind anerkannte Aufienanlagen bzw. Auiensportaniagen vorhanden? o 0
Nettogrundflache (NGF) gem. DIN 277:|:|mz (Gesamtgebaude)

1. Tatséchlich schulisch genutzte NGF gem. DIN 277:|:|mz

- davon Nutzfliche (NF) der Tabelle 1 DIN 277-2 ohne Nr. 7 bis 9:
(Richtwert mindestens 65% der schulisch genutzten NGF)

- davon Verkehrsfliche (VF Nr. 9) der Tabelle 1 DIN 277-2:
(Richtwert bis zu 25% der schulisch genutzten NGF)

- davon Sonstige Nutzfiachen (NF Nr. 7)|

und Technische Funktionsfléche (TF Nr. 8) der
Tabelle 1 DIN 277-2:

(Richtwert bis zu 10% der schulisch genutzten NGF)

2. Anzuerkennende schulisch genutzte NGF gem.
§110 Abs. 6 SchulG i.V.m. § 5 FESchVO

nach geltendem Schulraumprogramm:

3. Aktueller Bedarf an schulisch genutzter Flache:
(geringerer Wert von Nm. 1. und 2.)

Das sind

4.Neubauwert 1970:[ ]EUR

5. Eigenleistung

- Regeleigenleistung:

- abziiglich Anrechnung:

- abziiglich Herabsetzung der Eigenleistung um:

- fiir diese Jahresrechnung zu beriicksichtigende Eigenleistung:

m = %
m = %
mo = %
Sowelt der schulisch genutzte Flachenbedarf (NGF) von der oberen
m2 | Schulaufsichtsbehtrde genehmigt oder bei Altbauten anerkannt wurde,
erfolgt keine Karzung der Flachen
Gemaf § 5 Abs. 6 FESChVO ist fur die Berechnung der Bewirlschaf-
tungsspauschale eine geringere Flache zugrunde 2u legen, wenn die
Sonstigen Nutzflachen und Technischen Funktionsfiache 10% des ak-
m? | tuellen Bedarfs nach Nr. 3 iberschreiten)

0,00

0,00
0,00

0,00

%

%
%
%

%

der Gesamigebaudeflache

(bezogen auf die refinanzierungsfahige NGF)

(gem. § 106 Abs. 5 Satz 2 und 3 SchulG)

(gem. gesonderten Bescheid
der oberen Schulaufsichtsbehdrde)

Die Berechnung der Zahl der Lehrerstellen ist nach dem Vordruck der Anlage 2a
vorzunehmen, der Bestandteil des Haushaltsplanes bzw. der Jahresrechnung ist.
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Haushaltsplan bzw. Jahresrechnung fiir das Haushaltsjahr Schul-N. gem. Priffung
vom Schulrager auszufilen der oberen Schulausichisbehdrde
Titel Zweckbestimmung Betrag Betrag Betrag
EUR Ct EUR Ct EUR Ct
L. Verwaltungseinnahmen
11101 Gebilhren und tarifiche Entgelte 1101 000 0,00
(Aufnahmegebihren, Schuigeld, Prifungsgebihen.
Bel Schuigelderhebung sing Schuigeldliten zu fuhren.)
11901 Vermischte Einnahmen 11901 0,00 0,00
(Hier sind z. B. Einnahmen fiir Abschriften von Zeugnissen
Und ahniche unvorhergesehene Enahmen 24 verbuchen.)
12401 Mieten und Pachten 12401 0,00 0,00
(Einnahmen aus Wohnungen auf dem Schulgrundstick, aus Vermietuny
Verpachiung und Nutzung von SchulrBumen Sowle sonsiige Einnahmen.
12500  Erlose aus wirtschaftiicher Tatigkeit 125 00, 0,00 0,00
vgl. Vermerk zu Titel 514 00
(Hierunter fallen Erse aus dem Verkauf von Erzeugnissen
Ger Werkstaten, Labors Und ahnlichen Einichtingen )
13201 Erlose aus der VerauBerung von beweglichen Sachen 13201 0,00 0,00
(Hieruntor fallen nur die Erbse aus dem Verkauf von Gegenstanden,
deren Anschaffung aus Tieln des Abschnis .Sachiche Vervallungsaus.
gaben' erflgt 1)
Ubrige Einnahmen
16200 Zinsen 162 00, 0,00 0,00
(Zinsen aus Guthaben und Darlehen)
23600  Sonstige Erstattungen von Sozialversicherungstragem so- 236 00; 0,00 0,00
wie von der Bundesanstalt fir Arbeit
(Hiersind die Erstatungen von der Bundesanstal fir Arbeit
im Rahmen von Alerstelzeit m Avbeiinhmerbereich nachzueisen.)
28140 Einnahmen aus der Gewéhrung von Abschiéigen auf Arz- 281 40; 0,00 0,00
neimittel
28210 Zuschiisse Dritter zur Aufbringung 28210 0,00 0,00
der Eigenleistung nach § 105 Abs. 6 SchulG
1. Zuschiisse der Gemeinden und Gemeindeverbénde
2. Sonstige Zuschisse (z. B. auf freiwilliger Basis erbrachte
Eiternbeitrage)
28220 Zuschiisse Dritter zu den laufenden Schulkosten 282 20 0,00 0,00
(Unberiicksichtigt bleiben Zuschiisse fiir Zwecke, die im
Rahmen des
Defizitdeckungsverfahrens nicht beriicksichtigt werden.)
1. Zuschiisse der Gemeinden und Gemeindeverbande
2. Sonstige Zuschisse (z. B. auf freiwilliger Basis erbrachte
Eiternbeitrage)
28230 Einnahmen zu den Schillerfahrkosten 282 30 0,00 0,00
(Hier sind Erstattungen von Schilerfahrkosten z. B. im Rah-
men des Umlagemodells gem. § 17 Abs. 2 SchfkVO nach-
zuweisen.)
Gesamteinnahmen 999 1: 0,00 0,00
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Haushaltsplan bzw. Jahresrechnung fiir das Haushaltsjahr Schul-Nr.: gem. Priifung
vom Schultrager auszufllen der oberen Schulaufsichisbeharde
Titel Zweckbestimmung Betrag Betrag Betrag
EUR Ct EUR Ct EUR Ct

Personalausgaben

Zu Titel 422 01 - 432 10: Die Anséitze sind aus der Besoldungs(ibersicht
2u Gbemehmen. Eintrag alier Istausgaben. Soweit Ttel mitels Kennziffern
1 bis 6 als pauschalierte Titel gekennzeichnet sind, siehe weiter Seite 6
Ermittung der Pauschalen’.

42201 Beziige und Nebenleistungen der planmaRigen Lehrerin- 422 01: 0,00 0,00
nen und Lehrer sowie der Lehrerinnen und Lehrer

427012 Entgelte fiir Aushilfen 427 017 0,00 0,00

{aueh Mitenachwels fir gine Wisderbessizung der durch Alersloizel
igewordenen Stellen i. S. von § 3 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a Allerstell-
zeigeselz (AIG) als Fordervoraussetzung fir Leistungen der Arbeilsver-
waltung im Rahmen der Altersteilzeit)

42710%  Aufwendungen fir nebenamtiich und nebenberuflich 427 102, 0,00 000
Tétige sowie fur Mehrarbeit
(Einzelstundenvergiung)

428013°  Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 428 0135: 0,00 0,00
1. LererinneniLehrer

2. Sonstige Taribeschatigte
(Hausmeister und Verwaltungsangestellte)
3. Andere Tarifbeschaftigte (z.B. Reinigungskrafte)

Hiersind nur di fatedTlichen Personalausgaben gom. & 07 fbs 1 SchulG sowte
der von der Schulaufsicht anerkannten zusatzlichen Stellen (§ 106 Abs. 10 SchulG) zu buch

429002 Nicht aufteilbare Personalausgaben 429 00%) 0,00 0,00

Auf die Personalbedarfspauschale nach § 107 Abs.3 Nr. 1 SchulG entfallende Istausgaben sind aus-
schlieBlich bei den Titeln 427 01, 427 10 und 429 00 zu buchen.

43210 Versorgungsbeziige fir Planstelleninhaberinnen
und Planstelieninhaber und deren Hinterbliebenen
1. Lehrerinnen/Lehrer nach § 107 Abs. 2 SchulG 432101: 0,00 0,00
2. Lehverinnen/Lehrer nach § 115 Abs. 8 SchulG 432102 0,00 000
(alte Regelung § 10 EFG) Y Y
3. Flrsorgeleistungen gem. § 35 ff. LBeamtVG NRW 432103: 0.00 0,00
Titel 432 10 zusammen: 0,00 0,00
44101 Beihifen in Krankheitsfallen 44101: 0,00 0,00
aufgrund der Beihilfenverordnung
44102 Beihilfen in Pflegefallen 44102: 0,00 000
aufgrund der Beihilfenverordnung
20 Titel 43 01 - 443 02
Her sind auch die Unerstitzungen und Firsorgeleistungen fir Versor-
qungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger aufzufihren
44301%  Firsorgeleistungen (mit Ausnahme des Titels 432 10 Nr. 3) 443 0122 0,00 000
einschi. betriebsarztiicher und sicherheitstechnischer
Dienst
44302%  Unterstiitzungen nach den Unterstiitzungsgrundsatzen 443 022, 0,00 000
44601 Beihilfen in Krankheitsfallen fiir Versorgungsempfangerin- 446 01: 0,00 000
nen und Versorgungsempfanger aufgrund der Beihilienver-
ordnung
44602 Beihilfen in Pflegefallen fiir Versorgungsempfangerinnen 446 02: 0,00 000
und Versorgungsempfanger aufgrund der Beinilienverord-
nung
453012 Trennungsentschédigung und Umzugskostenvergitung 453012 0,00 000
Summe (ohne Istausgaben der gekennzeichneten pauschalierten Ubertrag: 0,00 0,00

Titel)
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Haushaltsplan bzw. Jahresrechnung fiir das Haushaltsjahr Schul-N. gem. Priffung
vom Schulrager auszufilen der oberen Schulausichisbehdrde
Titel Zweckbestimmung Betrag Betrag Betrag
EUR Ct EUR Ct EUR Ct
Ubertrag: 0,00 0,00

ll. Séichliche Verwaltungsausgaben
Bei den mit Kennziffer 4 gekennzeichneten Titeln der Sachkostenpau-
schale ist nichis einzutragen (siehe aber Titel 546 01); im Ubrigen sind
Fir die tatsachiichen Ausgaben einzutragen.

51101 Geschaftsbedarf und Kommunikation sowie 51101
Geréte, Ausstattungs- und Ausrisstungsgegenstande,
sonstige Gebrauchsgegenstande
(einschl. Wartungskosten fr EDV-Aniagen)

51400 Verbrauchsmittel
Ausgaben dilrfen bis zur Hohe der Ist-Einnahmen 000 000
bei Titel 125 00 eingesetzt werden. anzuerkennen: 514 00: 000 0,00

(Hierunter fallen Verbrauchsittl, Rohmaterial usw. zur Verarbeitung und
‘2um Verbrauch in Werkstatten, Labors und ahnlichen Einrichiungen.

517015 Bewirtschaftung der Schulgrundstiicke, Schulgebaude und 517 015 0,00 0,00
Schulraume

51710 Zinsen nach § 110 SchulG 517 10: 0,00 0,00

51801 Mieten und Pachten fiir Schulgrundstiicke, 51801 0,00 0,00
Schulgebaude und Schulraume

51802 Mieten und Pachten fiir Geréte und Maschinen 518 02 0,00 0,00
(soweit gesondert anerkannt)

51810  Benutzung von Schwimmbédemn und sonstigen Sportanla- 518 10: 0,00 0,00
gen

(Entgelte konnen nur fiir lehrplanméBige Unterrichtsveranstaltungen berii-
Chaichlt werden.) ? °

Neubauwert 1970 in

EUR:
Neubauwert 1970 in EUR: 0,00 0,00
davon 1,8 %: 0,00 0,00

51900°  Unterhaltungsarbeiten an Schulgrundstiicken, Schulgebéu-
den und Schulraumen

1. Bauunterhaltung (Eigentiimer und Mieter) 519.001: 0,00 0,00
(Mieter nur bis zu einem Vierteljahrch; § 5 Abs. 7 FESChVO)

davon 03 %: 0,00
2. Pflege der AuRen- und/oder AuRensportanlagen 519.002: 0,00 0,00
(soweit vorhanden)
Titel 519 00 0,00 0,00
zusammen®:

52501  Aus- (und Fort-)bildung der Bediensteten 525014 -

(Hierunter fallen die Kosten fiir sonstige Fortbildungsmalinahmen des
Landes neben dem Fortbidungsbudget.)

52502  Lehr- und sonstige Unterrichtsmittel, Lehrer- und 525 02+
Schiilerbiicherei
52601 Sachversténdige-, Gerichts- und ahnliche Kosten 526 01: 0,00 0,00
52701¢  Reisekostenvergiitung 527 014
53910¢  Schulfeiern und Sportfeste 539 10
53920 Kosten der Schilervertretung 539 20"
Summe (ohne Istausgaben der gekennzeichneten Ubertrag: 0,00 0,00

pauschalierten Titel)
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Haushaltsplan bzw. Jahresrechnung fiir das Haushaltsjahr Schul-Nr.: gem. Priifung
vom Schultrager auszufllen der oberen Schulaufsichisbeharde
Titel Zweckbestimmung Betrag Betrag Betrag
EUR Ct EUR Ct EUR Ct
Obertrag: 0,00 0,00
54201 Ausgleichsabgabe nach § 160 SGB IX 54201: 0,00 000
54210 Umlagen einschl. Beitréige zur Berufsgenossenschaft 54210 0,00 000
54601 Sachkostenpauschale gem. § 108 Abs. 1 SchulG 546 014 0,00 000
Die Istausgaben der Titel 511 01, 525 01, 525 02, 527 01,539 10, 539 20
und 546 01 sind hier als Summe einzuiragen
zuzlig. Istausgaben Lefverfortikdungsbudget
Zuzigl zusatzich genehmigte Ausgaben
Zuweisungen und Zuschiisse fiir laufende Zwecke
68110 Kosten far die Beforderung von Schilerinnen und Schilern 68110: 0,00 000
68120 Kosten der Lemmittelfreineit 68120 0,00 0,00
Summe (ohne Istausgaben der gekennzeichneten 0,00 0,00

pauschalierten Titel)
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Haushaltsplan bzw. Jahresrechnung fiir das Haushaltsjahr Schul-Nr. gem. Priffung
vom Schulrager auszufilen der oberen Schulausichisbehdrde
Titel Zweckbestimmung Betrag Betrag Betrag
EUR Ct EUR Ct EUR Ct
IV, Ermittiung der Pauschalen
1. Personalkostenpauschalen (Lehrerinnen/Lehrer)
] Pauschalbetrag gem. § 107 Abs. 3 SchulG (Personalbe-
darfs- und -nebenkostenpauschale)
2a) Personalbedarispauschale 997 12 0,00 0,00
nach § 107 Abs. 3 Nr. 1 SchulG
2b) Personalnebenkostenpauschale nach 997 13 0,00 0,00
§107 Abs. 3 Nr. 2 SchulG
Berechnung gem. Anlage 2a) x Pauschalbetrag
(§ 3 Abs. 4 FESChVO)
997 1: 0,00 0,00
Summe der Ist-Ausgaben (Lehrpersonalkosten) ohne 0,00 0,00
Einzelnachweis
Summe aus den Titeln 427 01, 427 10, 429 00, 443 01,
443 02 und 453 01
12 *Pauschalbetrag gem. § 107 Abs. 4 bis 6 SchulG
(Personalkosten Verwaltungs- und
Hauspersonalpauschale)
3a) Pauschale Verwaltungspersonal nach § 107 Abs. 5 997 21 0,00 0,00
SchulG gem. Anlage 3
3b) Pauschale Hauspersonal nach § 107 Abs. 6 SchulG 997 22: 0,00 0,00
gem. Anlage 4
3¢) ggf. zuséitzlich genehmigte Ausgaben 997 23 0,00 0,00
9072: 0,00 0,00
Summe der Istausgaben ohne Einzelnachweis 0,00 0,00
Summe aus dem Titel 428 01 Nr. 2
13 Summe Personalkostenpauschalen: 997: 0,00 0,00
Summe der Istausgaben ohne Einzelnachweis 0,00 0,00
Mehr-/Minderausgaben (+/-) 0,00 0,00
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Haushaltsplan bzw. Jahresrechnung fiir das Haushaltsjahr Schul-Nr.: gem. Priifung
vom Schultrager auszufllen der oberen Schulaufsichisbeharde
Titel Zweckbestimmung Betrag Betrag Betrag
EUR Ct EUR Ct EUR Ct
2. Sachkostenpauschalen
21 “ Pauschalbetrag gem. § 108 Abs. 1 SchulG 998 11 0,00 000
(Sachkostenpauschale)
Die Titel 511 01, 525 01, 525 02, 527 01, 539 10, 539 20 und 546 01 sind
gemat § 108 Abs. 1 SchulG paschaliert
qgf. zusatzlich genehmigter Ausgaben 998 12: 0,00 000
(Hierunter fallen auch Reisekosten fir Berufs- und Belriebsprakika fir
o AisBungegans Excinarnenn bs 2t fesgelogion Hochl
arenze)
Lehrerfortbildungsbudget 998 13: 0,00 000
Die Hahe der Pauschale ergibt ich aus § 5 Abs. 2 FESChVO und Anlage 5 998 1 0,00 0,00
ggf. zuziglich genehmigte Ausgaben. fr cle das besondere pad. nloresse
herkanntwirde
Summe der Istausgaben ohne Einzelnachweis 0,00 000
Summe aus den Titeln 511 01, 525 01, 525 02, 527 01, 539 10, 539 20
und 546 01 zuzlig. Lehrerforlbldungsbudget und . Zusatzich gench-
migte Ausgaben
22 * Pauschalbetrag gem. § 108 Abs. 2 SchulG (Bewirt- 99821: 0,00 000
schaftungspauschale)
Di T 428 01 Nr. 3 und 517 01 sid gemat § 108 Abs. 2 SchuG pau-
schalert
anerkannte Zusatzbetrage 99822: 0,00 000
Hohe der anerkannten Bewirtschaftungspauschale 9982 0,00 0,00
Summe der Istausgaben ohne Einzelnachweis 0,00 000
Summe aus den Tieln 428 01 Nr. 3 und 517 01
23 ¢ Pauschalbetrag gem. § 108 Abs. 3 SchulG
(2usatzpauschale Unterhaltung" zur Bewitschaftungspauschale)
Bauunterhaltung Eigentimer/Mieter 99831: 0,00 000
(Mieter nur jeweils zu einem Viertel jafrlich)
Pflege der Aufien- und/oder AuBensportaniagen 99832: 0,00 000
(soweit vorhanden):
9983, 0,00 0,00
Summe der Istausgaben ohne Einzelnachweis 0,00 000
Summe aus Tieln 519,00
24 Summe Sachkostenpauschalen: 998: 0,00 0,00
Summe der Istausgaben ohne Einzelnachweis 0,00 000
Mehr-/Minderausgaben (+/-) 0,00 0,00
3. Inanspruchnahme gegenseitiger Deckungsfahigkeit bei den Kos-
tenpauschalen
nicht in Anspruch genommene Personalkostenpauschalen 0,00 000
nicht in Anspruch genommene Sachkostenpauschalen 0,00 000
durch gegenseitige Deckung zusatzlich anerkannte Perso- 0,00 000
nal- und Sachkosten
Restsumme der nicht in Anspruch genommenen Personal- 0,00 000
und Sachkostenpauschalen
4. Ermittlung der auf die Eigenleistung im Folgejahr anzurechnenden
Betréige aus den Kostenpauschalen
nach 3. nicht in Anspruch genommene Kostenpauschalen 0,00 000
abziiglich der nach § 10 Abs. 2 FESchVO abzuziehenden 0,00 000
Betrage
Prozent Ermafigung der Eigenleistung 0,00%
betragsmaBige Ermatigung der Eigenleistung
Summe anerkannter Zusatzbedarfe i.S.d. 0,00 0,00
§ 106 Abs. 10 SchulG (Personal- und Sachkosten)
danach verbleibende Restsumme aus den Kostenpauschalen 0,00 000
abziiglich Eigenanteil (jeweilige Eigenleistung des Haus- 0,00 000
haitsjahres gem. § 113 Abs. 4 Satz 1 SchulG)
verbleibende Mittel der Kostenpauschalen 0,00 000
davon 50 % = Minderungsbetrag der verbleibenden 0,00 000
Eigenleistung des Folgejahres (gem. § 113 Abs. 4 SchulG
hachstens jedoch die anerkannte Eigenleistung der letzten
gepriiften Jahresrechnung)
Eigenleistung der letzten gepriften Jahresrechnung 0,00 000
Anrechnungsbetrag fiir die Eigenleistung des folgenden 0,00 000

Haushaltsjahres
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Haushaltsplan bzw. Jahresrechnung fiir das Haushaltsjahr
vom Schulrager auszufilen

Schul-Nr.

Anlage 1 - Seite 8-

gem. Priffung
der oberen Schulausichisbehirde

5. Férderung der schulischen Inklusion

(5106 Absatz 4 Satz 1 und § 113 Absatz 4 des Schulgesetzes NRW fin-

den keine Anwendung)
5.1 Personalkostenpauschale Inklusion
Pauschale
0,00
5.2 Sachkostenpauschale Inklusion
Pauschale
0,00

1000.1

1001.1
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Haushaltsplan bzw. Jahresrechnung fiir das Haushaltsjahr Schul-Nr.: gem. Priifung
vom Schultrager auszufllen der oberen Schulaufsichisbeharde
Titel Zweckbestimmung Betrag Betrag Betrag
EUR Ct EUR Ct EUR Ct

Gesamtausgaben (siehe Ziffern Il bis IV Nr. 5) 999 2: 0,00 0,00

V_Berechnung des Landeszuschusses

Gesamtausgaben (Ziffer Il bis IV Nr. 5) 9992: 0,00 000

/. Gesamteinnahmen 999 1: 0,00 000

= Haushaltsfehlbetrag 0,00 000

/. Eigenleistung (siehe gesonderte Berechnung) 0,00 000

= Landeszuschuss: 9993: 0,00 000

nachrichtiich:

-2 v.H. fiir die Bereitstellung der Ausstattung - Anrechnung 0,00 000

-7 v.H. fir die Bereitstellung der Gebéude - Anrechnung 0,00 000

Abschlagszahlungen: 999 4: 0,00 000

zuviel gezahltizuwenig gezahit 0,00 000

Berechnung der Eigenieistung EUR Ct EUR Ct EUR Ct

Gesamtausgaben (s. Ziffern If bis IV Nr. 5) 0,00 0,00

vermindert um

Titel 681 10 0,00 000

Titel 68120 0,00 000

Titel 998 13 0,00 000

Sonstiges gem. gesonderter Aufiistung 0,00 000
zusammen: 0,00 0,00

verbleibende Gesamtausgaben 0,00 0,00

Hiervon 0,00% Eigenleistung 0,00 000

abziiglich Zuschiisse Dritter 0,00 000

gem. § 105 Abs. 6 SchulG (Titel 282 10)

verbleibende Eigenleistung 0,00 000

abziglich der anzurechnenden Betréige aus den Kosten- 0,00 000

pauschalen des Vorjahres

2u beriicksichtigende Eigenleistung 0,00 000

Es wird bescheinigt, dass der Haushaltsplan/die Jahresrechnung gemafs den ersatzschulfinanzrechtiichen Bestimmungen des Schulge-
setzes NRW aufgestellt ist. Die Richtigkeit der Angaben wird bestatigt.

Die Ausgabensétze/Rechnungsbetrage beziehen sich nur auf den Betrieb der Schule. Es wird versichert, dass die Landesmittel zweck-

entsprechend verwendet worden sind.

Ort, Datum

Schuitrager

Unterschrift
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Sollstellen-Berechnung

Anlage 2a - Seite 1 -

Bezeichnung der Schule: Stichtage: ~ 15.10.___ 15.10.___
Schulform
1. Grundstellen fiir den normalen Unterrichtsbedarf (§ 107 Abs. 1 SchulG i.V.m. § 3 FESchVO)
Jahrgangsstufen oder Schulformen | Schilerinnen | Schiler-Lehrer-Relation | Stellenzu- | Zeftraum- Grundstellenzanl
nach Relationen aufgeteilt und Schiiler ordnung’ | zuordnung? | (nach 2 Stellen abgebrochen)
17 | 812 17 812
0,00 0,00
0,00 0,00
0,00 0,00
0,00 0,00
0,00 0,00
0,00 0,00
0,00 0,00
0,00 0,00
Stellen (gerundet auf 1 Dezimalstelle) 0,0 0,0
nachrichtiich: 7 812
Stellen, die dem Gymnasium, Weiterbildungskolleg oder Berufskolleg zuzuordnen sind 0,00 0,00
Stellen, die den anderen Schulformen zuzuordnen sind 0,00 0,00
2. Stellenzuschiage fur zusatzliche Unterrichtsbedarfe
Dope Ero S e Schlerionen | Grundslellenbedart | % | Stellenzy: | Zetaur, Stellenzuschiag
B Tl und Schille mit 1 Dezimalstelle ordnung' | zuordnung? | (nach 2 Stellen abgebrochen,
Schalbelrag gem. § 3 Absalz 5 Satz 1) und Soweit berechnet)
26U roviend st Fuinor 1 17 | 812 17 812
Ganziagsunterricht” 0,00 0,00
Ganziagsunterricht" 0,00 0,00
Ganziagsunterricht 0,00 0,00
Ganziagsunterricht 0,00 0,00
Wutiersprachiicher Unterricht” 0,00 0,00
Wutiersprachiicher Unterricht” 0,00 0,00
Wutiersprachiicher Unterricht 0,00 0,00
Wutiersprachiicher Unterricht 0,00 0,00
integrationshiffen” 0,00 0,00
integrationshiffen” 0,00 0,00
integrationshilfen 0,00 0,00
integrationshilfen 0,00 0,00
Personal- yind Schwerbehinderten- 0,00 0,00
vertretung
Personal- yind Schwerbehinderten- 0,00 0,00
vertretung
Personal- und 0,00 0,00
Schwerbehindertenvertretung
Personal- und 0,00 0,00
Schwerbehindertenvertretung
Waldorfzuschiag 10% 0,00 0,00
(Primar-/Forderstufe)
Waldorfzuschiag 10% 0,00 0,00
(Primar-/Forderstufe)
Waldorfzuschiag 10% 0,00 0,00
(S IiFrderstufe)
Waldorfzuschlag 10% 0,00 0,00
(S IIFrderstufe)
Waldorfzuschlag 5% (S ) 0,00 0,00
Waldorfzuschlag 5% S 1) 0,00 0,00
Rickgabe der Vorgrifisstunde 0,00 0,00
Rickgabe der Vorgrifisstunde 0,00 0,00
Sonstige Tatbestande” 0,00 0,00
Sonstige Tatbestande” 0,00 0,00
Stellen (gerundet auf 1 Dezimalstelle) 0,0 0,0
nachrichtiich: 7 812
Stellen, die dem Gymnasium, Weiterbildungskolleg oder Berufskolleg zuzuordnen sind 0,00 0,00
Stellen, die den anderen Schulformen zuzuordnen sind 0,00 0,00
3. Summe Stellenbedarf 1. und 2.5 7 812
(zu beriicksichtigen fiir die Berechnung der Personalbedarfs- und -nebenkostenpauschale)
0,00 0,00
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4. Weitere Stellenzuschlége fiir besondere, von der Schulaufsicht anerkannte Unterrichtsbedarfe (insb. § 106 Abs. 10 SchulG)

(nicht beriicksichtigungsfahig fiir Personalbedarfs- und -nebenkostenpauschale)

Anlage 2a - Seite 2 -

sachlicher Grund
(gem. gesonderter Zuweisung
durch die obere Schulaufsichisbehérde)

Stellenzuschiag

(i5.d.§ 106 Abs. 10 SchulG)

Betrag

17

Stellenzuschiag
(nach 2 Stellen abgebrochen)

812

Fachleiterbonus

Sonst. Einsatz im 6ff. Schuldienst

Summe (Zusatzbetrége nach § 106 Abs. 10 SchulG)

Stellen (gerundet auf 1 Dezimalstelle)

0,0

0,0

5. Stellenbedarf insgesamt (Summe aus Nummer 3 und 4)

6. nachrichtlich Stellen aus Nummer 1 und 2)°:

Stellen, die dem Gymnasium, Weiterbildungskolleg oder Berufskolleg zuzuordnen sind
(Wert gem. § 3 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a zuziigl. 30 v.H. gem. § 3 Absatz 5 Satz 1 Nr. 2)

Stellen, die den anderen Schulformen zuzuordnen sind

(Wert gem. § 3 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b zuziigl. 30 v.H. gem. § 3 Absatz 5 Satz 1 Nr. 2)

Personalbedarfspauschale 2,0 v.H.

Euro

(0 Stellen x 7/ 12 + 0 Stellen x 5/12) x 0,02 x (Wert
gem. § 3 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a zuziigl. 30
V.H. gem. § 3 Absatz 5 Satz 1 Nr. 2)

0,00

(0 Stellen x 7/ 12 + 0 Stellen x 5/12) x 0,02 x (Wert
gem. § 3 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b zuziigl. 30
V.H. gem. § 3 Absatz 5 Satz 1 Nr. 2)

0,00

Summe®

0,00

Personalnebenkostenpauschale 0,5 v.H.

Euro

(0 Stellen x 7/ 12 + 0 Stellen x 5/12) x 0,005 x (Wert
gem. § 3 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a zuziigl. 30
V.H. gem. § 3 Absatz 5 Satz 1 Nr. 2)

0,00

(0 Stellen x 7/ 12 + 0 Stellen x 5/12) x 0,005 x (Wert
gem. § 3 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b zuziigl. 30
V.H. gem. § 3 Absatz 5 Satz 1 Nr. 2)

0,00

Summe®

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

1) Sowe Stellen dem Gymnasium, Weiterbildungskolleg oder Berufskolleg zuzuordnen sind, ist dies hier einzutragen, da nur so die erhdhte Personalbedarfs- und -nebenkostenpauschale:

beriicksichiigt wird.
2) Zuordnung zu Januar bis Juli (1-7) bzw. August bis Dezember (8-12)
3) sofer relationsmafig berechnet

4) sofern mehrere Tatbestande zutreffen, gesonderte Aufstellung beifigen

5) sofern Zeilen nicht ausreichen, gesonderte Aufsteling beifigen und Summen in Ubersicht eintragen
6) Besonderheiten der Altersteizeit und des Sabbatjahres (etzt: Jahresireistellung) werden gesondert berechnet.
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Anlage 2b

Besoldungsiibersicht fiir das Haushaltsjahr 20

1.1 Lehrkrifte als Planstelleninhaberinnen und Planstelleninhaber (Titel 422 01)

Nr.|Name, Vomame Familien-|Besol- | Pflicht-  [tatsach- |Grund- |Fami- |Zu-  |VL Bruttodienst- | Einmalzahlungen, Sonder- Besoldung Bemerkungen zu den
stand  |dungs- [stunden- [lich gehalt [lien- |lagen beziige (Sp. 7 |zuwendungen, Nachzahlungen, |jahriich (Sp. 11, |zahlungsrelevanten Daten
guppe  |zahl  |erteilte 2u- bis 10) Einbehaltungen 12)
(Erfah- Stunden schlag
rungsstufe) (ggf.
Datum
der
Ander-
ung)

12 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14

1.2 Lehrkrfte im Tarifbeschaftigungsverhaltnis (Titel 428 01 Nr. 1)

Nr. |Name,  |Entgelt- |Plicht- |tatsachiich |Tabellen- |[indiv. Besitzstand | Struktur- |sonstige [VL |Entgelt | Einmal- Entgelt  |AG-Anteil |Arbeitgeber- |Bemerkungen

Vomame |gruppe/ |stunden- |erteie | entgelt Erhdhungs-  |Kinder aus-  |Zulagen monatiich |zahlungen, |jahrlich ~ |zur Sozial-  [brutio (Sp.  |zu den
Stfe |zahl  |Stunden betrag/ gleich (SP.6bis |Jahressonder- |(Sp. 12, |versiche- |14, 15) zahlungs-
(ggf. Endstufe 11) zahlungen,  |13) rung relevanten
Datum der Sonstiges Daten
Anderung)

12 3 4 5 6 7 8 9 10 1|12 13 14 15 16 17

1.3 Nebenamtliche und nebenberufliche Lehrkrafte und Mehrarbeit (Titel 427 10)

Nr. |Name, Vomame Amts- oder | Erteilte Unterrichtsstunden | Stundensatz Vergitung Sv- Gesamibetrag Bemerkungen
Berufs-  [1.1.31.7. 1.8.-31.12. 1.1.-31.7. 183112, Beitrag | (jahrlich) 2uden
bezeich- zahlungs-
nung relevanten

Daten

12 3 4 5 6 7 8 9

2. Lehrkriifte, die Versorgungsbeziige erhalten (Titel 432 10)

Nr.|Name, Vomame Geburts- | Versorgung Bemerkungen
datwm | (jahrlich)

12 3 4 5
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Anlage 3

Verwaltungskraftepauschale
§ 107 Abs. 4 und 5 SchulG i.V.m. § 4 Abs. 1 FESchvO

Schulform Zahl der Stellen/-anteile fiir
Schiilerinnen Verwaltungskréfte
und Schiiler
Grundschulen, bis 100 0,75
Hauptschulen, 101 bis 200 1,00
Realschulen, 201 bis 350 1,25
Abendrealschulen, 351 bis 500 1,50
Sekundarschulen, 501 bis 650 1,75
uber 650 2,00
Gymnasien, bis 100 0,75
20102 2
(als ,Blndelschulen®), N ’
Kollégs 451 bis 700 2,50
701 bis 1.000 3,00
uber 1.000 3,75
Forderschulen - Forderschwerpunkte bis 50 0,50
kérperliche und motorische Entwick- 51 bis 100 1,00
lung und geistige Entwicklung sowie 101 bis 150 1.50
sonstige Férderschulen als Ganztags- 151 bis 200 1’75
schulen (soweit refinanzierungsrecht- " ’
lich genehmigt) Uber 200 2,00
Ubrige Forderschulen (auBer Forder- bis 50 0,50
schulen im berufsbildenden Bereich); 51 bis 150 1,00
Klinikschule 151 bis 250 1,50
uber 250 1,75
Bildungsgange des Berufskollegs, For- bis 50 0,50
derschulenim berufsbildenden Bereich 51 bis 100 0,75
(Bei Schulen in Teilzeitform gelten je- 101 bis 150 1.00
weils 3 Teilzeitschilerinnen/-schiiler 151 bis 250 1i25
als 1 Schulerin/Schiler.) 251 bis 350 150
351 bis 500 2,00
501 bis 700 2,50
701 bis 1.000 3,00
uber 1.000 4,00

Bei Schulen im Aufbau setzt die obere Schulaufsichtsbehdrde die Finanzhilfe anteilig nach der
tatsachlichen Schilerzahl und der fiir die Schulform geltenden Pauschalbetrage fest.
Bindelschulen gelten gem. § 105 Abs. 4 SchulG fiir die Bezuschussung als eine Schule, so-
weit sie als solche genehmigt sind oder an einem Schulstandort organisatorisch oder wirt-
schaftlich als Einheit gefiihrt werden.
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Stellenausstattung mit

Anlage 4

Schulhausmeisterinnen und Schulhausmeistern
gemaR § 107 Abs. 4 und 6 SchulG i.V.m. § 4 Abs. 2 FESchVO

SchulgroBe
mz/schulisch genutzte NGF

Stellen/-anteile fiir
Hausmeister/innen

zusatzliche
Stellen/-anteile fiir
Hausmeister/innen

bis 1.000 m/NGF 0,5 -
1.001 m:bis 10.000 m:/NGF 1,0 -
10.001 m:bis 11.999 m/NGF 1,0 0,25
12.000 m:bis 14.999 m/NGF 1,0 0,5

ab 15.000 m:/NGF 1,0 1,0

Bei Schulen im Aufbau setzt die obere Schulaufsichtsbehérde die Stellen(-anteile) nach der im
Einzelfall nach Ausbaustand anerkannten schulisch genutzten Flache fest. Fir Bindelschulen
i.S. des § 105 Abs. 4 SchulG mit gemeinsamem Schulstandort erfolgt eine einheitliche Fest-

setzung.





image15.png
Anlage 5

Sachkosten-Grundpauschale

gemaR § 108 Absatz 1 des Schulgesetzes NRW
in Verbindung mit § 5 Absatz 1 bis 4 und 8 FESchVO

Schulform Grundpau- | Mindestan- |Zuschlags-/ Ab-| Mindestpau-
schale zahl der | schlagsbetrag schale
Klassen je Klasse
Grundschulen 13.090 € 4 490 € 12.500 €
Allgemein bildende Waldorf-
schulen P
Hauptschulen 28.010 € 6 1.300 € 23.670 €
Realschulen 24870 € 6 1130 € 21.280 €
Sekundarschulen 26.880 € 6 1.290 € 22.650 €
Gymnasien: 31.920 € 8 1.220 € 27.070 €
8-jahriger Bildungsgang1
9-jahriger 35.920 € 9 1.220 € 29.860 €
Bildungsgang ' #
Allgemein bildende 35.920 € 9 1.220 € 29.860 €
Waldorfschulen SI/SIl
Weiterbildungskr.)lleg3
Gesamtschulen 41.650 € 9 1.440 € 34.470 €
Berufskollegs: 27.480 € 24 730 € 23.510 €
Berufsschulen
Berufskollegs: 38.120 € 6 2.790 € 31.990 €
Berufsfachschulen Fachschu-
len
Fachoberschulen
Forderschulen 58.850 € 24 1.860 € 48.670 €
im berufsbildenden
Bereich
Forderschulen 36.030 € 10 1.100 € 29.860 €
alle Férderschwerpunkte au-
Rer GE, LE und ESE;
Klinikschule
Forderschwerpunkt Geistige 35.420 € 5 2.040 € 29.600 €
Entwicklung
Forderschwerpunkt 35.660 € 7 1.500 € 29.740 €
Lernen
Foérderschwerpunkt Emotiona-|  35.920 € 9 1.190 € 29.860 €

le und soziale Entwicklung

1)einschl. Aufbauform

2)Schulversuch ,Abitur an Gymnasien nach 12 oder 13 Jahren® (Laufzeit: 2011/12 - 2023/24)
3) umfasst Abendrealschule, Abendgymnasium und Kolleg
Die Sachkosten-Grundpauschale ist um die auf die einzelne Ersatzschule entfallenden pauschalierten Mittel
fiir die Lehrerfortbildung (Fortbildungsbudget gemaR § 108 Absatz 1 des Schulgesetzes NRW in Verbindung
mit § 5 Absatz 8 FESchVO) - ohne Abzug einer Eigenleistung - aufzustocken. Die Mittelbereitstellung erfolgt
durch jahrlichen Haushaltserlass. Die fiir Berufspraktika an
sens und bei sonstigen entsprechenden Bildungsgéngen an Berufskollegs (Erz/AHR sowie Erz/FHR) je

Klasse erforderlichen Reisekosten der Lehrkréfte in Hohe von bis zu 1.530 € werden zusétzlich zur Sach-

achschulen des Sozial- und Gesundheitswe-

kosten-Grundpauschale verteilt auf die Gesamtdauer des jeweiligen Bildungsgangs einer Klasse unter gene-
reller Anerkennung eines besonderen padagogischen Interesses gemaR § 106 Absatz 10 des Schulgesetzes

NRW gewidhrt.
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Anlage 6

Refinanzierungshéchstsatze fiir Raumprogramme
allgemein bildender und berufsbildender Ersatzschulen, Ersatzférderschulen sowie Freier Waldorfschulen

Schulstufe/Schulform Primarstufe Sekundarstufe !/ | Sekundarstufe /Alle sonstigen Schulformen
Férderschule’ einschl. G 9-Gymnasium?
Ziigigkeit 1 2 3 4 1 2 2 3 4 5

Hauptgruppe 1
Unterichtsraume

71 Allgemeiner Unterricht

111 Unterrichtsraum® 4 25 [8 25 [12 25 [16 25 [8 30 [16 30 [12 20 [18 20 |24 20 |30 20
Raum fir Bibliothek,
112 Medothek, BV |1 (25 |1 (28 |1 25 [t fas [t far |1 far fo far 3 far fo faa |5 fan
Selbstlernzentrum*
113 Mehrzweckraum® 1 25 [2 25 |3 25 |4 25 1 30 [2 3.0
T2 Fachunterricht
Grofer  naturwissen-|
121 Oler  netuw 1 Jao [t Jee [t Ja0 [2 Jeo
naturwissenschaftlicher
122 Rl 1 a0 [t feo fo fes 5 fas |4 fes [¢ s
Sonstiger achunter-
123 Sostiger , e 3 25 [3 25 [3 [25 |5 |28
124 Werkraum © 2 40 |3 4.0
Fakutatver
13 Fachunterricht®
31 Fauswiischafisrau 750 750 750 750 750 750
122 oy Or Texes Gestl- 1 Jao [t Jeo |1 a0 [t Jeo [t Jao [1 Jeo
133 Technikraum™ 1 30 [2 30 [2 30 |2 30 |2 30 |2 3.0
Forderschulen un
14 inklusive Schulen®
41 Gruppenvaur” 7 20 [& To0 [ [20 [¢ 20 [¢ 20 [t6 [20 |6 20 [¢ 20 [z [20 [5 20
Hauptgruppe 2
Auerunterichtlicher
Bereich
Unterrichiiche
21 Nebenflachen
277 Lehmiloiaum S % © E El [ & & 3 &
212 Nebenrbume 70 70 20 E a0 550
“Aufenihals- und
22 Veranstaltungsflichen
227 Forum E 20 £ 780 20 780 750 780 240 30
227 Schileraufenthalisraum
223 Ganztag" 7,0 m? pro Schilerin/Schiler
Cehriqafie und
23 Verwaltung
231 oo wd o [0 150 180 210 150 180 310 360 410 460
Forderschuen un
24 inklusive Schulen®
Aufenthalls-  Lager-,
241 Sanie 50 65 & 95 50 3 50 65 50 95
Fosraume.
Hauptgruppe 3
Sonstige Gebaudefl-
chen

31 Verkehrsfiache und Tech-| Die nachy den Hauplgruppen 1 und 2 emechnete Nuizilache wird erhoht um 33,334% r Verkenrsfiachen und (weftere) 10% fur Technische Funkiions
nische Funktionsfidche | fiachen

Hauptgruppe 4 13,14 Fir je angefangene 12 Klasse
e Farjo angetangene 10 Kiassen eine Ubungseinhei 15 m x 27 m) il snastengene 12 Ko 7%
T [Sporache s w05
42 | Sonstige Fiachen” 795 1785

) Farderschulen eschiotich Waldorforderschulen il e Forderschwerpunilen -Emolonale sazale EntwIckung'. Gelslge ENwickung: sowie Lemen

2) Forderschulen einschieBlich Waldorforderschulen ml don Fordorschwerpunkten Hiren und Kommunikaton, .Kbrperlche und molorische Entwickung', .Sehen” sowie Sprache”

3) Entechnet sich nach Matlgabe des § 7 Absatz 2 und 3 ene five Anzah! von mehr als zwei Zigen, werden die n der Anlage 6 vorgesehenen Raume der Hauploruppe 1 inder Hohe
anerkann, wie o n Anlage & fur 2wel Zbg nerkann snd e 2.3 24zLglch der Anzahider Racme, cl 1 die jowelige Raumgrupe bel énem 2ug weniger vorgesehen s Enlspre:
chand 5 it den Flachen der Hauplgruppe 2 26 vorianren.

4) Rolalive Raumgrofie: Anzah der Réume: m2 pro Schiler undioder Schiler

5) Mullfunktonsraume zur Abdeckung elteren Fachunterichies, insbesondere auch des Kunsl. und Musikunterriches.

) Der Bedar ist im Einzefll nur anzuerkernen, wenn i der Schustufe und Schulform das joweiige Fach lehplanmatiges Unterrichisfach st und die betreffende Schule das jowelge
Pach tatsachich regeimaliy anbietsl.

7) Absolute Raumgrote

&) Zusatziche Riume (ur) i Ferderschuen und nklusive Schulen (negraiive Lemgruppe undioder Gemeinsamer Unlerrich)

9) Nebenraume zur Obergruppe 1.2, nsbesondere Sammiungs. und Vorbereiungsriume.

10)Der Bedarl o Schulerin und Schiler s im Einzelfall ur anzuerkernen, sowell de Schule fir diese refnanzierungshige (ofene undloder gebundene) Ganzlagsangebole machi. n die-
ser Gruppe sind Raume fo di Kiche, de Einnahme des Esaen sonie i Froizetakilen (=5, Spieraum, Wisskrsum) vorzuhalten FLr unerrichisbezogens AkUWIalen (2.5, Haus-
SLigaban{belieuuna). Erganzngs. und Zusatzuntaricht) soln dis Raume der HaLPIGTUppo 1 genulz werden

11)Réume fir Schuleiung, stelvertetende Schullitng, Lehrkrafe, Geschafiszimmer und sonstigen Vervaltungsbereich

12)n der Hauplgruppe 4 sind diese Flachenbereiche bereis enthalen.

13Der Flichenanie o sine) Sporibungseinneen) i ur zugerechnt, wenn diee tatscic zur Aleimutzung 2ur Verfigung siehen und icht stundeneiseangemittver-

14)Die Kiassenzahi ergibt sich aus ener Belegung von 6 (Unlerichs-)Stunden an § Wochentagen bei e 3 Unterihtswochenstunden Sportjo Klasse.

15)Die Klassenzahi ergibt sich aus enor Bolegung von & (Unierichs-)Stunden an 5 Wochentagen bei e 3 Unterichtswochenstunden Sportjo Klasse.

16)Der tatsachiche Bedar an Sportlbungseinheien ergibtsich bei Schulen der Sekundarstufen | und Il ausschlielich aus der Summe der Klassen beider Schulstufen.

17)Hierzu gehoren nsbesondero Unieide- Saniar- nd Tollttenréume, Lagerraume (Geratersume) sowie Verkehrs- und Technische Funklonsfichen

8l Waldorchuen i Eretasculencgener et (s 100 Aotz  Scnulgeets NRW) werden s el Bldungsgang von Kissee 11 12 enschtich eersepaat 2 g
migenden Kiasse 13 gefinr. D taisachicho Bedar an Sportibungseinhaten ergibt i daner b dlesen Schuisn acs der Summe der Kiassen 1 bis 12 oder 1 bs 15,
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Anlage 6 (Fortsetzung 1)

Refinanzierungshéchstsitze fiir Raumprogramme
allgemein bildender und berufsbildender Ersatzschulen, Ersatzforderschulen sowie Freier Waldorfschulen

Schulstufe/Schulform | Sekundarstufe /Alle sonstigen Sekundarstufe I/G 8-Gymnasium
Schulformen einschl.
G 9-Gymnasium?

Zigigkeit 6 7 8 2 3 4 5 6 7 8

Hauptgruppe 1
Unterichtsraume

1 Algemeiner Unterricht

1.1 _Unlerrichtsraum™ % [20 [42 [20 [48 [20 [10 [20 [i5 [20 [20 [20 [25 [20 [0 20 [% 20 [4%0 [20
Raum fir_Bibliothek,
112 Mediothek, EDV[s a1 [5 a1 fs a1 f3 fa1 |3 [31 |3 fa1 |5 f31 |5 fs1 |5 fa1 |5 |31

Selbstiernzentrum*

113 Mehrzweckraum”

12 Fachunterricht

Groer _naturwigsen-
121 e e 2 fso [2 fao [2 fao [1 a0 [1 fao |1 fso |2 [30 |2 [s0 [2 [30 |2 [s0

122 fEungssenschaflicner [ (55 |6 |25 |8 |25 |2 |25 | |25 |¢ |25 |¢ |26 |5 |25 |s |25 |5 |es

Sonstiger -achunter-
125 S o Jes |7 Jes |7 Jes |5 Jes |5 Jes 5 |es [o Jes [o |es |7 Jes |7 |es

124 Werkraum”

s Fakutatver

Fachuntericht®
1.31_Hauswirtschaftsraum™ 150 150 150 150 150 150 150 150 150 150

132 [aquedes Gesr T 50 [1 (a0 [1 [0 |1 Jso |1 Js0 |1 [s0 |1 [s0 |1 |0 |1 Jso |1 a0
1.33_Technikraum™ 2 30 |2 30 |2 30 [2 30 |2 30 |2 30 |2 30 |2 30 [2 30 |2 3.0

Férderschulen un
14 inusoe Schuient

741 Gruppenraum™® 6 a0 [21 [20 J24 20 5 [20 [¢ 20 [0 Jz0 [% 20 [i5 [20 [ 20 [ [20

Hauptgruppe 2
AuBerunterichtlicher
Bereich

Unterrchtiche
21 Nebenflachen

2.11_Lehrmitieiraum Ed 700 700 &0 EJ & EJ Ed 700 00

2.12_Nebenraume’ 660 770 880 220 330 440 550 660 770 880

‘Aufenthalts- und
22 Veranstaltungsfiachen

221 Forum £ 20 45 750 780 20 300 %0 20 480
227 Schueraufenthatsraum
23 Ganstag" 7.0 7 pro SehilerSehiler
Tehrigafts und
23 Venwaltung
251 Lehiifleund o [st0 560 610 310 360 410 460 510 560 610

Verwaltungsraume

Férderschulen un
24 iiuems Sonent

Aufenthalts, _ Lager-
241 QoA nd Testrannst | 110 125 140 50 65 80 95 10 125 140

Hauptgruppe 3
Sonstige
Gebaudeflachen

Verkehrsfiache und Tech- | Die npeh den Haupigruppen 1 und 2 errechnels Nutzlache wird emont um 33,334% fur Verkehrsflachen und (weitere) 10% fur Technische Funktionsiia-
31 nische Funidonsfische | chen?

Hauptgruppe 4 13,15, 16
‘Sporthalie Fir je angefangene 12 Kiassen eine Ubungseinheit (15 m x 27 m)
41 [Sportiache 05 05
42| Sonstige Flachen” 1795 1785

) Férderschulen einschlieBich Waldorfforderschulen mit den Forderschwerpunklen  Emotionale soziale Entwickiung",Geistige Entwicklung” sowie Lemen

2) Forderschulen einschleBich Waldorforderschulen mit den Férderschwerpuniten Horen und Kommunikaton', Korperlche und molorische Entwicklungr, :Sehert sowie Sprache’.

3) Ermechnet sich nach Mafigabe des § 7 Absatz 2 und 3 eine fiktive Anzahi von me als zwei Zigen, werden dis in der Anlage 6 vorgesehenen Réume der Hauptgruppe 1 in der Hohe
anerkanni, i sie n Anlage 6 fir zwei Zuge anerkannl sind jo Zug 2uzlgiich der Anzahi der Raume, die fr di jeweilige Raumgruppe bel einem 2ug weniger vorgeseen ist Entspre.
chend ist il den Fldchen der Hauplgruppe 2 2u verfanren

4) Relative Raumgre: Anzah! der Raume: m2 pro Schilerin undioder Schier.

5) Mulfunitionsraume zur Abdeckung weiteren Fachunterrichtes, insbesonders auch des Kunst- und Musikunterrichtes.

6) Der Bedarf istim Einzelfll nur anauerkennen, wen in der Schulstufe und Schulform das jewelige Fach lehrplanmaiges Unterrichisfach ist und die betreffende Schule das joweiige
Fach tatsachlich regeimalig anbietet

7) Absolute Raumgrofe.

8) Zusatalche Raume () ir Férderschulen und inklusive Schulen (Integrative Lemgruppe undioder Gemeinsamer Unlerriht)

9) Nebenraume zur Obergruppe 1.2, insbesondere Sammiungs- und Vorbereitungsraume

10)Der Bedart je Schilerin und Schiler st im Einzelfal nur anzuerkennen, soweit die Schule fi diese refinanzierungsféhige (offens undioder gebundene) Ganztagsangebote macht. In
Gieser Gruppe sind Raume fr die Kiche, die Einnahme des Essens sowie fir Freizeilaklnialen (z.5. Spieltaum. Musikraum) vorzuhalten. Fir unlerrichisbezogene Aklvidlen (2.5
Hausaufgaben(belreuung), Erganzungs. und Zusatzunterrich) sollen die Raume der Hauptgruppe 1 genutz! werden.

#1)Raume fur Schulleiung, stelvertretende Schulletung, Lehrirafte, Geschaltszimmer und sonstigen Verwallungsbereich.

12)ln der Hauplgruppe 4 sind diese Flachenbereiche berits enthalten

13)Der Fldchenanteil fu (eine) Sportdbungseinheillen) wird nur hinzugerechnet, wenn diess tatsachiich zur Allsinutzung zur Verfigung stehen und nicht stundenweise angerietet wer-
den

14)Die Klassenzahl ergibt sich aus einer Belegung von 6 (Unterrichts-JStunden an 5 Wochentagen bei e 3 Unterrichiswochenstunden Sport e Klasse,

15)Die Klassenzahl ergibt sich aus iner Belegung von 8 (Unterrichts-JStunden an 5 Wochentagen bei e 3 Unterrichiswochenstunden Spor je Klasse,

16)Der tatsachiiche Bedarf an Sportabungseinheiten ergib sich bei Schulen der Sekundarstufen | und Il ausschlieBlich aus der Summe der Kiassen beider Schulstufen.

17)Hierzu gehbren insbesondere Umileide-, Sanitar-und Toilettenraume, Lagerraume (Gerateréume) sowie Verkehrs- und Technische Funktionsfachen

18)Freie Waldorfschulen als Ersatzschulen eigener At (§ 100 Absalz 6 Schuigesetz NRW) werden als einneiticher Bildungsgang von Kiasse 1 bis 12 einschiieBlich einer separat zu
‘genehmigenden Klasse 13 gefunr. Der tatsachiche Badarf an Sportibungsanheiten ergibt sich daher bel diesen Schulen aus der Summe der Kiassen 1 b 12 oder 1 bis 13.
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Anlage 6 (Fortsetzung 2)

Refinanzierungshéchstsatze fiir Raumprogramme
allgemein bildender und berufsbildender Ersatzschulen, Ersatzférderschulen sowie Freier Waldorfschulen

Schulstufe/Schulform Sekundarstufe Il und Berufskolleg Freie Waldorfschulen”
Zgigkeit 2 3 4 5 6 7 8 JG1-4 | JG5-10 [JG 11+12| JG 13

Hauptgruppe 1
Unterichtsraume

11 Algemeiner Unterricht

1.1 _Untemichtsraum™ 6 [225 [0 [225 [12 2% [i5 [225 [18 [225 (21 225 24 [225 [4 [25 [6 |20 |2 [225[1 [225

Raum {0 Bibliothek,
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Hauptgruppe 3
Sonstige
Gebaudeflachen

Verkehrsflache und Tech-| Die nach den Haugigruppen 1 und 2 errechnete NuLZiAche wird emant um 33, 334% fUr Verkenrsfiachen und (weltere) 10% for Technische

31 nische Funktionsflache | Funktionsflachen
Hauptgruppe 4 13.15. 16 13.15
Sboathote Fir e angefangene 12 Klassen ine Ubungseinheit (15 m x 27 m)’ Insgesamt eine Ubungseinhei
41 [Sportiache 05 05
32 | Sonstige Flachen” 785 1795

) Férderschulen einschiieRlich Waldorfforderschulen mit den Férderschwerpunkien Emotionale soziale Entwicklung", Geistige Entwicklung" sowie ,Lernen".

2) Forderschulen einschiielich Waldorflorderschulen it den Forderschwerpunkten ;Horen und Kommunikation, Kbrperlche und motorische Entwicklung”, -Sehent sowie .Sprache”

3) Errechnet sich nach Mafigabe des § 7 Absatz 2 und 3 eine fiktive Anzahl von mehr als zvwei Zigen, werden die in der Anlage 6 vorgesehenen Réume der Hauplgruppe 1 in der Hohe
‘anerkannt, wie sie in Anlage 6 fir zwei Zige anerkannt sind je Zug zuziiglich der Anzahl der Réume, die fur die jeweilige Raumgruppe bei einem Zug weniger vorgesehen st. Enlspre-
chend ist it den Flachen der Hauplgruppe 2 zu verfahren

4) Relative RaumgroRe: Anzah der Réume; m2 pro Schilerin undloder Schiler.

5) Multiunktionsraume zur Abdeckung weiteren Fachunterriches, insbesondere auch des Kunst- und Musikunterrichtes.

6) Der Bedarf st im Einzelfall nur anzuerkennen, wenn in der Schulstufe und Schulform das jeweilge Fach lehrplanméiges Unterrichtsfach ist und die betreflende Schule das jeweilige
Fach tatsachiich regelmaitig anbietet

7) Absolute Raumgrote.

8) Zusatziche Raume (nur) fur Forderschulen und inklusive Schulen (Integrative Lemgruppe und / oder Gemeinsamer Unterrch)

) Nebenraume zur Obergruppe 1.2, insbesondere Sammlungs- und Vorbereitungsraume.

10)Der Bedarf je Schilerin und Schiller ist im Einzeffall nur anzuerkennen, soweit die Schule fi diese refinanzierungsfahige (offene und/oder gebundene) Ganztagsangebote macht. In
ieser Gruppe sind Raume fur die Kilche, die Einnahme des Essens Sowe fur Freizeitakivilaten (8. Spieiraum, Musiraum) vorzuhalten. For unterrchisbezogene Aktivitten (.
Hausaufgaben(bereuung), Ergnzungs- und Zusatzunterricht) sollen die Raume der Hauptgruppe 1 genutz! werden.

1)Raume fur Schulleitung, stellvertretende Schuleitung, Lehrkrafte, Geschéiftszimmer und sonstigen Verwaltungsbereich

12)in der Hauplgruppe 4 sind diese Fidchenbereiche bereits enthalten.

13)Dor Fachenantal fr ene) Sporibungseinhei(en) wird nur hinzugerechne, wenn dieso faisachich zur Allnutzung zur Verfgung schen und ict stunderweise angemite wer-

14)Die Klassenzahi ergibt sich aus einer Belegung von 6 (Unterrichis-)Stunden an § Wochentagen be je 3 Unterrchtswochenstunden Spot e Klasse.

15)Die Klassenzahi ergiot sich aus einer Belegung von 8 (Unterrichis-)Stunden an 5 Wochentagen be je 3 Unterrchtswochenstunden Spot je Klasse.

16)Der tatsachiche Bedarf an Sportibungseinheiten ergibt sich bei Schulen der Sekundarstufen | und Il ausschlieRlich aus der Summe der Klassen beider Schulstufen

7)Hierzu gehéren insbesondere Umkleide- Sanitér- und Toiletienréume, Lagerraume (Geréteréume) sowie Verkehrs- und Technische Funktionsféchen.

18)Freie Waldorfschulen als Ersatzschulen eigener Art (§ 100 Absatz 6 Schulgesetz NRW) werden als einheiticher Bildungsgang von Klasse 1 bis 12 einschiiefich einer separat zu
‘genehmigenden Kiasse 13 gefiint. Der talshchiche Bedarf an Sportibungseinheiten ergibt sich daher bei diesen Schulen aus der Summe der Klassen 1 bis 12 oder 1 bis 13
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Verwendungsnachweis
gem. § 3ai.V.m § 10 Absatz 1 FESchVO

fiir das
Stellenbudget fiir Lern- und Entwicklungsstérungen (LES)
i.S.d. AO-SF
(Ersatzschultréger) Ort/Datum
Tel.:
An

Bezirksregierung
- Dezernat 48 -

Verwendungsnachweis
Betr.:

Ersatzschulfinanzierung; hier Stellenbudget fir Lern- und Entwicklungsstérungen (LES) fir die
(Name der Ersatzschule)
in fiir das Haushaltsjahr

I. Sachbericht

(Kurze Darstellung der durchgefiihrten sonderpadagogischen Foérderung, u.a. Beginn, Stand
und Ergebnisse der sonderpadagogischen Férderung, Nachweis des sonderpadagogischen
Lehrpersonals)

Il. Bestatigungen

Es wird bestatigt, dass

- die Zweckbindung des Stellenbudgets (sonderpadagogische Forderung von Schiilerinnen
und Schiilern mit Unterstiitzungsbedarf im Bereich von Lern- und Entwicklungsstérungen
- LES - gemaR AO-SF) beachtet wurde,

- die Ausgaben notwendig waren, wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die
Angaben im Verwendungsnachweis mit den Belegen libereinstimmen.

(Ort/Datum)

(Rechtsverbindliche Unterschrift)
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Anlage 8
Beférderungsstellenberechnung
Anlage 8.1

SchulerSchulirager ort Datum

81 Berechnung der Beférderungsstellen Bes.Gr. A10 fiir
[ Werkstattlehrer/Werkstattlehrerin (§ 36 LVO)
O Fachlehrer/Fachlehrerin an berufsbildenden Schulen (§ 37 LVO)
O Fachlehrer/Fachlehrerin an Férderschulen (§ 41 LVO)
fiir das Haushaltsjahr 20..

Nach den haushaltsrechtlichen Vorschriften dilrfen hichstens 45% der Gesamtzahl der mit Lehrkraften in den 0.g. Laufbahnen (Bes.Gr. A9/A10/A11)
besetzten Stellen auf das Befdrderungsamt der Bes.Gr. A10 entfallen. Die Phasenverschiebung gemaR § 3 Absatz 2 FESchVO ist zu beachten.

0. 20..
1. a)Stellen(anteile) in den o.g. Laufbahnen (Bes.Gr. AY/A10/A11), die mit Planstelleninhaberinnen-inha- 0,00 0,00
bern und/oder entsprechende Tarifbeschaigten besetzt sind, einschlieRlich der voribergehend nicht
besetzten und besetzbaren Stellen(anteile) der Teilzeitbeschaftigten und Beurlaubten
b) niedrigere Zahl 0,00

2. abziiglich kw-Anteil
Berechnung des kw-Anteils filr AJ/A10/A11; zum 15.10. des Haushaltsvorjahres:
Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG):
Stellen insgesamt (IST):
Uberhangstellen:
(iiber alle Laufbahnen hinweg)
Stellen/anteile’ x  Uberhang-

Stellen insgesamt (IS stellen
3. verbleiben als schiisselfahig 0,00
4. davon 45% = Beforderungsstellen A10 0,00
5. abziiglich der bereits fiir ein Beforderungsamt Bes.Gr. A10 0,00
in Anspruch genommenen Stellen (in Stellen/anteilen; per: Planstelleninha-
berinnen/-inhaber und vergleichbare Tarifbeschéftigte)
6. freie A10-Stellen bzw. Stelleniiberbesetzung (ku) 0,00
- davon voriibergehend freigesetzt 0,00
0,00

(Der Schultréiger hat sicherzustellen, dass durch die (vorzeitige) Riickkehr
Beurlaubter bzw. Aufstockung von Teilzeitbeschaftigung das Beforderungs-
stellenkontingent nicht tiberzogen wird.)

Unterschrit

1) Sfetanjrtate) n den og. Laubahnen (ses Gr. ASAA1) die mk lerlelininsberinenhebar undiacst antprechercen Tabsshatgtan bsetzt ind,sivschlath dar vr-
bergehend nicht besetzién und besetzbaren Stellen(anteile) der Teizeitbeschafigten und Beurlaubten
2) Vergleichbare Taribeschafiigte sind diejenigen, die in EG9 normale Stufenlaufzeit eingruppiert sind
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8.1a Berechnung der Beférderungsstellen Bes.Gr. A11 fiir
O Werkstattlehrer/Werkstattlehrerin (§ 36 LVO)
O Fachlehrer/Fachlehrerin an berufsbildenden Schulen (§ 37 LVO)
O Fachlehrer/Fachlehrerin an Férderschulen (§ 41 LVO)
fir das Haushaltsjahr 20..

Nach den haushaltsrechtiichen Vorschriften diirfen hochstens 20% der Gesamtzahl der mit Lehrkréften in den o.g. Laufbahnen (Bes.Gr. A9/A10/
A11) besetzten Stellen auf das Beforderungsamt der Bes.Gr. A11 entfallen. Die Phasenverschiebung gemaR § 3 Absatz 2 FESchVO ist zu beachten.

20.. 20..
1. a) Stellen(anteile) in den 0.g. Laufbahnen (Bes.Gr. A9/A10/A11), die mit Planstelleninhaberinnen/-in- 0,00 0,00
habern und/oder entsprechende Tarifbeschaftigten besetzt sind, einschiielich der voribergehend
nicht besetzten und besetzbaren Stellen(anteile) der Teilzeitbeschaftigten und Beurlaubten
b) niedrigere Zahl 0,00

2. abziiglich kw-Anteil
Berechnung des kw-Anteils fiir AJ/A10/A11; zum 15.10. des Haushaltsvorjahres:
Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG):
Stellen insgesamt (IST):
Uberhangstellen:
(iiber alle Laufbahnen hinweg)

Stellen/anteile’ x  Uberhang-
Stellen insgesamt (IST) stellen
3. verbleiben als schiisselfahig 0,00
4. davon 20% = Beférderungsstellen A11 0,00
5. abziglich der bereits fiir ein Beforderungsamt Bes.Gr. A11 0,00
in Anspruch genommenen Stellen (in Stellen/anteilen; her: Planstelleninha-
berinnen/-inhaber und vergleichbare Tarifbeschaftigte)
6. freie A11-Stellen bzw. Stelleniiberbesetzung (ku) 0,00
- davon voriibergehend freigesetzt 0,00
0,00

(Der Schultréiger hat sicherzustellen, dass durch die (vorzeitige) Riickkehr
Beurlaubter bzw. Aufstockung von Teilzeitbeschaftigung das Beforderungs-
stellenkontingent nicht iberzogen wird.)

Unterschrit

1) Stellen(anteie) n den o.g. Laufbanen (Bes G AYATO/ATT), die mit Planstelleninhaberinnen’-nhaber undloder entsprechenden Tarfbeschaftigten besetzt sind, einschliefich der vor-
Gbergehend nicht besetzien und besetzbaren Stellen(antale) der Teilzeilbeschafiglen nd Beuriaubten
2) Vergleichbare Tarifbeschaftigte sind diejenigen, die in EG10 normale Stufenlaufzeit eingruppiert sind




image22.png
Anlage 8.2
T T — Datum

8.2 Berechnung der Beférderungsstellen Bes.Gr. A11 fiir
Fachlehrerin/Fachlehrer - Technische Lehrerin/Technischer Lehrer (§ 38 LVO)
ohne abgeschlossene Ingenieur- oder Fachhochschulausbildung
fiir das Haushaltsjahr 20..

Nach den haushaltsrechtlichen Vorschriften diirfen hochstens 40% der Gesamtzahl der mit Lehrkraften in den o.g. Laufbahnen (Bes.Gr. A10/A11)
besetzten Stellen auf das Beforderungsamt der Bes.Gr. A11 entfallen. Die Phasenverschiebung gema § 3 Absatz 2 FESchVO ist zu beachten.

20. 0.
1. a) Stellen(anteile) in der 0.g. Laufbahn (Bes.Gr. A10/A11), die mit Planstelleninhaberinnen/-inhabern 0,00 0,00
und/oder entsprechenden Tarifbeschaftigten besetzt sind, einschiielich der voribergehend nicht be-
setzten und besetzbaren Stellen(anteile) der Teilzeitbeschaftigten und Beurlaubten
b) niedrigere Zahl 0,00

2. abziiglich kw-Anteil
Berechnung des kw-Anteils fiir A10/A11; zum 15.10. des Haushaltsvorjahres:
Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG):

Stellen insgesamt (IST):
Uberhangstellen:
(iiber alle Laufbahnen hinweg)

Stellen/anteile’ x  Uberhang-
Stellen insgesamt (1ST) stellen
3. verbleiben als schiiisselfahig 0,00
4. davon 40% = Beforderungsstellen A11 0,00
5. abziiglich der bereits fiir ein Beforderungsamt Bes.Gr. A11 0,00
oder eine entsprechende Hohergruppierung (EG10 + Ausgleichszulage)
in Anspruch genommenen Stellen (in Stellen/anteilen)
6. freie A11-Stellen bzw. Stelleniiberbesetzung (ku) 0,00
- davon voriibergehend freigesetzt 0,00
0,00

(Der Schultréiger hat sicherzustellen, dass durch die (vorzeitige) Riickkehr
Beurlaubter bzw. Aufstockung von Teilzeitbeschaftigung das Beforderungs-
stellenkontingent nicht iberzogen wird.)

Unterschrit

1) Stellen(anteile) n der o.g. Laufbahn (Bes.Gr. A10/A11), die mit Planstelieninhaberinnen’-inhabern undjoder entsprechenden Tarifbeschaftigten besstzt sind, einschliefich der voriberge-
hend nicht besetzlen und besetzbaren Stellen(anteile) der Teilzeilbeschaftiglen und Beurlaubten
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83 Berechnung der Beférderungsstellen Bes.Gr. A12 fiir
Fachlehrerin/Fachlehrer - Technische Lehrerin/Technischer Lehrer (§ 38 LVO)
mit abgeschlossener Ingenieur- oder Fachhochschulausbildung
fiir das Haushaltsjahr 20..
Nach den haushaltsrechtiichen Vorschriften diirfen héchstens 40% der Gesamtzahl der mit Lehrkréften in den o.g. Laufbahnen (Bes.Gr. A11/A12)
besetzten Stellen auf das Beforderungsamt der Bes.Gr. A12 entfallen. Die Phasenverschiebung gemé § 3 Absatz 2 FESchVO ist zu beachten.
20.. 20..
1. a) Stellen(anteile) in der 0.g. Laufbahn (Bes.Gr. A11/A12), die mit Planstelleninhaberinnen/-inhabern 0,00 0,00

und/oder entsprechenden Tarifbeschaftigten besetzt sind, einschlieRlich der voriibergehend nicht be-
setzten und besetzbaren Stellen(anteile) der Teilzeitbeschéftigten und Beurlaubten

b) niedrigere Zahl 0,00

2. abziiglich kw-Anteil 0,00

Berechnung des kw-Anteils fiir A11/A12; zum 15.10. des Haushaltsvorjahres:

Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG):

Stellen insgesamt (IST):

Uberhangstellen:

(iiber alle Laufbahnen hinweg)

Stellen/anteile’ x  Uberhang-

“Stellen insgesamt (IS} stellen
3. verbleiben als schiisselfahig 0,00
davon 40% = Beforderungsstellen A12 0,00
5. abziiglich der bereits fiir ein Beforderungsamt Bes.Gr. A12 0,00

oder eine entsprechende Hahergruppierung

in Anspruch genommenen Stellen (in Stellenvanteilen)
6. freie A12-Stellen bzw. Stelleniiberbesetzung (ku) 0,00

- davon voriibergehend freigesetzt 0,00
0,00

=

(Der Schultréiger hat sicherzustellen, dass durch die (vorzeitige) Riickkehr
Beurlaubter bzw. Aufstockung von Teilzeitbeschéftigung das Beforderungs-
stellenkontingent nicht tiberzogen wird.)

Unterschrft

1) Stellen(anteile) in der o.g. Laufbahn (Bes.Gr. A11/A12), die mit Planstelleninhaberinnen’-inhaber undoder entsprechenden Tarifbeschéitigten besetzt sind, einschlieBlich der vortberge-
hend nicht besetzten und besetzbaren Stellen(anteile) der Teilzeibeschaftigten und Beuraubten
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8.4 Berechnung der Beférderungsstellen Bes.Gr. A13 Sek. | fiir Lehrkrifte mit der Befahigung nach § 31 Nn. 4, 6, 7 LVO

Befahigung fiir die Lehrerinnen- oder Lehrerlaufbahn des Lehramtes fiir die Sekundar-
stufe |

Befahigung fiir die Lehrerinnen- oder Lehrerlaufbahn des Lehramtes an Haupt-, Real-
und Gesamtschulen

Befahigung fiir die Lehrerinnen- oder Lehrerlaufbahn des Lehramtes an Grund-, Haupt-
und Realschulen und den entsprechenden Jahrgangsstufen der Gesamtschulen

fiir das Haushaltsjahr 20..
Berechnung fiir samtliche Schulformen auBer Gesamtschulen und Sekundarschulen

Geméi Fulinote 7 zur Bes.Gr. A13 LBesO A diirfen im Bereich der Realschule sowie der Sek. | der Gesamtschule und des Gymnasiums hochs-
tens 40% der Planstellen fiir stufenbezogen ausgebildete planmaRige Lehrerinnen/Lehrer (Klassen 5 - 10), an Hauptschulen hochstens 10% der
Planstellen der o.g. Lehrémter in Bes.Gr. A13 ausgewiesen werden.

Die Phasenverschiebung gemél § 3 Absatz 2 FESchVO ist zu beachten.

20 0.
1. a)Stellen(anteile) fiir Lehrkrafte mit der 0.a. Beféhigung bei entsprechender Verwendung in der Sekun- 0,00 0,00
darstufe | (Planstelleninhaberinnen/-inhaber (Bes.Gr. A12/A13) undioder Tarifbeschaftigte (EG11/
EG13)) einschl. der voribergehend nicht besetzten und besetzbaren Stellen(anteile) der Teilzeitbe-
schafiigten und Beurlaubten
b) niedrigere Zahl 0,00

2. abziiglich kw-Anteil
Berechnung des kw-Anteils fiir A13: zum 15.10. des Haushaltsvorjahres:
Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG):

Stellen insgesamt (IST):
Uberhangstellen:
(iiber alle Laufbahnen hinweg)

Stellen/anteile’ x  Uberhang-

Stellen insgesamt (1ST) stellen
3. verbleiben als schiiisselfahig 0,00
4. davon 0,00

0 10% Hauptschule = Beforderungsstellen A13
0 40% sonstige Schulformen = Beforderungsstellen A13
5. abzilglich der bereits fiir ein Beforderungsamt Bes.Gr. A13 0,00

oder eine entsprechende Hahergruppierung (EG13)
in Anspruch genommenen Stellen (in Stellen/anteilen)

6. freie A13-Stellen bzw. Stelleniiberbesetzung (ku)
- davon voriibergehend freigesetzt 0,00
0,00

(Der Schultréger hat sicherzustellen, dass durch die (vorzeitige) Riickkehr
Beurlaubter bzw. Aufstockung von Teilzeitbeschaftigung das Beforderungs-
stellenkontingent nicht iiberzogen wird.)

Unterschrit

1) Stellen(anteie) fr Lehrirafte mit der 0.a. Befahigung bel entsprechender Verwendung in der Sekundarstufe | (Plansteleninhaberinnent-inhaber (Bes Gr. A12/A13) undioder Tarifbe-
schatigte (EGT1/EG13) einschl. der voribergehend nicht besetzten und besetzbaren Stellen(anteile) der Tellzoibeschafligten und Beurlaublen)
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8.5 Berechnung der Beforderungsstellen Bes.Gr. A14 - Oberstudienrétin/Oberstudienrat -
fiir das Haushaltsjahr 20..
Berechnung fiir private Gymnasien, Berufskollegs und Weiterbildungskollegs

Gemé § 26 Absatz 6 BBesG' dilrfen auf das erste Beforderungsamt der Bes.Gr. A14 hochstens 65% der Gesamtzahi der Planstellen in den
Bes.Gr. A13 und A14 der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt (h.D.) entallen.

Die Phasenverschiebung gemat § 3 Absatz 2 FESchVO ist zu beachten.

20.. 20..
1. a) Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG): Stellensoll iiber alle Laufbahnen hinweg 0,00 0,00

b) abziigl. der Stellen(anteile), die mit Lehrkréiften der Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt (g.D.) und 0,00 0,00
entsprechender Tarifbeschaftigter besetzt sind

c) verbleiben als Stellenbedarf der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt (h.D.) 0,00 0,00
d) niedrigere Zahl 0,00
2. abziglich

a) Funktionsstellen der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt (h.D.) - Anzahl der geschlisselten A15-Stel- 0,00
len (s. Nr. 4 der Anlage 8.6) gem. § 26 Absatz 6 BBesG alte Fassung

b) Stellen fiir Schulleitung A16 einschiieRlich Stellen fiir die Stellvertretung, A15L und A15V gem. § 26 0,00
Absatz 6 BBesG alte Fassung

©) kw-Anteil 0,00
Berechnung des kw-Anteils LG 2, 2. Einstiegsamt (h.D.) - A13Z - A16; zum 15.10. des Haushalts-

vorjahres:

Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG):

Stellen insgesamt (IST):

Uberhangstellen:

(iiber alle Laufbahnen hinweg)

Stellensoll fiir Lehrkrafte i.d. Laufbahn des Studi-
enrates (LG 2, 2. E.-Amt (h.D.); A13Z - A16 und/
oder entsprechender Tarifbeschaftigter x  Uberhang-

Stellen insgesamt (IST): stellen

3. verbleiben als schlisselfahig 0,00
davon 65% = Beforderungsstellen A14 0,00
5. abziiglich der bereits fiir ein Beforderungsamt Bes.Gr. A14 0,00

oder eine entsprechende Hahergruppierung

in Anspruch genommenen Stellen (in Stellen/anteilen; einschl. der voriibergehend nicht besetzten und
besetzbaren Stellen/-anteile der Teilzeitbeschaftigten und Beurlaubten)

6. freie A1d-Stellen bzw. Stelleniiberbesetzung (ku) 0,00
- davon voriibergehend freigesetzt 0,00
0,00

=

(Der Schultréiger hat sicherzustellen, dass durch die (vorzeitige) Riickkehr
Beurlaubter bzw. Aufstockung von Teilzeitbeschéftigung das Beforderungs-
stellenkontingent nicht tiberzogen wird.)

Unterschrft

1) Das neus Recht wurde zundchst in dem (Ubergsleitelen Besoldungsgesez fur das Land NRW (UBesG NRW)' geregelt, welches durch das Dienstrechismodenisierungsgesetz
(DRModG NRW) it dem L andesbesoldungegescta - BeSG 2um neti, sl dem 0107 2016 lln gefenden Bosldngsgeset i das Land Nordrher Westlen zusammengefin
viorden st
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86 Berechnung der Beférderungsstellen Bes.Gr. A15 - Studiendirektorin/Studiendirektor -
Fachleiter an Zentren fiir schulpraktische Lehrerausbildung

O als Fachleiterin/Fachleiter zur Koordinierung schulfachlicher Aufgaben
Berechnung filr private Gymnasien, Berufskollegs und Weiterbildungskollegs

D als Fachleit

fiir das Haushaltsjahr 20..

Anlage 8.6

Datum

Nach FuBinote 12 zur Bes.Gr. A15 LBesO A i.V.m. den haushaltsrechtlichen Bestimmungen betragt der Anteil der A15-Stellen hschstens 21% der
Gesamtzah! der mit Planstelleninhaberinnen/-inhabern in der Laufbahn der/des Studienrétin/Studienrates' besetzten Stellen.

Die Phasenverschiebung gemél § 3 Absatz 2 FESchVO ist zu beachten.

1. a)Stellen in der Laufbahn der/des Studienrétin/Studienrates in Stellen(anteilen) fiir Bes.Gr. A13Z - A16
(Planstelleninhaberinnen/-inhaber) einschlieRlich der voriibergehend nicht besetzten und besetzbaren

Stellen(anteile) der Teilzeitbeschaftigten und Beurlaubten
b) niedrigere Zahl

2. abziiglich kw-Anteil

Berechnung des kw-Anteils LG 2, 2 Einstiegsamt (h.D.) - A13Z - A16: zum 15.10. des Haushalts-

20

20.

0,00

0,00

0,00

vorjahres:
Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG):
Stellen insgesamt (IST):

Uberhangstellen:

(iiber alle Laufbahnen hinweg)

Stellen/anteile x  Uberhang-
Stellen insgesamt (1ST) stellen

3. verbleiben als schiiisselfahig

4. davon 21% = Beforderungsstellen A15

5. abziglich der bereits fiir ein Beforderungsamt Bes.Gr. A15

(einschlieBlich Schulleitung, Stellvertretung, A15 ZfSLIFL Koo) in Anspruch
genommenen Stellen (in Stellen/anteilen); Planstelleninhaberinnen/-inhaber
undloder Tarifbeschéftigte, die ein solches Amt ausfiilen

6. freie A15-Stellen bzw. Stelleniiberbesetzung (ku)

- davon voriibergehend freigesetzt

(Der Schultriger hat sicherzustellen, dass durch die (vorzeitige) Riickkehr
Beurlaubter bzw. Aufstockung von Teilzeitbeschéfligung das Beforderungs-
stellenkontingent nicht iberzogen wird.)

Unterschrit

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

1) Mit dem Nachtragshaushalisgesetz 1983 wurde die Quote von 30% in NRW auf 21% reduziert (§ 7a Absatz 2 - neu - Haushaltsgesetz 1983). Dies ist der Veranschlagung weiter

2ugrunde 2u legen (§ 105 SchuIG).

2) Stellen in der Laufbahn derides Studienratin/Studienrates in Stellen(anteilen) fr Bes Gr. A13Z - A16 (Planstelleninhaberinnent-inhaber) einschlieich der vorlbergehend nicht besetzten

und besetzbaren Stellen(anteile) der Teizeilbeschafigten und Beuriaubten
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8.7 Berechnung der Beforderungsstellen Bes.Gr. A14 - Oberstudienritin/Oberstudienrat -
fiir das Haushaltsjahr 20..
Berechnung fiir private Gesamtschulen

Gemé § 26 Absatz 6 BBesG' dilrfen auf das erste Beforderungsamt der Bes.Gr. A14 hochstens 65% der Gesamtzahl der Planstellen in den
Bes.Gr. A13 und A14 der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt (h.D.) entallen.

Die Phasenverschiebung gemaR § 3 Absatz 2 FESchVO ist zu beachten.

Die gesamtschulbezogenen Beférderungsémter? sind nach MaBgabe des § 28 Absatz 7 Satz 2 LBesG in der jeweils geltenden Fassung
dabei anzurechnen.

20. 20,

1. a) Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG): Stellensoll iiber alle Laufbahnen hinweg (Planstelleninha- 0,00 0,00
berinnen/-inhaber und/oder Tarifbeschftigte)

b) davon 47%3# in der Laufbahn der LG 2, 2. E.-Amt (h.D.); Planstelleninhaberinnen/-inhaber und/oder 0,00 0,00
entsprechende Tarifbeschaftigte

¢) niedrigere Zahl 0,00
2. abziglich
a) Funktionsstellen der LG 2, 2. E.-Amt (Anzah! der geschiiisselten A15-Stellen gema® Nr. 5 Anlage 8.8) 0,00
b) Stellen fiir Schulleitung A16, A15Z und A15 0,00
<) kw-Anteil 0,00
Berechnung des kw-Anteils LG 2, 2. Einstiegsamt (h. D.) - A13Z - A16: zum 15.10. des Haushalts-
vorjahres:
Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG):
Stellen insgesamt (IST):
Uberhangstellen:
(iiber alle Laufbahnen hinweg)

Stellensoll fiir Lehrkrafte i.d. Laufbahn des Studi-
enrates (LG 2, 2. E.-Amt (n.D.); A13Z - A16) und/
oder entsprechender Tarifbeschaftigter x  Uberhang-

Stellen insgesamt (IST): stellen

3. verbleiben als schlisselfahig 0,00
davon 65% = Beforderungsstellen A14 0,00
5. abziglich

a) der bereits fiir ein bandbreitenbewertetes Beférderungsamt A14 oder eine entsprechende Haher- 0,00
gruppierung in Anspruch genommenen Stellen/-anteile und

b) 50% der mit A14 bewerteten, tatséchlich besetzten gesamtschulbezogenen Funktionsémer ein- 0,00
schiieilich entsprechender Hohergruppierungen (Stellen/-anteile) - § 28 Absatz 6 LBesG

einschl. der voriibergehend nicht besetzten und besetzbaren Stellen/anteile der Teilzeitbeschaftigten
und Beurlaubten

6. freie A1d-Stellen bzw. Stelleniiberbesetzung (ku) 0,00
- davon voriibergehend freigesetzt 0,00
0,00

=

(Der Schultréiger hat sicherzustellen, dass durch die (vorzeitige) Riickkehr
Beurlaubter bzw. Aufstockung von Teilzeitbeschéftigung das Beforderungs-
stellenkontingent nicht tiberzogen wird.)

Unterschrft

1) Das neus Recht wurde zundchst in dem (Ubergsleitelen Besoldungsgesez fur das Land NRW (UBesG NRW)' geregelt, welches durch das Dienstrechismodenisierungsgesetz
(DRModG NRW) it dem L andesbesoldungegescta - BeSG 2um neti, sl dem 0107 2016 lln gefenden Bosldngsgeset i das Land Nordrher Westlen zusammengefin

2) die Funktionsselen, die von Lefricaften der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt (D) in Anspruch genommen werden

3) Eine altemative Berechnung der sich isolert fur die Sekundarsiufe | und die Sekundarstufe Il nach den Schiler-Leher-Relationen errechnenden Stellen (Sekundarstufe 11 100% Lauf-
bahngruppe 2 Einstisgsam 2; Sekundarstufe | 33% Laufbahngruppe 2 Einstiegsamt 2) gemal § 3 Absalz 4 FESChVO bleibt unberthrt,

4) bei Gesamischulen, die ais reine Sekundarstufe |-Schulen genchimigt sind, st it cinem h.0.-Antil von 3% zu rechnen (vgl. Haushatseriauterungsband Einzellan 05 Grundsatze zur
Slellanveranschlaging nach Laufbanngruppen i der Gesamischile)
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8.8 Berechnung der Beférderungsstellen Bes.Gr. A15 - Studiendirektorin/Studiendirektor -

O als Fachleiterin/Fachleiter an Zentren fiir schulpraktische Lehrerausbildung
O als Fachleiterin/Fachleiter zur Koordinierung schulfachlicher Aufgaben

fiir private Gesamtschulen
fiir das Haushaltsjahr 20..

Nach FuBnote 12 zur Bes.Gr. A15 i.V.m. den haushaltsrechtlichen Bestimmungen betragt der Anteil der A15-Stellen hichstens 21% der Gesamt-
zahl der mit Planstelleninhaberinnen/-inhabern in der Laufbahn der/des Studienratin/Studienrates’ besetzten Stellen.

Die Phasenverschiebung gemél § 3 Absatz 2 FESchVO ist zu beachten.

Die gesamtschulbezogenen Beférderungsamter sind nach MaRgabe des § 28 Absatz 7 Satz 1 LBesG in der jeweils geltenden Fassung
dabei anzurechnen (Bes.Gr. A14 - A16).

20. 0.
1. a)Stellen in der Laufbahn der/des Studienrétin/Studienrates in Stellen(anteilen) fiir Bes.Gr. A13Z - A16 0,00 0,00
(Planstelleninhaberinnen/-inhaber) einschlieBlich der voriibergehend nicht besetzten und besetzbaren
Stellen(anteile) der Teilzeitbeschaftigten und Beurlaubten
b) niedrigere Zahl 0,00

2. abziiglich kw-Anteil
Berechnung des kw-Anteils LG 2, 2. Einstiegsamt (h. D.) - A13Z - A16; zum 15.10. des Haushalts-
vorjahres:

Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG):
Stellen insgesamt (IST):

Uberhangstellen:

(iiber alle Laufbahnen hinweg)

Stellen/anteile x  Uberhang-
Stellen insgesamt (1ST) stellen
3. verbleiben als schiiisselfahig 0,00
4. davon 50% (§ 28 Absatz 6 LBesG) 0,00
5. davon 21% = Beforderungsstellen A15 0,00
6. abziiglich der bereits fiir ein Beforderungsamt Bes.Gr. A15 (einschiieBlich 0,00
Schulleitung, Stellvertretung, A15 ZfSLIFL Koo) oder eine entsprechende Ho-
hergruppierung in Anspruch genommenen Stellen (in Stellen/anteilen)
7. freie A15-Stellen bzw. Stelleniiberbesetzung (ku) 0,00
- davon voriibergehend freigesetzt 0,00
0,00

(Der Schultréiger hat sicherzustellen, dass durch die (vorzeitige) Riickkehr
Beurlaubter bzw. Aufstockung von Teilzeitbeschaftigung das Beforderungs-
stellenkontingent nicht iiberzogen wird.)

Unterschrit

1) it dom Nachragshaushalisgesetz 1963 wurde die Quole von 30% in NRIW auf 21% reduzirt (§ 72 Absatz 2 - neu - Haushalsgesetz 1983). Diesist der Veranschlagung weier
2ugrunde zu legen.

2) Stellen in der Laufbahn der/des Studienratin/Studienrates in Stellen(anteilen) fr Bes Gr. A13Z - A16 (Planstelleninhaberinnent-inhaber) einschlieich der vorlbergehend nicht besetzten
und besetzbaren Stellen(anteie) der Teilzeilbeschafiglen und Beuriaubten
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8.9 Berechnung der Beforderungsstellen Bes.Gr. A13 Sek. | fiir Lehrkrifte mit der Befihigung nach § 31 Nrn. 4,6, 7 LVO

Befihigung fiir die Lehrerinnen- oder Lehrerlaufbahn des Lehramtes fiir die Sekundar-
stufe |

Beféhigung fiir die Lehrerinnen- oder Lehrerlaufbahn des Lehramtes an Haupt-, Real-
und Gesamtschulen

Befahigung fiir die Lehrerinnen- oder Lehrerlaufbahn des Lehramtes an Grund-, Haupt-
und Realschulen und den entsprechenden Jahrgangsstufen der Gesamtschulen

fiir private Sekundarschulen
fiir das Haushaltsjahr 20..

Gemét Futnote 7 zur Bes.Gr. A13 LBesO A dirfen im Bereich der Sek. | der Gesamtschule und des Gymnasiums héchstens 40% der Planstellen
fir stufenbezogen ausgebildete planméRige Lehrerinnen/Lehrer der o.g. Lehrémter in Bes.Gr. A13 ausgewiesen werden

Dies gilt analog auch fiir Sekundarschulen.
Die Phasenverschiebung gemat § 3 Absatz 2 FESchVO ist zu beachten

Der Anteil der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt (h.D.) an Sekundarschulen betragt gemé®t Fulinote 14 zur Bes.Gr. A13 LBesO A 16,5%; der
Anteil der Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt (g.D.) 83,5%. Von diesen 83,5% diirfen hichstens 40% der Planstellen nach Besoldungsgruppe A13
als Beforderungsamt ausgewiesen werden.

20. 20,

1. a) Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG): Stellensoll iiber alle Laufbahnen hinweg (Planstelleninha- 0,00 0,00
berinnen und -inhaber und/oder Tarifbeschaftigte)

b) davon 83,5% in der Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt (.D.) - Planstelleninhaberinnen und -inhaber 0,00 0,00
und/oder entsprechende Tarifbeschaftigte

¢) niedrigere Zahl 0,00
2. abziglich

kw-Anteil

Berechnung des kw-Anteils fiir A13: zum 15.10. des Haushaltsvorjahres:

Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG):

Stellen insgesamt (IST):

Uberhangstellen

(iiber alle Laufbahnen hinweg)

Stellensoll i.d. Laufbahn Lehramt der Sek. | und/

oder entsprechender Tarifbeschafligter x  Uberhang-
Stellen insgesamt (IST): stellen
3. verbleiben als schlisselfahig 0,00
4. davon 40% = Befrderungsstellen A13 0,00
5. abziiglich der bereits fiir ein Beforderungsamt Bes.Gr. A13 0,00
oder eine entsprechende Hahergruppierung
in Anspruch genommenen Stellen (in Stellen/anteilen)
6. freie A13-Stellen bzw. Stelleniiberbesetzung (ku) 0,00
- davon voriibergehend freigesetzt 0,00
0,00

(Der Schultréiger hat sicherzustellen, dass durch die (vorzeitige) Riickkehr
Beurlaubter bzw. Aufstockung von Teilzeitbeschaftigung das Beforderungs-
stellenkontingent nicht tiberzogen wird.)

Unterschrft
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8.10 Berechnung der Beférderungsstellen Bes.Gr. A14 - Oberstudienritin/Oberstudienrat -

fiir das Haushaltsjahr 20..

Berechnung fiir private Sekundarschulen
Gemé § 26 Absatz 6 BBesG' dilrfen auf das erste Beforderungsamt der Bes.Gr. A14 hichstens 65% der Gesamtzahl der Planstellen in den
Bes.Gr. A13 und A14 der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt (.D.) entfallen.
Die Phasenverschiebung gemé § 3 Absatz 2 FESchVO ist zu beachten

Der Anteil der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt (h.D.) an Sekundarschulen betrégt 16,5%; der Anteil der Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt
(9..) 83,5%. Gemals FuRinote 14 zur Bes.Gr. A13 der derzeit geltenden LBesO dirfen fir das Amt der Studienrétin/des Studienrates mit der
Befahigung fiir das Lehramt an Gymnasien, mit der Befahigung fir das Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen und mit den Lehramsbefa-
higungen fr die Sek. | und die Sek. Il (Doppelbefahigung) - bei Verwendung an einer Sekundarschule fiir dieses Amt héchstens 16,5% der Plan-
stellen an Sekundarschulen ausgewiesen werden.

(Davon 65% Beforderungsamt Bes.Gr. A14)

20. 20.

1. a) Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG): Stellensoll iiber alle Laufbahnen hinweg (Planstellenin- 0,00 0,00
haberinnen/-inhaber undjoder Tarifbeschaftigte)

b) davon 16,5% in der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt (h.D.) ausgebracht 0,00 0,00
c) niedrigere Zahl 0,00
2. abziglich

a) Funktionsstellen der LG 2, 2. E.-Amt (Anzahl der geschliisselten A15-Stellen gemé® Nr. 4 Anlage 0,00
8.11

b) Stellen fiir Schulleitung A16, A15Z und A15 0,00
©) kw-Anteil 0,00
Berechnung des kw-Anteils LG 2. 2 Einstiegsamt (h.D.) - A13Z - A16; zum 15.10. des Haushalts-

vorjahres:

Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG):

Stellen insgesamt (IST):

Uberhangstellen:

(iiber alle Laufbahnen hinweg)

Stellensoll iir Lehrkrafte i.d. Laufbahn des Studi-
enrates LG 2, 2. E-Amt (h.D.); A13Z - A16 und/
oder entsprechender Tarifbeschéftigter x  Uberhang-

Stellen insgesamt (IST): stellen

@

verbleiben als schliisselfahig 0,00
davon 65% = Beforderungsstellen A14 0,00
5. abziglich der bereits fiir ein Beforderungsamt Bes.Gr. A14 0,00

oder eine entsprechende Hohergruppierung in Anspruch genommenen Stellen (in Stellen/anteilen; ein-
schl. der voriibergehend nicht besetzten und besetzbaren Stellen/anteile der Teilzeitbeschafigten und
Beurlaubten)

6. freie A14-Stellen bzw. Stelleniiberbesetzung (ku) 0,00
- davon voriibergehend freigesetzt 0,00
0,00

s

(Der Schultréiger hat sicherzustellen, dass durch die (vorzeitige) Riickkehr
Beurlaubter bzw. Aufstockung von Teilzeitbeschéfigung das Beforderungs-
stellenkontingent nicht iberzogen wird.)

Unterschrft

1) Das neue Recht wurde zunéchst in dem Ubergeleieten Besoldungsgesetz firr das Land NRW (UBesG NRW)" geregelt, welches durch das Dienstrechtsmodemisierungsgesetz
{DRMiodG NRW) it dem Landiesbesoidungsgese - LesG zum neven, il dem 01,07 2016 alln gllenden Besaldungegsseiz i das Land Nordrhen-Westalen zusammengofi
worden st
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8.1 Berechnung der Beforderungsstellen Bes.Gr. A15 - Studiendirektorin/Studiendirektor -
O als Fachleiterin/Fachleiter an Zentren fiir schulpraktische Lehrerausbildung
O als Fachleiterin/Fachleiter zur Koordinierung schulfachlicher Aufgaben
fiir private Sekundarschulen
fiir das Haushaltsjahr 20..

Nach FuBnote 12 zur Bes.Gr. A15 i.V.m. den haushaltsrechtlichen Bestimmungen betragt der Anteil der A15-Stellen hochstens 21% der Gesamt-
zahl der mit Planstelleninhaberinnen/-inhabern in der Laufbahn der/des Studienratin/Studienrates besetzten Stellen.

Die Phasenverschiebung geméf § 3 Absatz 2 FESchVO ist zu beachten.

Der Anteil der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt (h.D.) an Sekundarschulen betragt 16,5%; der Anteil der Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt
(9.D.) 83,5%. Gemal Funote 14 zur Bes.Gr. A13 der derzeit geltenden LBesO durfen fiir das Amt der Studienratin/des Studienrates mit der
Befahigung fiir das Lehramt an Gymnasien, mit der Beféhigung fiir das Lehramt an Gymnasien und Gesamschulen und mit den Lehramtsbefa-
higungen fr die Sek. | und die Sek. Il (Doppelbefahigung) - bei Verwendung an einer Sekundarschule fiir dieses Amt hochstens 16,5% der Plan-
stellen an Sekundarschulen ausgewiesen werden.

(Davon 21% Beférderungsamt Bes.Gr. A15)

20. 20..
1. a)Stellen in der Laufbahn der/des Studienratin/Studienrates in Stellen(anteilen) fiir Bes.Gr. A13Z - A16 0,00 0,00
(Planstelleninhaberinnen/-inhaber) einschiielich der vorlibergehend nicht besetzten und besetzbaren
Stellen(anteile) der Teilzeitbeschaftigten und Beurlaubten
b) niedrigere Zah! 0,00

2. abziiglich kw-Anteil
Berechnung des kw-Anteils LG 2, 2. Einstiegsamt (h.D.) A13Z - A16: zum 15.10. des Haushalts-
vorjahres:

Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG):

Stellen insgesamt (IST):

Uberhangstellen:

(iiber alle Laufbahnen hinweg)

Stellensoll fir Lehrkréifte i.d. Laufbahn des Studi-

enrates (LG 2, 2. E.-Amt (h.D.) A13Z - A16) x  Uberhang-
Stellen insgesamt (IST): stellen
3. verbleiben als schiiisselfahig 0,00
4. davon 21% = Beforderungsstellen A15 0,00
5. abziiglich der bereits fir ein Beforderungsamt Bes.Gr. A15 0,00
(einschiieflich Schulleitung, Stellvertretung, A15 ZfSLFL Koo) oder eine ent-
sprechende Hohergruppierung in Anspruch genommenen Stellen (in Stellen/
anteilen)
6. freie A15-Stellen bzw. Stelleniiberbesetzung (ku) 0,00
- davon voriibergehend freigesetzt 0,00
0,00

(Der Schultréger hat sicherzustellen, dass durch die (vorzeitige) Riickkehr
Beurlaubter bzw. Aufstockung von Teilzeitbeschafiigung das Beforderungs-
stellenkontingent nicht tiberzogen wird.)

Unterschrft

1) Mit dem Nachiragshaushalisgesetz 1983 wurde die Quote von 30% in NRW auf 21% reduziert (§ 7a Absatz 2 - neu - Haushalisgesetz 1983). Dies ist der Veranschiagung weiter zugrunde
2ulegen.
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8.12 Berechnung der Beférderungsstellen Bes.Gr. A13 Sek. | fiir Lehrkrifte mit der Befahigung nach § 31 Nrn. 4, 6, 7 LVO

Befahigung fiir die Lehrerinnen- oder Lehrerlaufbahn des Lehramtes fiir die Sekundar-
stufe |

Befahigung fiir die Lehrerinnen- oder Lehrerlaufbahn des Lehramtes an Haupt-, Real-
und Gesamtschulen

Befahigung fiir die Lehrerinnen- oder Lehrerlaufbahn des Lehramtes an Grund-, Haupt-
und Realschulen und den entsprechenden Jahrgangsstufen der Gesamtschulen

fir private Gesamtschulen

fiir das Haushaltsjahr 20..

Gemé Futnote 7 zur Bes.Gr. A13 LBesO A diirfen im Bereich der Sek. | der Gesamtschule und des Gymnasiums hochstens 40% der Planstellen

fir stufenbezogen ausgebildete planmétige Lehrerinnen/Lehrer der o.g. Lehramter in Bes.Gr. A13 ausgewiesen werden

Die Phasenverschiebung gemé § 3 Absatz 2 FESchVO ist zu beachten

Der Anteil der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt (h.D.) an Gesamtschulen betrégt 47%; der Anteil der Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt (g.D.)

53%. Von diesen 53% (Bereich der Sekundarstufe I) diirfen hochstens 40% der Planstellen nach Besoldungsgruppe A13 als Beforderungsamt
ausgewiesen werden.

20. 20.

1. a) Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG): Stellensoll iiber alle Laufbahnen hinweg (Planstellenin- 0,00 0,00
haberinnen und -inhaber und/oder Tarifbeschaftigte)

b) davon 53% in der Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt (g.D.) - Planstelleninhaberinnen und -inhaber 0,00 0,00
undloder entsprechende Tarifbeschéftigte

) niedrigere Zahl 0,00
2. abziiglich

kw-Anteil

Berechnung des kw-Anteils fiir A13: zum 15.10. des Haushaltsvoriahres:

Stellenbedarf (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG):

Stellen insgesamt (IST):

Uberhangstellen:

(iiber alle Laufbahnen hinweg)

Stellensoll i.d. Laufbahn Lehramt der Sek. | und/

oder entsprechender Tarifbeschaftigter x  Oberhang-
Stellen insgesamt (IST): stellen
3. verbleiben als schiiisselfahig 0,00
4. davon 40% = Beforderungsstellen A13 0,00
5. abziigiich
a) der bereits fiir ein bandbreitenbewertetes Beférderungsamt A13 oder eine entsprechende 0,00
Hohergruppierung in Anspruch genommenen Stellen/-anteile und
b) 50% der mit A13 bewerteten, tatschlich besetzten gesamtschulbezogenen Funktionsamter 0,00
einschiieRlich entsprechender Hohergruppierungen (Stellen/-anteile) - § 28 Absatz 6 LBesG einschl.
der voriibergehend nicht besetzten und besetzbaren Stellen/anteile der Teilzeitbeschaftigten und
Beurlaubten
6. freie A13-Stellen bzw. Stelleniiberbesetzung (ku) 0,00
- davon voriibergehend freigesetzt 0,00
0,00

(Der Schultréiger hat sicherzustellen, dass durch die (vorzeitige) Riickkehr
Beurlaubter bzw. Aufstockung von Teilzeitbeschéftigung das Beforderungs-
stellenkontingent nicht berzogen wird.)

Unterschrft

1) bei Gesamtschulen, die als reine Sekundarstufe I-Schulen genehmigt sind,ist mit einem g..-Anteil von 67% zu rechnen (vgl. Haushaltseriéuterungsband Einzelplan 05 Grundsitze zur
Stellenveranschiagung nach Laufbahngruppen in der Gesamtschule)
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, den

(Schultrager)

Tel.: Zi.:

Ubergabemitteilung fiir Neuzugénge

Landesamt
fir Besoldung und Versorgung NRW
40192 Diisseldorf

(ber die
Bezirksregierung Schulnummer:

Aufnahme eines Versorgungsfalles

Anlagen
O Hefte Personalakten L] Sterbeurkunde O
O Hefte Unfallvorgénge [ Lohnsteuerkarte 0O
['] Kopie Zurruhesetzungsverfigung [l Kopie Stammblatt 0O
1. |Der/Die
(Amtsbezeichnung) (Name, Vorname)
[ tritt in den Ruhestand mit [ wird in den Ruhestand versetzt
Erreichen der Altersgrenze/ [1§ 45 Abs. 4 Nr. 1 LBG
besonderen Altersgrenze [1§45 Abs. 4 Nr. 1i. V. m. § 45 Abs. 5 LBG
[1§ 44 Abs. 1LBG 1§ 45 Abs. 4 Nr. 2 LBG
gemaR Verfligung des/der
vom mit Ablauf des
[1ist verstorben am - Sterbeurkunde liegt - nicht - vor.

Dienstbeziige werden/wurden gezahlt bis einschliefllich Monat

Der/Die 0.G. war unmittelbar vor dem Ruhestand/Tod
[lin Altersteilzeit seit dem
[1in 58er Regelung seit dem

Es steht Versorgung aufgrund eines Dienstunfalls zu

[]Ist noch nicht bekannt
Es bestehen Schadenersatzanspriiche gegen Dritte gem. § 99 LBG:
[ nein
[1ja, gegen

Der/Die 0.G. war unmittelbar vor dem Ruhestand/Tod beurlaubt und das BDA war neu
festzusetzen

[ja
[ nein

Es werden/wurden bereits Versorgungsbezuge gezahlt
unter Pers. Nr.
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6. |Bestehen Versorgungslasten nach § 107 LBeamtVG NRW?

[ja
[ nein

7. |Familienstand
[1ledig
U] verheiratet

Ehegatte im 6ffentlichen Dienst beschaftigt/Versorgungsempfanger

1 nein [lja
Pers. Nr./AZ.:
[] geschieden
[T unterhaltspflichtig
L] verwitwet seit
8. Familienzuschlag fiir Kinder

Name Geburtsdatum

Familienrechtliche
Stellung

Zahlung befristet bis

9. |Weitere Einkiinfte
[1§ 53 LBeamtVG NRW

1§ 54 LBeamtVG NRW

[1§ 55 LBeamtVG NRW
Renten

Erwerbs-/Erwerbsersatzeinkommen

Bitte grundsatzlich alle benétigten Unterlagen beifigen.

Versorgungsbezug nach beamtenrechtlichen Grundsatzen

Sachlich richtig
Im Auftrag
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, den

(Schultréger)

Tel.:

Name der Schule und Schulnummer

Dateniibergabe laufende Versorgungsfalle (Priifmodell)

A Personliche Grunddaten

1 Name, Vorname (ggf. Geburtsname); akademische Grade geboren am

2 Anschrift (StraBe, Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort) Geschlecht (m/w)

3 Familienstand
[ledig
[ verheiratet; Ehegatte im &ffentl. Dienst beschaftigt/
Versorgungsempfanger? [ ja [| nein
[l geschieden unterhaltspflichtig? [ ] ja [ nein
L] verwitwet seit

4 Letzter Beschaftigungsbeginn als Planstel- | Eintritt des Versorgungsfalles
leninhaber/in

\ (TTIMM/JJ) , (TTIMM/JJ)

5 Letzte Amtsbezeichnung

B Ruhegehaltfihige Dienstbeziige

1 Besoldungsgruppe oder festes Grundgehalt oder manueller
Versorgungsbezug'

A__ Stufe_ I __ €

2 Anpassungszuschlag (alt) Strukturausgleich Anpassungszuschlag (neu)
., € € €

3 Zulagen
€ € €
nach § nach § nach §

C Versorgungsdaten

1 Grund fir den Eintritt des Versorgungsfalles
[l Gesetzliche Altersgrenze [| Dienstunfahigkeit
[l Eigener Antrag (z.B. Schwerbehinderung)
[| Versetzung in den einstweiligen Ruhestand [| Tod

2 Art der Versorgung
[l Normalversorgung = Unfallversorgung

3 Versorgungsbezug
[l Ruhegehalt [ Unterhaltsbeitrag nach
[l Witwen-/Witwergeld [] Waisengeld fiir [ Halbwaisen [] Vollwaisen
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4 Festgesetzt nach - neuem Recht [ | altem Recht
Ruhegehaltfahige Dienstzeit Jahre . Tage
Ruhegehaltssatz 5 v.H.
[1 Ubergangsrecht
Ruhegehaltfahige Dienstzeit nach

neuem Recht Jahre s Tage

altem Recht Jahre , Tage

Ruhegehaltssatze nach § 85

Abs. 3 , v.H. Abs. 1 , v.H. Abs. 4 , v.H.
Erhéhung nach § 14a LBeamtVG NRW [ nein [ ja, um J T

5 Minderung um einen Abschlag (§ 14 Abs. 3 LBeamtVG NRW)?
[ nein

[l ja, die Minderung betragt § %
6 Kirzung des Versorgungsbezugs um einen Versorgungsausgleich (§ 57 LBeamtVG
NRW)?
[ nein
[Tja, um ., €
[1ja, Kurzung ist voriibergehend ausgesetzt (z. B. VAHRG);
Speicherbetrag z.Zt. ., €
7 Prozentuale Kiirzung des Versorgungsbezugs Grund
(z.B. § 20 LBeamtVG NRW)?
[ nein
[Tja, um %

8 Betragskiirzung (z.B. § 22 Abs. 1 Satz 2 LBeamtVG NRW)? | Grund
[ nein

[Tja, um ., €
9 Unfallausgleich?
[ nein
[lja, MdE %, Unfallausgleich €

D Weitere Einkiinfte

1 Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen § 53 LBeamtVG NRW
[ nein
[l ja Tatigkeit im o6ffentl. Dienst?
[ nein
[1ja, Mindestbelassung [ nein [] ja
beriicksichtigtes Bruttoeinkommen s €

2 Versorgungsbezug nach beamtenrechtlichen Grundsatzen § 54 LBeamtVG NRW
[ nein

[ja
[l Ruhegehalt [ Witwen-/Witwergeld [ | sonstige beamtenahnliche Versorgung
Ruhegehaltfahige Dienstbezlige , €
Ruhegehaltssatz 5 v.H.
Abschlag (§ 14 Abs. 3)?c neincja__, %

Versorgungsbezug (brutto) . €
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3 Renten § 55 LBeamtVG NRW
[ nein

[ja

[l Rentenart [| eigene Rente [| Hinterbliebenenrente
Versicherungsnummer
Rentenausgangsbetrag , €
Rentenbereinigung = nein  ja
Entgeltpunkte gesamt

Entgeltpunkte freiwillig

Héherversicherung = nein s ja €

Fiktiver Ruhegehaltssatz (§ 55 Abs. 2 LBeamtVG NRW) , V.H.
Zusatzrente (z.B. KZV) ¢ nein s ja , €

sonstige Renten o nein - ja, Betrag . €

Art der Leistung

E Familienzuschlag fiir Kinder

Nr. Name Geburts- Familienrechtliche | Zahlung befristet bis
datum Stellung MM/JJ

F Zuschlage

§ 50a LBeamtVG NRW , € Kindererziehungszuschlag

§ 50b LBeamtVG NRW , € Kindererganzungszuschlag

§ 50c LBeamtVG NRW , € Kinderzuschlag Witwengeld

§ 50d LBeamtVG NRW , € Kinderpflegezuschlag

§ 50e LBeamtVG NRW € Vorlibergehende

Zuschlage

Berechnung(en) des Zuschlags/der Zuschlage bitte unbedingt beifigen!

Anlagen ¢ 0O O

Sachlich und rechnerisch richtig

1) Rechtsgrundlage ist anzugeben (z.8. § 15 oder § 26 LBeamtVG NRW)

Landesamt fiir Besoldung und Versorgung
Nordrhein-Westfalen

Ausfiillanleitung (Priifmodell)

Abschnitt A - personliche Grunddaten

A1 Bei Ledigen laut Geburtsurkunde. Bei Verheirateten der im Familienbuch beim Stan-
desamt gefiihrte Name; Geburtsdatum: TT/MM/JJ

A2 Zugelassen sind GroR- und Kleinbuchstaben, Umlaute, B, Ziffern, Punkt, Bindestrich,
Schragstrich und Apostroph.

A3 Die Angabe, ob der Ehegatte Bezlige aus dem offentlichen Dienst erhalt oder Ge-

schiedene dem frilheren Ehegatten gegeniiber unterhaltspflichtig sind, ist unbedingt
erforderlich.
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Landesamt fiir Besoldung und Versorgung
Nordrhein-Westfalen

Ausfiillanleitung (Priifmodell) (Foris)

A4

Begriindung des Beschaftigungsverhaltnisses als Planstelleninhaber/in
Eintritt des Versorgungsfalles, nicht Beginn der Versorgungszahlung

A5

Amtsbezeichnung bei Eintritt des Versorgungsfalles

Abschnitt B - Ruhegehaltfahige Dienstbeziige

B1

Anzugeben sind die der Versorgung zugrunde liegende Besoldungsgruppe und die
Stufe (z.B. A 12 Stufe 12) oder

ein festes Grundgehalt, wenn der Zahlung keine Besoldungsgruppe zugrunde liegt
sondern z.B. eine Verglitungsgruppe oder

B2

Ein Strukturausgleich und einen Anpassungszuschlag neu (ab 01.07.1991) kénnen
betragsméafig in einem Feld zusammengefasst werden. Nicht zusammengefasst wer-
den durfen ein Anpassungszuschlag alt (bis 31.12.1983) mit einem Strukturausgleich
(ab 01.03.1991) und/oder einem Anpassungszuschlag neu (ab 01.07.1991); Diese Be-
trage miissen getrennt ausgewiesen sein.

B3

Beispiel: Vorbemerkung Nr. 27 Abs. 1 Buchstabe c zu Bes.Gr. A 13

Abschnitt C - Versorgungsdaten

C 1 bis C 3 keine Erlauterungen

Cc4

- ,altes Recht": Ruhegehaltssatz ist nach dem bis 31.12.1991 geltenden Recht festge-
setzt

- ,Ubergangsrecht*: Ruhegehaltssatz ist nach § 85 Abs. 1 oder Abs. 4 festgesetzt

- ,neues Recht: Ruhegehaltssatz ist nach dem ab 01.01.1992 geltenden Recht fest-
gesetzt.

C5

Versorgungsabschlag bei vorzeitiger Zurruhesetzung wegen
- Dienstunfahigkeit (ab 2001),

- Inanspruchnahme der Antragsaltersgrenze (ab 1998) oder
- Schwerbehinderung (ab 2001).

Cé

Einzutragen ist der aktuelle Kiirzungsbetrag. Erfolgt noch keine Kiirzung, weil z.B. das
VAHRG anzuwenden ist oder die Scheidung im Ruhestand erfolgte, ist der aktuelle
Speicherbetrag anzugeben.

C7

Rechtsgrund flr eine prozentuale Kiirzung ist z.B. § 20 Abs. 2 LBeamtVG NRW.

C8

Rechtsgrund flr eine Betragskirzung ist z.B. § 22 Abs. 1 Satz 2 LBeamtVG NRW.

C9

Mitzuteilen sind die festgestellte MdE und der Unfallausgleichsbetrag.

Abschnitt D - Weitere Einkiinfte und Beziige

D1

Bei nichtselbstandiger Tatigkeit ist das monatliche Brutto-Einkommen (ggf. nach Ab-
zug der Werbungskosten) einzugeben. Bei selbstandiger Tatigkeit sind die Brutto-Jah-
reseinkiinfte dividiert durch 12 einzutragen.

D2

Ist der weitere Versorgungsbezug um einen Versorgungsabschlag (vgl. C6) gemin-
dert, ist der Vomhundertsatz der Minderung anzugeben. Bei Regelungen gemaR § 54
Abs. 4 LBeamtVG NRW sind zusétzlich die dem Witwengeld zu Grunde liegenden ru-
hegehaltfahigen Dienstbezlige mitzuteilen.

D3

Sonstige Renten sind z.B. Betriebsrenten.

Abschnitt E - Familienzuschlag fiir Kinder

Name, familienrechtliche Stellung und Anspruchszeitraum missen angegeben werden.

Abschnitt F - Zuschlage

Wegen der kiinftigen Anpassungen dieser Zuschlage mussen die jeweiligen Berechnungen
beigefiigt werden.
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LBV Anderungsmitteilung fiir Priiffille

Allgemeine Daten

Schultrager:

Ansprechpartner/Tel.-Nr.:

Schule:

Schul-Nr.:

Bezirksregierung:

Versorgungsberechtigter:

Personalnummer LBV:

Folgende Anderung/en ist/sind giiltig ab:

Adresse

StraRe, Hausnummer

PLZ, Ort

Heirat

[ Heiratsurkunde ist beigefiigt/wird nachgereicht.

[] Ehegatte ist im 6ffentlichen Dienst tatig/im Ruhestand

Dienstherr/Arbeitgeber (Aktenzeichen/Anschrift):

[] Ehegatte ist nicht im &ffentlichen Dienst tatig/im Ruhestand.

Scheidung

[ Vollstandiges Scheidungsurteil mit Rechtskraftvermerk ist beigefiigt.

Versorgungsausgleich: [ ja [ nein

Kirzung gem. § 57 LBeamtVG NRW: ] ja [l nein

Familienzuschlag fiir

Kindname

Kindname

[ Kind ist weiterhin/wieder in Ausbildung

ab

Ausbildungs-/Studienbescheinigung ist beige-
fagt.

[ Kind ist weiterhin/wieder in Ausbildung
ab

Ausbildungs-/Studienbescheinigung ist bei-
gefigt.

[1 Kind hat Ausbildung beendet/abgebrochen
am
Zeugnis oder Bescheinigung ist beigefiigt.

[ Kind hat Ausbildung beendet/abgebro-
chen am
Zeugnis oder Bescheinigung ist beigefiigt.

L] Kind im Zivildienst/Grundwehrdienst
Einberufungsbescheid ist beigeflgt.

L] Kind im Zivildienst/Grundwehrdienst
Einberufungsbescheid ist beigefigt.

[ Kind bisher noch nicht beriicksichtigt
Geburtsurkunde ist beigefiigt.

[ Kind bisher noch nicht beriicksichtigt
Geburtsurkunde ist beigefiigt.

Regelungen

1 Regelung § 53 LBeamtVG NRW

Berechnung und Einkommensnachweise sind beigefligt.

1 Regelung § 54 LBeamtVG NRW

Berechnung und Unterlagen zum weiteren Versorgungsbezug sind beigeflgt.
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LBV Anderungsmitteilung fiir Priiffille (Forts.)

[l Regelung § 55 LBeamtVG NRW
Berechnung und vollstandiger Rentenbescheid sind beigefiigt.

[1Tz. 11.0.5 LBeamtVG NRW
Berechnung und vollstandiger Rentenbescheid sind beigefiigt
(z.B. Betriebsrente, kirchliche Zusatzversorgung).

Tod des Versorgungsberechtigten

[] Sterbeurkunde ist beigeflgt.

[ Heiratsurkunde ist beigeflgt.

[] Sterbegeldberechnung ist beigeflgt.

[l Festsetzung/en Hinterbliebenenversorgung ist/sind beigefiigt.

Sonstiges

Datum: Unterschrift, Stempel

Hinweis: Bitte grundsatzlich alle benétigten Unterlagen beifiigen!
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Anlage 3a VVzFESchVO

Mitteilungen des Landesamts fiir Besoldung und Versorgung
an die obere Schulaufsichtsbehérde

Ergebnis der Nachweispriifung gemaB § 11 Abs. 2 Nr. 2 FESchVO i.V.m. Nr. 11.2.3 VVzFESchVO
(Prifmodell)

Schul-Nummer: Name der Ersatzschule:
Ersatzschultrager:
Haushaltsjahr: Bezirksregierung:
Versorgungsempféngerin/Versorgungsempfénger Priifungsergebnis
Ifd. Name Vorname Geburtsdatum Personalnr. Gesamtbrutto
Nr. fiktiv
R00... 0,00
R00... 0,00
R00... 0,00
Gesamtsumme Schulnummer 0,00

GemaB Nr. 11.2.3 VVzFESchVO umfasst das Priifungsergebnis alle mit dem Priifauftrag des LBV in
Zusammenhang stehenden Versorgungsangelegenheiten (u.a. Versorgungsausgleich, Nachversicherung,
Witwen- und Waisengeld).
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Anlage 3b VVzZFESchVO

Mitteilungen des Landesamts fiir Besoldung und Versorgung
an die obere Schulaufsichtsbehérde

Ergebnis der Nachweispriifung gemaB § 11 Abs. 3 Nr. 2 FESchVO i.V.m. Nr. 11.3.3 VVzFESchVO
(Einkaufsmodell)

Schul-Nummer: Name der Ersatzschule:
Ersatzschultrager:
Haushaltsjahr: Bezirksregierung:

Versorgungsempféngerin/Versorgungsempfénger

Ifd. Name Vorname Geburtsdatum Personalnr. | Gesamtbrutto | Beihilfe-

Nr. fiktiv Betrag
T00... 0,00 0,00
T00... 0,00 0,00
T00... 0,00 0,00

Gesamtsumme Schulnummer 0,00 0,00
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LBV Anderungsmitteilung (Einkaufsmodell)
Allgemeine Daten

Schultrager:

Ansprechpartner/Tel.-Nr.:

Schule: Schul-Nr.:

Bezirksregierung:

Versorgungsberechtigter:

Personalnummer LBV:

Folgende Anderung/en ist/sind giiltig ab:

Adresse

StraRe, Hausnummer PLZ, Ort

Bankverbindung

IBAN

Lohnsteuer

[1 Anderung der Steuermerkmale/des Freibetrages
Lohnsteuerkarte ist beigefiigt.

Heirat

[ Heiratsurkunde ist beigefligt/wird nachgereicht

[] Ehegatte ist im 6ffentlichen Dienst tatig/Versorgungsberechtigter
Dienstherr/Arbeitgeber (Aktenzeichen/Anschrift):

[l Ehegatte ist nicht im offentlichen Dienst tatig/
Versorgungsberechtigter.

Scheidung

[ Vollstandiges Scheidungsurteil mit Rechtskraftvermerk ist beigefiigt.
Versorgungsausgleich: [lja [ nein
Kirzung gem. § 57 LBeamtVG NRW: [lja [ nein
Familienzuschlag fiir

Kindname Kindname

[ Kindistweiterhin/wiederinAusbildungab ___| o Kindistweiterhin/wiederinAusbildungab ___|
Ausbildungs-/Studienbescheinigung ist beige- | Ausbildungs-/Studienbescheinigung ist beige-

fagt. fugt.

[ Kind hat Ausbildung beendet/abgebrochen|[] Kind hat Ausbildung beendet/abgebrochen
am am

Zeugnis oder Bescheinigung ist beigefigt. Zeugnis oder Bescheinigung ist beigefiigt.

] Kind im Zivildienst/ ] Kind im Zivildienst/

Grundwehrdienst Grundwehrdienst

Einberufungsbescheid ist beigeflgt. Einberufungsbescheid ist beigeflgt.
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LBV Anderungsmitteilung (Einkaufsmodell) (Forts.)

[ Kind bisher noch nicht [ Kind bisher noch nicht
berticksichtigt berticksichtigt
Geburtsurkunde ist beigefgt. Geburtsurkunde ist beigefiigt.
Regelungen

[l Regelung § 53 LBeamtVG NRW
Einkommensnachweise sind beigefiigt.

[l Regelung § 54 LBeamtVG NRW
Unterlagen zum weiteren Versorgungsbezug sind beigefiigt.

[l Regelung § 55 LBeamtVG NRW
Vollstandiger Rentenbescheid ist beigefigt.

[1Tz. 11.0.5 LBeamtVG NRW
Vollstandiger Rentenbescheid ist beigefiigt
(z. B. Betriebsrente, kirchliche Zusatzversorgung).

Tod des Versorgungsberechtigten/Ehegatten

[] Sterbeurkunde ist beigeflgt.

Sonstiges

Datum: Unterschrift, Stempel

Hinweis: Bitte grundsatzlich alle benétigten Unterlagen beifiigen!





